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0 Management Summary 

 
Der neunte Observatoriumsbericht analysiert die Auswirkungen des Freizügigkeitsab-
kommens (FZA) Schweiz-EU auf die Migration und den Schweizer Arbeitsmarkt seit 
Inkrafttreten des Abkommens am 1. Juni 2002. Der Bericht wurde vom SECO in Zu-
sammenarbeit mit dem BFM, dem BFS und dem BSV verfasst.  
 
Migration in die Schweiz 
Seit Inkrafttreten der Personenfreizügigkeit hat sich die Zusammensetzung der Zuwanderung 
deutlich geändert. Entsprechend der Zielsetzung der schweizerischen Migrationspolitik wer-
den heute ausländische Arbeitskräfte prioritär im EU/EFTA-Raum rekrutiert. In den elf Jahren 
vor Inkrafttreten des FZA (1991-2001) war die Netto-Zuwanderung praktisch ausschliesslich 
auf die Migration aus Drittstaaten zurückzuführen. Ab Inkrafttreten des FZA stieg die Netto-
Zuwanderung durchschnittlich um mehr als das Doppelte an. Dabei hat sich mit Inkrafttreten 
des FZA per 1. Juni 2002 die Zuwanderung aus dem EU/EFTA-Raum deutlich verstärkt, 
während die Zuwanderung aus Drittstaaten leicht abnahm.  
 
Grenzkantone sowie städtische Kantone sind stärker von der Netto-Zuwanderung betroffen 
als der Rest der Schweiz. Den stärksten Zuwachs an Zuzügern verzeichneten die Kantone 
Waadt, Basel-Stadt, Zug, Zürich, Wallis, Genf und Tessin. 
 
Die Zuwanderung aus den EU-Staaten reagiert bekanntlich sehr ausgeprägt auf die Nach-
frage der Unternehmen nach Arbeitskräften. Demgemäss haben sich die starken konjunktu-
rellen Schwankungen der letzten Jahre auch auf die Netto-Zuwanderung ausgewirkt. 2008 
erreichte die Netto-Zuwanderung in die Schweiz einen Höchstwert von rund 90'000 Perso-
nen. Zwei Drittel davon stammten aus EU27/EFTA-Staaten. Mit der Finanzkrise 2009 verrin-
gerte sich der Wanderungssaldo deutlich, um rund 25%. Mit der raschen wirtschaftlichen 
Erholung in den Jahren 2010 und 2011 nahm jedoch auch der Wanderungssaldo wieder zu, 
bevor er sich 2012 erneut etwas abschwächte.  2012 wanderten insgesamt 73'000 Auslände-
rinnen und Ausländer mehr in die Schweiz ein, als im gleichen Jahr auswanderten. Knapp 
drei Viertel davon waren Staatsangehörige aus dem EU/EFTA-Raum. 
 
Die deutschen Staatsangehörigen machten mit 42 Prozent in den letzten elf Jahren gefolgt 
von den portugiesischen Staatsangehörigen mit 20% den Grossteil der Netto-Zuwanderung 
aus dem EU/EFTA-Raum aus. Im Zuge der Wirtschaftskrise 2009 reagierte jedoch die Netto-
Zuwanderung der Deutschen mit Abstand am stärksten auf den Abschwung. Im Gegenzug 
wanderten in den letzten beiden Jahren vermehrt Personen aus südeuropäischen EU-
Mitgliedsstaaten (sogenannte GIPS-Länder: Griechenland, Italien, Portugal und Spanien) in 
die Schweiz ein. Die schwierige Arbeitsmarktsituation in diesen Ländern hatte damit einen 
spürbaren Effekt auf die Zusammensetzung der Zuwanderung in die Schweiz. 
 
In den letzten elf Jahren wuchs die Bevölkerung in der Schweiz um gut 0.9% pro Jahr, ge-
genüber 0.6% in den 90er und 0.7% in den 80er Jahren. Das höhere Bevölkerungswachstum 
der letzten Jahre war einerseits eine Folge des FZA, wie sich auch in der Verschiebung der 
Zuwanderung nach der Herkunftsregionen zeigt. Verstärkt wurde die Wirkung des FZA durch 
eine über mehrere Jahre ausgesprochen günstige Weltwirtschaftsentwicklung, von der die 
Schweizer Wirtschaft − gerade auch wegen des erweiterten Arbeitskräftepotenzials − stark 
zu profitieren vermochte.  



 5

Auswirkungen auf den Schweizer Arbeitsmarkt 
 
Die Zuwanderung aus dem EU/EFTA Raum prägte in den letzten elf Jahren die Arbeitsmark-
tentwicklung in der Schweiz stark. Die Zahl der Erwerbstätigen stieg zwischen 2002 und 
2012 um insgesamt 565'000 oder 1.3% pro Jahr, wobei die eine Hälfte dieses Zuwachses 
auf ausländische Kurz- und Jahresaufenthalter und Grenzgänger und die andere auf 
Schweizerinnen und Schweizer sowie niedergelassene Ausländer entfiel. Sowohl Schweize-
rinnen und Schweizer als auch EU/EFTA-Staatsangehörige vermochten ihre Erwerbstäti-
genquote im Zeitraum 2003-2012 leicht zu steigern, während jene von Drittstaatsangehöri-
gen auf tieferem Niveau konstant blieb.  
 
Zuwanderer aus dem EU/EFTA-Raum verfügten häufiger über eine tertiäre Ausbildung als 
die ansässige Erwerbsbevölkerung. 53% der Erwerbstätigen, die im Rahmen des FZA zu-
gewandert waren, verfügten 2012 über einen tertiären Bildungsabschluss. In der Schweiz lag 
der Anteil von Erwerbstätigen mit tertiärer Ausbildung insgesamt bei 34% und bei den 25-39-
jährigen bei 42%. Auf der anderen Seite hatten 14% der unter dem FZA zugewanderten Er-
werbstätigen keine nach-obligatorische Schulbildung. Der entsprechende Anteil lag bei den 
Erwerbstätigen in der Schweiz insgsamt etwas höher - nämlich bei 16% - bei den 25-
39jährigen lag er mit 10% jedoch darunter. Der EU/EFTA Raum spielte damit als Rekrutie-
rungsgebiet für weniger gut qualifizierte Arbeitskräfte ebenfalls eine gewisse Rolle. Dies er-
klärt sich auch damit, dass ausländische Saisonarbeitskräfte seit Inkrafttreten des FZA nur 
noch im EU/EFTA-Raum rekrutiert werden dürfen.  
 
Die Nachfrage der Schweizer Wirtschaft hat sich in den letzten Jahren stark in Richtung von 
höher qualifizierten Fachkräften verschoben und das FZA hat diese Entwicklung begünstigt. 
60% des Zuwachses bei den Erwerbstätigen aus EU/EFTA-Staaten entfiel auf die drei 
höchsten Berufshauptgruppen der Führungskräfte, der akademischen Berufe, sowie der 
Techniker und gleichrangigen Berufe. Auch Schweizerinnen und Schweizer verzeichneten in 
diesen Berufsgruppen in den letzten zehn Jahren starke Beschäftigungszuwächse. In den 
letzten beiden Jahren verstärkte sich die Zuwanderung aus Südeuropa (Portugal, Italien, 
Spanien) sowie aus Osteuropa (EU8+2). Damit einher ging in erster Linie eine stärkere Zu-
wanderung ins Baugewerbe, welches seit einigen Jahren aussergewöhnlich dynamisch ent-
wickelt hat. Ansonsten war die Zusammensetzung der Zuwanderung nach Berufsgruppen im 
Jahr 2012 jener von 2008 - trotz deutlichen Verschiebungen bei den Herkunftsregionen - 
sehr ähnlich.   
 
In einer langfristigen Betrachtung über die Konjunkturzyklen hinweg blieb die Arbeitslosen-
quote gemäss SECO seit den 90er Jahren konstant. Eine leichte Erhöhung war tendenziell 
bei der Erwerbslosenquote nach internationaler Definition zu verzeichnen, wobei die Schweiz 
mit einer Quote von 4.2% auch 2012 hinter Norwegen den zweittiefsten Wert in Europa ver-
zeichnen konnte. Ausländerinnen und Ausländer sind in der Schweiz mit erhöhten Arbeitslo-
senquoten konfrontiert, wobei Personen aus dem EU/EFTA-Raum deutlich besser im Ar-
beitsmarkt integriert sind als Ausländerinnen und Ausländer aus Drittstaaten. Diese Verhält-
nisse blieben in den letzten Jahren im Wesentlichen unverändert. Von den Personen aus 
EU/EFTA-Staaten wiesen Staatsangehörige aus Portugal, Frankreich, EU8+2 Staaten Italien 
und Spanien überdurchschnittliche Arbeitslosenquoten auf, während die Arbeitslosenquote 
von deutschen Staatsangehörigen etwa im Schweizer Durchschnitt lag.  
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Der Einfluss der Zuwanderung der letzten Jahre auf die Entwicklung von Beschäftigung und 
Arbeitslosigkeit wurde in einer aktuellen Studie durch Forscher der Universitäten Zürich und 
Lausanne detailliert untersucht. Sie gingen der Frage nach, inwieweit eine Erhöhung des 
Ausländeranteils bzw. ein Anstieg des Anteils an Grenzgängerbeschäftigten in einer Ar-
beitsmarktregion zu einer Erhöhung der Arbeitslosigkeit oder einer Senkung der Beschäfti-
gungsquote bei der ansässigen Bevölkerung geführt hat. Die Studie kommt zum Schluss, 
dass die starke Zuwanderung geringfügige Verdrängungseffekte bei höher qualifizierten Ar-
beitskräften gehabt hat. Die Autoren schätzen, dass die durch die Personenfreizügigkeit 
ausgelöste zusätzliche Zuwanderung die Arbeitslosenquote von Personen, die in der 
Schweiz geboren wurden, um rund 0.2 Prozentpunkte erhöht hat. Der Effekt beschränkte 
sich dabei auf hoch qualifizierte Personen. Über den Zeitraum 2002–2010 lag deren Arbeits-
losenquote im Durchschnitt bei 1.6% und ihre Beschäftigungsquote bei 92,3%. Die Arbeits-
marktintegration der hoch qualifizierten in der Schweiz geborenen Personen blieb damit trotz 
erhöhter Konkurrenz durch Zuwanderer über den ganzen Zeitraum deutlich überdurch-
schnittlich. Die relativ ausgeprägte Knappheit bei hoch qualifizierten Fachkräften scheint 
durch die Zuwanderung etwas verringert worden zu sein. Von der Zunahme der Grenzgän-
gerbeschäftigung konnte als Folge des FZA einzig bei hoch qualifizierten früher zugewander-
ten Arbeitskräften, welche sich schon länger als fünf Jahre in der Schweiz aufhalten, ein 
Rückgang der Beschäftigungsquote von -0.39 Prozentpunkten identifiziert werden. Zwar 
konnte in Regionen mit starkem Zuwachs der Grenzgängerbeschäftigung im Schnitt auch ein 
stärkerer Anstieg der Arbeitslosigkeit beobachtet werden, doch lässt sich diese Beziehung 
gemäss den Autoren der Untersuchung nicht kausal deuten. Keine klaren Aussagen lassen 
sich aus der Studie darüber ableiten, wie die Arbeitslosigkeit in der Schweiz insgesamt durch 
die Personenfreizügigkeit beeinflusst wurde, da mögliche Einflüsse der Personenfreizügigkeit 
auf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung nicht Gegenstand der Untersuchung waren.    
 
In den elf Jahren seit Inkrafttreten des FZA stiegen die Reallöhne gemäss Lohnindex des 
BFS um jährlich durchschnittlich 0.6%. Verglichen mit 1992-2002 fiel das Wachstum damit 
höher und verglichen mit 1982-1992 tiefer aus. Ökonometrische Studien zu den Auswirkun-
gen des FZA auf die Lohnentwicklung fanden mehrheitlich, dass die Zuwanderung der letz-
ten Jahren das Lohnwachstum in der Schweiz tendenziell gedämpft hat, weil die Fachkräfte-
knappheit reduziert wurde.  
 
Die aktuellste Untersuchung zu den Auswirkungen des FZA auf die Lohnentwicklung umfasst 
den Zeitraum 1996-2010. Die Autoren der Universität Genf kommen zum Schluss, dass ein-
heimische und ausländische Arbeitnehmende mit tertiärem Bildungsabschluss sowie Aus-
länder ohne nach obligatorische Schulbildung als Folge der Zuwanderung gewisse negative 
Lohneffekte zu gewärtigen hatten. Den stärksten Lohndruck verzeichneten junge (einheimi-
sche oder ausländische) tertiär gebildete Arbeitskräfte mit 10-15 Jahren Berufserfahrung. 
Wäre der Ausländeranteil in der Periode 2004-2010 konstant geblieben, hätten ihre Reallöh-
ne im Jahr 2010 gemäss Simulationsrechnungen um ca. 1,6% höher gelegen. Eine ver-
gleichbare Lohneinbusse (–1,4%) hatten ältere ausländischen Arbeitskräfte ohne nach-
obligatorische Schulbildung mit mehr als 35 Jahren Berufserfahrung als Folge der Zuwande-
rung zu verzeichnen. Moderatere, negative Lohneffekte bis zu -0.6% fanden sich bei ansäs-
sigen ausländischen Arbeitnehmenden mit 15 bis 35-jähriger Berufserfahrung. Für niedrig 
qualifizierte einheimische Arbeitskräfte war die Zuwanderung tendenziell von Vorteil. Ge-
mäss Schätzungen der Autoren lagen deren Reallöhne 2010 um 1.1% über dem Niveau, das 
sie bei konstantem Ausländeranteil erreicht hätten. 
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Die flankierenden Massnahmen (FlaM) bewähren sich grundsätzlich als Instrument, um mög-
lichen negativen Begleiterscheinungen aufgrund des FZA zu begegnen. Insbesondere konn-
te ein Abgleiten der tiefen Löhne in den letzten Jahren verhindert werden und die FlaM dürf-
ten dazu wesentlich beigetragen haben. 
 
Auswirkungen auf die Sozialversicherungen 
 
Mit der starken Zuwanderung nimmt der Anteil der EU/EFTA-Staatsangehörigen an der Fi-
nanzierung der Sozialversicherungen kontinuierlich zu, während der Anteil der schweizeri-
schen Staatsangehörigen rückläufig ist. Die starke Zuwanderung hat die Alterung der Bevöl-
kerung in den letzten Jahren verlangsamt und damit die umlage-finanzierten Sozialversiche-
rungen der ersten Säule (AHV/IV/EO/EL) entlastet. Die Befürchtung, die Personenfreizügig-
keit führe zu einer überproportionalen Zunahme ausländischer IV-Leistungsbezüger, hat sich 
nicht bewahrheitet. Mehrkosten sind hingegen der Arbeitslosenversicherung erwachsen, weil 
auch Saisonarbeitskräfte in der Schweiz Anspruch auf Arbeitslosenentschädigung geltend 
machen können. Diese Mehrkosten sind jedoch relativ gering und lagen bislang unter den 
Erwartungen. Aus einer Gegenüberstellung der bezahlten ALV-Beiträge und der bezogenen 
Arbeitslosenentschädigungen nach Nationalitätengruppen für das Jahr 2010 geht hervor, 
dass schweizerische Staatsangehörige rund ein Fünftel mehr in die ALV einzahlen als sie 
Leistungen daraus beziehen. Bei EU/EFTA-Staatsangehörigen hielten sich die Einnahmen 
und Ausgaben gerade etwa die Waage. Dieses neutrale Ergebnis bei gleichzeitig erhöhtem 
Arbeitslosenrisiko von EU/EFTA-Staatsbürgern erklärt sich damit, dass die Schweiz 2010 
von Grenzgängern ALV-Beiträge erhob, denen keine Leistungsansprüche gegenüberstan-
den. Entsprechend fiel die Bilanz der ALV besonders gegenüber Frankreich und Deutsch-
land sogar positiv aus. Staatsangehörige aus Drittstaaten bezogen rund drei Mal mehr Leis-
tungen als sie an Beiträgen an die ALV entrichteten. Dies wiederspiegelt deren gegenüber 
Inländern und EU/EFTA-Ausländern stark erhöhte Arbeitslosenrisiko.  
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1 Einleitung 
 
Am 1. Juni 2002 sind das Freizügigkeitsabkommen zwischen der Europäischen Gemein-
schaft (EG) und der Schweiz sowie das Abkommen zur Änderung des Übereinkommens zur 
Errichtung der EFTA in Kraft getreten. Die Abkommen sehen eine schrittweise Einführung 
des freien Personenverkehrs vor, wie er innerhalb der Europäischen Union (EU) bereits zum 
Tragen kommt. Die Freizügigkeit Schweiz-EU wird indes erst 2014 nach einer Übergangsfrist 
von zwölf Jahren voll verwirklicht. Ausgenommen sind Rumänien und Bulgarien (EU2), für 
welche längere Übergangsfristen ausgehandelt wurden: Die arbeitsmarktlichen Beschrän-
kungen gegenüber den EU2-Staaten können bis spätestens 2016 weitergeführt werden. 
Nach Ablauf der Übergangsfrist kann die Schweiz im Falle einer übermässigen Zuwande-
rung bis 2019 erneut Höchstzahlen einführen. 
 
Während der Übergangszeit zwischen 1. Juni 2002 und 31. Mai 2004 fanden weiterhin vor-
gängige Kontrollen in Bezug auf den Vorrang der inländischen Arbeitskräfte sowie die Lohn- 
und Arbeitsbedingungen statt. Bis 31. Mai 2007 blieben die Kontingente der Kurzaufent-
haltsbewilligung L-EG/EFTA, bzw. Daueraufenthaltsbewilligung B-EG/EFTA für EU15-
Staatsangehörige sowie Grenzzonen für Grenzgängerinnen und Grenzgänger bestehen. Seit 
Ablauf dieser Frist können EU15-Staatsangehörige (plus Malta und Zypern) – immer auf der 
Basis des Gegenrechts - in die Schweiz einreisen und hier Wohnsitz nehmen. Sie haben, als 
Arbeitnehmende oder Selbständigerwerbende, freien Zugang zum Schweizer Arbeitsmarkt 
und können unter erleichterten Bedingungen bis zu 90 Tagen pro Jahr in der Schweiz 
Dienstleistungen erbringen. Nichterwerbstätige können unter Vorbehalt der allgemeinen Vo-
raussetzungen (ausreichende finanzielle Mittel und Krankenversicherungsschutz) einreisen 
und in der Schweiz Wohnsitz nehmen. Seit dem 1. Mai 2011 galt die volle Personenfreizü-
gigkeit auch für die EU8-Staaten. Für Bürgerinnen und Bürger der EU8 galten deshalb die 
gleichen Regelungen wie für EU17- und EFTA-Staatsangehörige. Ende April 2012 hat der 
Bundesrat die Ventilklausel gegenüber den EU8-Staaten per 1. Mai 2012 auf Grundlage von 
(Art. 10 Abs. 4 FZA) angerufen. Betroffen von der Kontingentierung ist die Kategorie der 
Aufenthaltsbewilligungen B1. Per 1. Mai 2013 wurde die Kontingentierung der B-
Bewilligungen für Angehörige der EU8-Staaten fortgesetzt. Per 1. Juni 2013 wird die Kontin-
gentierung auf B-Bewilligungen für Erwerbstätige aus EU17-Staaten ausgedehnt. Die Kon-
tingentierung der B-Bewilligungen für die EU8-Staaten sowie für die EU17-Staaten wird wäh-
rend eines Jahres gelten. Ziel des vorliegenden Berichts ist es, Informationen über die Aus-
wirkungen des FZA auf die Wanderungsbewegungen zwischen der Schweiz und dem Aus-
land (Kapitel 2) sowie über die Auswirkungen auf den schweizerischen Arbeitsmarkt (Kapitel 
3) zusammenzutragen und auszuwerten. Soweit entsprechende Daten zur Verfügung ste-
hen, wird ein spezieller Fokus auf Grenzregionen gelegt, welche in den letzten Jahren einen 
starken Zuwachs an Grenzgängerbeschäftigten verzeichneten. In Kapitel 4 werden die Aus-
wirkungen des FZA im Bereich der Sozialversicherungen abgeschätzt.   
 
Verfasst wurde der Bericht vom SECO unter Mitwirkung von Vertreterinnen und Vertretern  
aus BFM, BFS und BSV im Rahmen des „Observatoriums zum Personenfreizügigkeitsab-
kommen Schweiz-EU“.  
 
  

                                                 
1 Selbständig Erwerbstätige und Arbeitnehmende mit Arbeitsverträgen von mindestens 365 Tagen. 
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Kasten 1.1. Teilgebiete der EU27/EFTA 
 

EU15: Belgien (19582), Deutschland (1958), Frankreich (1958), Italien (1958), Luxemburg 
(1958), Niederlande (1958), Dänemark (1973), Irland (1973), Vereinigtes Königreich (1973), 
Griechenland (1981), Portugal (1986), Spanien (1986), Finnland (1995), Österreich (1995), 
Schweden (1995).  

EFTA: Island, Liechtenstein, Norwegen (Inkrafttreten FZA zusammen mit EU15) 

EU17. Die EU17 entspricht der EU15 plus Zypern und Malta, welche den 15 "alten" EU Staa-
ten seit dem 1. April 2006 gleichgestellt sind.  

EU8: Estland, Lettland, Litauen, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechische Republik, Un-
garn, EU-Beitritt: 1. Mai 2004. Inkrafttreten des FZA am 1. April 2006. 

EU10: EU8 plus Malta (2004) und Zypern (2004) 

EU2: Bulgarien (2007) und Rumänien (2007). Inkrafttreten des FZA am 1. Juni 2009.  

 

                                                 
2 Jahr des EU-Beitritts 
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2 Einfluss des FZA auf die Migrationsbewegungen sowie den Be-
stand der ausländischen Wohnbevölkerung  
 
In diesem Kapitel werden in einem ersten Schritt die Migrationsbewegungen in die bzw. aus 
der Schweiz der letzten Jahre sowie deren Einfluss auf den Bestand der ausländischen 
Wohnbevölkerung analysiert. Durch Vergleich der Wanderungsbewegungen vor und nach 
Inkrafttreten des FZA sowie deren strukturelle Merkmale hinsichtlich Herkunftsländern, Auf-
enthaltsstatus und regionaler Verteilung etc. sollen Rückschlüsse auf die Auswirkungen des 
FZA gezogen werden.  
 
Die folgenden Analysen zur Zu- und Abwanderung basieren in erster Linie auf Spezialaus-
wertungen des Zentralen-Migrations-Informations-Systems (ZEMIS).3 In Ergänzung dazu 
werden für gewisse Fragestellungen die Zahlen der Statistik des jährlichen Bevölkerungs-
standes (ESPOP) und der Statistik der Bevölkerung und der Haushalte (STATPOP) des BFS 
herangezogen.  
 

2.1 Änderungen in den rechtlichen Rahmenbedingungen 

EU15/EFTA 
 
Das Freizügigkeitsabkommen, in Kraft seit dem 1. Juni 2002, führt zur Priorität für die Zulas-
sung von Erwerbstätigen aus der EU15/EFTA gegenüber Arbeitskräften aus Drittstaaten. Mit 
Inkrafttreten des FZA wurde Staatsangehörigen der EU15/EFTA – unter Vorbehalt der Zu-
lassungsbeschränkungen zum Arbeitsmarkt während der Übergangsfrist – eine Aufenthalts-
bewilligung (L- oder B-EU/EFTA) erteilt. In den ersten fünf Jahren ab Inkrafttreten des FZA 
war die jährliche Zulassung von neu zuwandernden Erwerbstätigen auf 15'300 fünfjährige 
Daueraufenthaltsbewilligungen (B) und 115'700 Kurzaufenthaltsbewilligungen (L) für Aufent-
halte von 4-12 Monaten begrenzt (vgl. Tabelle 2.1). In den beiden ersten Jahren nach dem 
Inkrafttreten galten der Inländervorrang, die Kontrolle der Lohn- und Arbeitsbedingungen und 
die Kontingentierung weiterhin. 
 
Am 1. Juni 2004 – 2. Phase der Übergangsperiode – wurde der Inländervorrang und die 
Lohnkontrolle und damit die Arbeitsmarktprüfung abgeschafft. Für Kurzaufenthalter bis 90 
Tage gibt es seit 1. Juni 2004 nur noch eine Meldepflicht; es braucht keine Bewilligung mehr. 
Für Grenzgänger wurde der Zugang zum Arbeitsmarkt innerhalb aller Grenzzonen des Be-
schäftigungsstaates mit den Nachbarstaaten vollständig liberalisiert.  
 
Vom 1. Juni 2004 bis zum 31. Mai 2007 wurde die Zuwanderung nur noch durch Kontingente 
für Daueraufenthalter bis 5 Jahre und Kurzaufenthalter von 4-12 Monaten begrenzt; danach 
wurde der freie Personenverkehr für Staatsangehörige der EU15 und der EFTA erstmals 
vollumfänglich eingeführt. Seit dem 1. Juni 2007 besteht grundsätzlich ein Rechtsanspruch 
auf Bewilligungserteilung, wenn die Bedingungen für den Aufenthaltsstatus erfüllt sind. Ge-
mäss Entscheid des Bundesrates vom 24.04.2013 wird die Kontingentierung der B-
Bewilligungen für Erwerbstätige aus EU17-Staaten (inkl. Zypern und Malta) per 1. Juni 2013 

                                                 
3 Die Führung von ZEMIS ist dem Bundesamt für Migration (BFM) übertragen. ZEMIS löste im März 2008 das 
sog. Zentrale Ausländerregister (ZAR) ab, welches 1972 errichtet wurde. Die Auswertungen für diesen Bericht 
wurden teils durch das BFM und teils durch das BFS durchgeführt.  
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wiedereingeführt. Die Kontingentierung auf rund 53‘700 B-Bewilligungen für die EU17-
Staaten wird bis 31. Mai 2014 gelten.   
 
Am 1. Juni 2007 wurden die Grenzzonen für Staatsangehörige der EU17 aufgehoben4, und 
seither kommen die Grenzgänger in den Genuss der umfassenden geographischen Mobili-
tät, das heisst ihre Grenzgängerbewilligung ist auf dem ganzen Gebiet des Beschäftigungs-
staates gültig und sie können ihre Erwerbstätigkeit im gesamten Staatsgebiet ausüben. Seit 
dem 1. Juni 2007 besteht auch für Grenzgänger, welche die Nationalität eines der 15 "alten" 
EU-Staaten, Zyperns, Maltas oder eines EFTA-Staates haben, die volle Personenfreizügig-
keit. Der Grenzgängerstatus hat damit an Attraktivität gewonnen.  
 
EU10/EU8 
 
Am 1. April 2006 trat das Protokoll I zur Ausdehnung des Freizügigkeitsabkommens auf die 
acht neu der EU beigetretenen Staaten Osteuropas sowie auf Zypern und Malta (EU10) in 
Kraft. Das Freizügigkeitsabkommen enthält spezifische Übergangsbestimmungen für die 
acht osteuropäischen Staaten (EU85), die es der Schweiz erlauben, die nationalen Restrikti-
onen bezüglich des Arbeitsmarktes beizubehalten (Kontingente, Inländervorrang, vorgängige 
Kontrolle der Lohn- und Arbeitsbedingungen). Die Öffnung erfolgte schrittweise bis 30. April 
2011. Staatsangehörige Zyperns und Maltas werden wie Personen aus der EU15/EFTA be-
handelt und geniessen seit dem 1. Juni 2007 die volle Personenfreizügigkeit.  
 
Seit dem 1. Mai 2011 kamen Staatsangehörige der EU8 in den Genuss der vollen Personen-
freizügigkeit. Die Übergangsfristen fielen weg; es galten die gleichen Regelungen wie für die 
EU17-Staaten. Ende April 2012 hat der Bundesrat entschieden, die Ventilklausel gegenüber 
den EU8-Staaten per 1. Mai 2012 anzurufen. Per 1. Mai 2013 wurde die Kontingentierung 
der B-Bewilligungen6  für Angehörige der EU8-Staaten fortgesetzt. Die Kontingentierung auf 
rund 2180 B-Bewilligungen für die EU8-Staaten wird bis 30. April 2014 gelten.   
 

Rumänien und Bulgarien (EU2) 

 
Am 1. Juni 2009 trat das Protokoll II in Kraft. Es regelt die Freizügigkeit mit den beiden jüngs-
ten EU-Mitgliedstaaten Bulgarien und Rumänien (EU2). Die Schweiz kann bis 2016 den Zu-
gang zum Arbeitsmarkt einschränken (Kontingente, Inländervorrang, vorgängige Kontrolle 
der Lohn- und Arbeitsbedingungen). Auch hier erfolgt die Öffnung schrittweise. 
 
Die Schweiz kann während maximal sieben Jahren nach Inkrafttreten des Protokolls II (bis 
2016) die Zulassungsbeschränkungen zu ihrem Arbeitsmarkt aufrechterhalten. Inländervor-
rang und Kontrolle der orts- und berufsüblichen Arbeits- und Lohnbedingungen werden in 
kantonaler Kompetenz geprüft. Zudem werden jährlich ansteigende Kontingente zugeteilt. 
Anschliessend kommt die spezielle Schutzklausel (Ventilklausel) während weiterer drei Jahre 
zur Anwendung (2019). 
 

                                                 
4 Die EU17 entspricht der EU15 plus Zypern und Malta, welche den 15 "alten" EU Staaten seit dem 1. April 2006 
gleichgestellt sind. Für die Staatsangehörigen der EU8 und Drittstaaten kommen die Grenzzonen weiterhin zur 
Anwendung. 
5 Polen, Ungarn, Tschechische Republik, Slowenien, Slowakei, Estland, Litauen, Lettland  
6 Selbständig Erwerbstätige und Arbeitnehmende mit Arbeitsverträgen von mindestens 365 Tagen. 
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Für Dienstleistungserbringer aus Bulgarien und Rumänien besteht in gewissen Branchen 
(Baugewerbe, Reinigungsgewerbe, Schutz- und Sicherheitsgewerbe, Gartenbau) während 
der Übergangsfristen vom ersten Tag an eine Bewilligungspflicht.  
 
Tabelle 2.1 : Kontingente für erstmalige Aufenthaltsbewilligungen für Erwerbstätige 
a) Kontingente für EU15/EFTA plus Zypern und Malta seit 1. Juni 2006 (in 1'000) 
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Aufenthaltsbewilligungen (B)    

Kontingente 15.3 15.3 15.3 15.3 15.3

Ausschöpfung 100% 100% 100% 100% 100%

Kurzaufenthaltsbewilligungen (L)    

Kontingente 115.7 115.7 115.7 115.7 115.7

Ausschöpfung 58% 61% 68% 83% 97%
 
Quelle: BFM 

 
Tabelle 2.1. zeigt die jeweilige Ausschöpfung der Kontingente zwischen dem 1. Juni 2002 
und dem 31. Mai 2007. Seit dem 1. Juni 2007 profitieren Staatsangehörige aus den EU-
15/EFTA-Staaten sowie aus Malta und Zypern von der vollen Personenfreizügigkeit.  
 
b) Kontingente für EU8 (in 1'000) 
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Aufenthaltsbewilligungen (B)    Kontingente 1.7 2.2 2.6 2.8 3.0 

Ausschöpfung 57% 99% 88% 61% 64% 

Kurzaufenthaltsbewilligungen (L) Kontingente 15.8 19.2 22.6 26 29 

Ausschöpfung 73% 67% 66% 56% 49% 

 
Quelle: BFM  

 

Im ersten Kontingentsjahr7 war die Nachfrage von EU8-Staatsangehörigen nach Dauer-
aufenthaltsbewilligungen verhältnismässig gering: 57% der 1'700 verfügbaren Kontingente 
wurden ausgeschöpft. Im zweiten Jahr nahm die Nachfrage sprunghaft zu: Zwischen 1. Juni 
2007 und 31. Mai 2008 wurden 99% der 2'200 verfügbaren Daueraufenthaltsbewilligungen 
nachgefragt. Mit dem schrittweisen Anstieg der Kontingentszahlen nahm deren relative Be-
anspruchung sukzessive ab. In der Kontingentsperiode Juni 2010 bis April 2011 sind 1‘933 
Daueraufenthaltsbewilligungen beansprucht worden. Dies entspricht einer Ausschöpfung von 
64%.  
 
Die Nachfrage nach Kurzaufenthaltsbewilligungen war in der Kontingentierungsperiode 
06/07 bereits relativ hoch: 73% der 15'800 verfügbaren Kontingente wurden von Erwerbstäti-
gen aus der EU8 beansprucht. Im zweiten Jahr (Juni 2007 bis Ende Mai 2008) lag die Quote 
bei 67%, das sind 12'860 ausgestellte Bewilligungen von insgesamt 19'200.  
 

                                                 
7 Für die Zeitspanne vom 1. April 2006 (Inkrafttreten der erweiterten Personenfreizügigkeit auf die EU8-Länder) bis 
31. Mai 2006 wurden die Kontingente prorata temporis gewährt. Die Periode der Kontingentierung beginnt somit immer im Juni 
auf einer Jahresbasis gemäss Protokoll I.  
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Zwischen 1. Juni 2008 und 31. Mai 2009 standen gemäss Abkommen 22'600 Kurzaufent-
haltsbewilligungen zur Verfügung. Die Ausschöpfungsquote von rund 66% lag in ähnlicher 
Grössenordnung wie in der Vorjahresperiode. In der Kontingentsperiode Juni 2010 bis April 
2011 sind  14‘156 Kurzaufenthaltsbewilligungen an erwerbstätige Personen aus der EU8 
ausgestellt worden. Dies entspricht einer Ausschöpfungsquote von 49%. Die Beanspruchung 
der Kontingente für L-Bewilligungen liegt damit nochmals tiefer als in der Kontingentsperiode 
Juni 2009 bis Mai 2010, als die Ausschöpfungsquote bei 56% lag. 
 
Eine harte Begrenzung der Zuwanderung aus EU8-Staaten ging in den ersten Jahren der 
Personenfreizügigkeit von den Kontingenten also nicht aus. Lediglich bei Daueraufenthalts-
bewilligungen erreichte die Ausschöpfung im zweiten Jahr praktisch 100%. 
 

c) Kontingente für EU2 (Bulgarien und Rumänien), in 1'000 
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Aufenthaltsbewilligungen (B)    
Kontingente 0.362 0.523 0.684 0.885

Ausschöpfung 100% 100% 100% 85%

Kurzaufenthaltsbewilligungen (L) 
Kontingente 3.62 4.987 6.355 7.722

Ausschöpfung 69% 83% 95% 74%

 
Quelle: BFM  

 
Seit dem 1. Juni 2009 profitieren auch Staatsangehörige aus Bulgarien und Rumänien vom 
Freizügigkeitsabkommen zwischen der Schweiz und der EU. Nach 10 von 12 Monaten der 
noch laufenden Kontingentsperiode, sind die zur Verfügung stehenden Kontingente für Auf-
enthaltsbewilligungen zu 85% ausgeschöpft. Die Kontingente für Kurzaufenthaltsbewilligun-
gen sind nach 10 Monaten zu 74% ausgeschöpft.  
 
d) Kontingente für Drittstaaten (in 1'000)* 
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Aufenthalts- 
bewilligungen (B)   

Kontingente 2 4 4 4.7 4.7 4 4 4 3 3.5 3.5

Ausschöpfung 65% 55% 55% 57% 64% 90% 100% 88% 100% 89% 88%

Kurzaufenthalts- 
bewilligungen (L) 

Kontingente 2.5 5 5 7.5 7.5 7 7 7 8 5 5

Ausschöpfung 52% 62% 68% 96% 99% 99% 100% 100% 77% 95% 89%

 
Quelle: BFM 
* Zwischen November 2004 und Mai 2006 waren in den BVO Kontingenten auch Spezialkontingente für Angehörige der zehn 
neuen EU-Staaten enthalten (2500 Ausweise L, 700 Ausweise B). Sie wurden von der Schweiz und der EU im Anschluss an die 
Verhandlungen zum Protokoll zur Ausdehnung des Freizügigkeitsabkommens in einer gemeinsamen Erklärung beschlossen.  
 

Sowohl Jahres- wie auch Kurzaufenthaltsbewilligungen für Drittstaatsangehörige waren in 
den ersten Jahren nach Inkrafttreten des FZA nie ausgeschöpft. Erst ab 2005, als die 
Schweizer Konjunktur anzuziehen begann, wurden die Kontingente stärker beansprucht. In 

                                                 
8 Laufende Kontingentsperiode (Ausschöpfungsgrad, Stand nach 9 von 12 Monaten) 
9 Für Personen aus Drittstaaten standen für das Kontingentsjahr 2012 5'000 Kurzaufenthaltsbewilligungen und 3'500 Aufent-
haltsbewilligungen zur Verfügung. Für Dienstleistungserbringer aus EU/EFTA-Staaten waren es 3'000 Kurzaufenthaltsbewilli-
gungen und 500 Aufenthaltsbewilligungen.  
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den letzten vier Jahren war die Beanspruchung der Kontingente jeweils sehr hoch. 2008 be-
trug der Ausschöpfungsgrad sowohl bei L- wie auch bei B-Bewilligungen 100%. Die begrenz-
te Anzahl verfügbarer Bewilligungen für Arbeitskräfte aus Drittstaaten ist Ausdruck einer rela-
tiv restriktiven Zulassungspolitik gegenüber Nicht-EU/EFTA-Staaten. Die Kontingente sind 
auf hochqualifizierte und spezialisierte Arbeitskräfte beschränkt. 
 

2.2 Auswirkungen des FZA auf die Migration in die und aus der Schweiz  

Mit Inkrafttreten des FZA ist ein neues Kapitel in den Beziehungen zwischen der Schweiz 
und der EU angebrochen. Vor diesem Hintergrund ist die Untersuchung des Verlaufs der 
Wanderungsbewegungen zwischen der Schweiz und den EU15/EFTA-Ländern von grossem 
Interesse. Konkret soll im folgenden Abschnitt aufgezeigt werden, wie sich die Migration zwi-
schen der Schweiz und den Vertragsstaaten seit Inkrafttreten des FZA entwickelte. 
 
Ständige und nicht-ständige ausländische Wohnbevölkerung 
 
Der Verlauf des Wanderungssaldos der ausländischen Wohnbevölkerung in der Schweiz ist 
ein Abbild der wirtschaftlichen Entwicklung. Nach den wirtschaftlichen Aufschwungphasen 
1987-1990, 1997-2000 und 2005-2008 erreichte die Nettozuwanderung in die Schweiz je-
weils ihre höchsten Werte. In Phasen der wirtschaftlichen Abschwächung verringerte sich 
der Wanderungssaldo jeweils wieder. Am stärksten war dies in den 90er Jahren der Fall, als 
die Schweiz eine ausserordentlich lange Phase wirtschaftlicher Stagnation mit hoher Arbeits-
losigkeit durchlief. Mit Inkrafttreten des FZA hat sich die Zuwanderung in die Schweiz aus 
EU17/EFTA- Staatsangehörigen deutlich erhöht, während der Wanderungssaldo gegenüber 
Drittstaaten in etwa konstant blieb.10 Die relative Bedeutung der Zuwanderung aus Drittstaa-
ten nahm dabei deutlich ab, wozu auch die Abschaffung des Saisonniersstatuts für Nicht-
EU/EFTA-Staatsangehörige im Jahr 1996 beitrug.  
 
In den elf Jahren vor Inkrafttreten des FZA (1991-2001) belief sich die Netto-Zuwanderung 
der ausländischen Wohnbevölkerung auf durchschnittlich +26‘400 pro Jahr. Sie war prak-
tisch ausschliesslich auf die Zuwanderung aus Drittstaaten zurückzuführen (+26‘000). Der 
Wanderungssaldo aus EU27/EFTA-Staaten war sehr gering (400).  
 
Mit Inkrafttreten des FZA per 1. Juni 2002 veränderte sich die Zusammensetzung der Zu-
wanderung markant. In den elf Jahren nach Inkrafttreten des FZA betrug der Wanderungs-
saldo von EU27/EFTA-Staatsangehörigen pro Jahr durchschnittlich +38'400. Die Nettozu-
wanderung aus Nicht-EU27/EFTA-Staaten blieb gegenüber den elf Jahren vor Inkrafttreten 
des FZA dagegen fast unverändert bei durchschnittlich +24'900 pro Jahr.  
 
Die starken konjunkturellen Schwankungen der letzten Jahre haben sich auch auf die Netto-
Zuwanderung ausgewirkt. 2008 erreichte die Netto-Zuwanderung in die Schweiz mit 90'200 
einen Höchstwert. 63% davon entfiel auf Angehörige von EU27/EFTA-Staaten. 2009 verrin-
gerte sich der gesamte Wanderungssaldo gegenüber 2008 um einen Viertel und jener von 
Staatsangehörigen aus dem EU17/EFTA-Raum sogar um einen Drittel. Im Jahr 2010 setzte 
bereits wieder eine wirtschaftliche Erholung ein und der Wanderungssaldo verringerte sich 
nicht weiter. Im Jahr 2011 wirkte sich dies in einer erneuten Zunahme des Wanderungssal-

                                                 
10 Die EU17/EFTA umfasst neben den 15 alten EU-Staaten und drei EFTA-Staaten auch Zypern und Malta, wel-
che den Staatsangehörigen der EU15/EFTA seit dem 1. April 2006 gleichgestellt sind.  
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dos aus, wobei die Spitzenwerte von 2008 nicht ganz erreicht wurden. 2012 verringerte sich 
der gesamte Wanderungssaldo gegenüber dem Vorjahr um 5'500 Personen. Die Netto-
Zuwanderung aus EU27/EFTA-Staaten lag 2012 um 13% und diejenige aus Drittstaaten  um 
32% unter den Werten von 2008. Insgesamt wanderten 2012 73'000 Ausländerinnen und 
Ausländer mehr in die Schweiz ein, als im gleichen Jahr auswanderten.   
 
Der Wanderungssaldo von Staatsangehörigen der osteuropäischen EU-Beitrittsländer von 
2004 (EU8) erhöhte sich, als das Personenfreizügigkeitsabkommen 2006 in Kraft trat. Im 
Durchschnitt der ersten fünf Jahre mit FZA belief sich der Wanderungssaldo von Staatsan-
gehörigen der EU8 auf +4‘000 Personen pro Jahr. In den fünf Jahren zuvor hatte der Wande-
rungssaldo noch durchschnittlich +1'500 Personen pro Jahr betragen. Per 1. Mai 2011 wurde 
die Kontingentierung gegenüber Erwerbstätigen aus EU8-Staaten aufgehoben, was sich in 
einer deutlichen Zunahme des Wanderungssaldos auf +6'900 im Jahr 2011 und +8'200 im 
Jahr 2012 niederschlug. Die leicht abnehmende Wachstumsdynamik des Wanderungssaldos 
der EU8-Staatsangehörigen im Jahr 2012 ist auf die seit dem 1. Mai 2012 geltende Kontin-
gentierung der Aufenthaltsbewilligungen B für erwerbstätige EU8-Staatsangehörige (Ventil-
klausel) zurückzuführen.  
 
Die Zuwanderung aus den acht neuen EU-Staaten gewann relativ an Bedeutung, blieb ins-
gesamt aber verhältnismässig klein. In den Jahren 2006-2012 machte der Wanderungssaldo 
von Personen aus der EU8 rund 11% der Zuwanderung aus dem EU27/EFTA-Raum und 7% 
der gesamten Netto-Zuwanderung von Ausländern in die Schweiz aus. 2012 stiegen die ent-
sprechenden Anteile auf 15%, respektive 11% an. 
 
Die Personenfreizügigkeit gegenüber Rumänien und Bulgarien (EU2) wurde per 1. Juni 2009 
eingeführt. Die Zuwanderung unterliegt der Kontingentierung. In den Jahren 2011 und 2012 
lag der Wanderungssaldo bei je 2'400 Personen. Damit machten Staatsangehörige der EU2 
3% der gesamten und 5% der Netto-Zuwanderung aus EU27/EFTA-Staaten aus. 
 

Abbildung 2.1: Wanderungssaldo der ausländischen Wohnbevölkerung nach Staatsangehörigkeit 
(EU17/EFTA; EU8+2; übrige) , in 1‘000 

 
Quelle: BFM/ZEMIS 
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Am stärksten wurde die Personenfreizügigkeit von deutschen und portugiesischen Staatsan-
gehörigen genutzt. Gemessen am Wanderungssaldo aller EU17/EFTA-Staaten der Jahre 
2002-2012 machten die Deutschen 48% und die Portugiesen 22% aus.  
 
Bei den deutschen Staatsbürgern setzte sich mit der Zuwanderung verstärkt eine Tendenz 
fort, welche in den Jahren vor Inkrafttreten des FZA, ab etwa 1998 im letzten Wirtschaftsauf-
schwung begonnen hatte. Das FZA übte auf deutsche Arbeitskräfte eine besonders starke 
Wirkung aus. Im Durchschnitt der letzten elf Jahre lag die Netto-Zuwanderung aus Deutsch-
land bei 16'300 pro Jahr, d.h. um 12'600 höher als in den elf Jahren vor Inkrafttreten des 
FZA. Die Zuwanderung aus Deutschland reagierte mit Abstand am stärksten auf den wirt-
schaftlichen Abschwung. Gegenüber 2008 verringerte sich der Wanderungssaldo im 2009 
um 41%. Aber auch in den Folgejahren setzte sich der Rückgang fort. 2012 lag er bei 28% 
des Höchstwertes von 2008.  
 
Bei den portugiesischen Staatsangehörigen war vor Inkrafttreten des FZA letztmals Mitte der 
1980er bis Mitte der 1990er Jahre eine bedeutende Zuwanderung in die Schweiz festzustel-
len. In der Stagnationsphase Mitte der 1990er Jahre ebbte diese Zuwanderungswelle jedoch 
ab und kehrte sich in der Folge um. Die Einschränkungen bei der Rekrutierung von Saison-
arbeitskräften von ausserhalb der EU in den 1990er Jahren und die Einführung des Freizü-
gigkeitsabkommens, welches die Rekrutierung im EU15/EFTA-Raum administrativ erleichtert 
hat, dürften erklären, warum die Zuwanderung aus Portugal in den letzten Jahren wieder an 
Bedeutung gewann. Im Durchschnitt der letzten elf Jahre wanderten pro Jahr netto 7'500 
portugiesische Staatsangehörige in die Schweiz, rund 6'400 pro Jahr mehr als in den elf Jah-
ren zuvor. Die Zuwanderung aus Portugal reagierte auch deutlich auf die letzte Rezession. 
2009 und 2010 lag der Wanderungssaldo um gut einen Drittel unter dem Höchstwert von 
2008. 2011 nahm der Saldo dann im Zuge des wirtschaftlichen Aufschwungs in der Schweiz 
wieder zu und 2012 übertraf der Saldo gar den Höchstwert seit Inkrafttreten des FZA des 
Jahres 2003 .   
 

Abbildung 2.2: Wanderungssaldo der ausländischen Wohnbevölkerung nach Staatsangehörigkeit 
(ausgewählte Länder der EU17/EFTA), in 1‘000 

 
Quellen: BFM/ZEMIS 
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In der jüngsten Vergangenheit könnte auch die europäische Wirtschaftskrise, welche ver-
schiedene Eurostaaten besonders stark erfasst hat, die Auswanderung aus jenen Ländern 
begünstigt haben. Zu den Ländern gehören neben Portugal namentlich Griechenland, Italien 
und Spanien ("GIPS"). Tatsächlich hat denn die Zuwanderung aus den Krisenländern zwi-
schen 2009 und 2012 zugenommen, während die Zuwanderung aus Deutschland sowie den 
übrigen Staaten der EU17/EFTA im gleichen Zeitraum  abnahm.11 Dies spricht dafür, dass 
die schwierige Arbeitsmarktsituation die Zuwanderung in die Schweiz aus diesen Ländern 
begünstigt hat. Gleichzeitig fällt die jüngste Zunahme des Wanderungssaldos aus den süd-
europäischen Krisenländern auch mit einer wirtschaftlichen Erholungsphase in der Schweiz 
zusammen, was dafür spricht, dass die jüngste Zuwanderung dennoch durch die Arbeitskräf-
tenachfrage erklärt werden kann.  
 
Wie in Tabelle 2.2 zu erkennen ist, hat sich der Wanderungssaldo mit dem FZA gegenüber 
allen EU-Staaten erhöht. Die Nettozuwanderung aus Frankreich lag in den letzten elf Jahren 
bei durchschnittlich 4'100 und jene aus dem Vereinigten Königreich bei 1'600 pro Jahr. Einen 
noch stärkeren Anstieg des Wanderungssaldos verzeichneten sogar Italien und Spanien, 
allerdings war gegenüber diesen Ländern in den elf Jahren vor Inkrafttreten des FZA noch 
eine signifikante Netto-Abwanderung aus der Schweiz zu verzeichnen.  
 

Tabelle 2.2: Wanderungssaldo der ausländischen Wohnbevölkerung nach Staatsangehörigkeit, An-
zahl Personen, in 1‘000 

 
* Die beiden letzten Spalten geben jährliche Durchschnittswerte der Perioden 1991-2001 und 2002-2012 wieder. 
Quellen: BFM/ZEMIS 

 
  

                                                 
11 Die Zuwanderung aus den Staaten der EU8+2 nahm auch zu, was jedoch auch mit der Aufhebung der Kontin-
gentierung zu tun hat.  

FZA Übergangsphase FZA voll vor FZA FZA

2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 1991-2001 2002-2012

EU17/EFTA 25.5 26.9 19.8 23.5 28.4 31.1 56.6 37.6 36.6 45.6 42.8 -0.4 34.0

EU8 1.9 0.9 1.2 1.7 4.2 3.8 4.4 3.5 4.0 6.9 8.2 0.7 3.7

EU2 0.3 0.2 0.1 0.1 0.2 0.1 0.2 0.5 0.7 2.4 2.4 0.2 0.7

nicht EU27/EFTA 33.4 26.8 23.7 20.3 20.7 25.0 29.0 25.8 25.7 23.5 19.6 26.0 24.9

Total 61.1 54.8 44.9 45.6 53.5 60.0 90.2 67.3 67.0 78.5 73.0 26.4 63.3

Ausgew ählte Staaten der EU27/EFTA

Deutschland 12.4 11.8 12.4 16.8 19.9 22.0 29.0 17.1 14.6 14.9 8.0 3.7 16.3

Portugal 5.7 10.5 5.6 5.2 4.9 4.2 9.8 6.4 6.2 10.9 12.9 1.1 7.5

Frankreich 3.8 3.0 2.6 2.5 3.5 3.5 6.8 5.2 4.9 4.7 4.5 1.5 4.1

Vereinigtes Königreich 0.9 1.0 1.0 0.9 1.7 1.6 2.8 2.1 2.4 2.3 0.7 0.6 1.6

Italien 0.8 0.4 -1.3 -1.6 -0.9 -0.1 3.7 2.8 3.9 5.3 7.9 -4.2 1.9

Österreich 2.2 1.0 0.5 0.5 0.2 0.8 1.5 0.9 1.0 1.4 1.1 0.3 1.0

Niederlande 0.4 0.3 0.5 0.5 0.5 0.6 0.9 0.5 0.8 0.5 0.3 0.1 0.5

Griechenland 0.1 0.1 0.1 0.1 0.2 0.2 0.3 0.4 0.4 0.8 1.3 -0.1 0.4

Spanien -1.9 -1.8 -2.3 -2.4 -2.3 -2.6 0.0 0.7 1.0 3.1 5.1 -4.0 -0.3

übrige EU17/EFTA 1.2 0.7 0.7 0.9 0.7 0.9 1.8 1.4 1.5 1.6 1.0 0.4 1.1

Polen 0.7 0.1 0.5 1.0 2.0 1.6 1.4 1.2 1.3 2.4 2.6 0.2 1.4

Slow akei 0.4 0.3 0.3 0.3 0.9 0.9 1.1 0.6 0.8 1.3 1.4 0.1 0.8

Ungarn 0.4 0.2 0.1 0.1 0.6 0.6 1.2 0.9 1.0 1.7 2.5 0.1 0.8

übrige EU8+2 0.7 0.4 0.4 0.4 0.8 0.9 0.9 1.2 1.5 3.9 4.1 0.4 1.4
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Wanderungsbilanz Schweizerinnen und Schweizer 
 
Zwischen 1991 und 2001 verliessen jährlich durchschnittlich 29'700 Schweizerinnen und 
Schweizer das Land und 24'400 wanderten jeweils in die Schweiz ein. Pro Jahr resultierte 
damit eine Netto-Auswanderung von 5'300 Personen. In Zeiten schwacher Konjunktur wan-
derten netto jeweils etwas mehr Personen aus als in Phasen des wirtschaftlichen Auf-
schwungs. Ab Mitte 2002 profitierten auch Schweizerinnen und Schweizer in der EU von der 
Personenfreizügigkeit in der EU. Die Netto-Abwanderung lag in den Jahren 2002-2011 mit 
durchschnittlich 6'000 Schweizer/innen pro Jahr nur geringfügig über dem Durchschnitt der 
elf Jahre vor Inkrafttreten des FZA. Inwieweit das FZA zu dieser leichten Erhöhung der Net-
to-Auswanderung beigetragen hat, ist auch darum schwierig zu beurteilen, weil die Zielländer 
der Schweizer Auswanderer statistisch erst seit 2011 erfasst werden. 
 

Abbildung 2.3: Einwanderung, Auswanderung und Wanderungssaldo von Schweizerinnen und 
Schweizern, 1991-2011, in 1'000 

 
Quelle: BFS (ESPOP/STATPOP) 

 

2.3 Bedeutung der Zuwanderung für das Bevölkerungswachstum in der 
Schweiz 

Die Zuwanderung war in den letzten Jahrzehnten stets eine bedeutende Determinante des 
Bevölkerungswachstums in der Schweiz. Ihre relative Bedeutung ist in Abbildung 2.4 für die 
ständige Wohnbevölkerung der Schweiz dargestellt. Zwischen 1982-1991 generierte die Net-
to-Zuwanderung ein jährliches Bevölkerungswachstum von 0.43%. Das natürliche Bevölke-
rungswachstum welches aus dem sog. Geburtenüberschuss resultiert, belief sich damals auf 
0.28% pro Jahr. Insgesamt resultierte daraus ein Bevölkerungswachstum von 0.71% pro 
Jahr. In der Periode 1992-2001 verringerte sich das Bevölkerungswachstum um rund einen 
Zehntel Prozentpunkt auf 0.59% pro Jahr. Dieser Rückgang war vorwiegend auf einen gerin-
geren Wanderungssaldo zurückzuführen, welcher nur noch jährlich 0.27% zum Bevölke-
rungswachstum beitrug. In den Jahren 2002-2012 erhöhte sich das Bevölkerungswachstum 
auf 0.94% pro Jahr. Stärker noch als in den 1980er Jahren stand dahinter eine starke Netto-
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Zuwanderung. Sie induzierte ein Bevölkerungswachstum von 0.80% pro Jahr. Das natürliche 
Bevölkerungswachstum halbierte sich dagegen auf 0.14% pro Jahr. 
 

Tabelle 2.3: Durchschnittliches Wachstum der ständigen Wohnbevölkerung der Schweiz und relative 
Bedeutung des Wanderungssaldos, 1982-2012 

 

  1982-1991 1992-2001 2002-2012

Bevölkerungswachstum 0.71% 0.59% 0.94%

Wanderungssaldo 0.43% 0.27% 0.80%

Natürliches Bevölkerungswachstum 0.28% 0.31% 0.14%

Veränderung BIP real 1.98% 1.32% 1.74%
 
Quelle: BFS (ESPOP/STATPOP), SECO, eigene Berechnungen 

 

Abbildung 2.4: Wachstum der ständigen Wohnbevölkerung der Schweiz und relative Bedeutung des 
internationalen Wanderungssaldos, 1981-2012 

 
Quelle: BFS (ESPOP/STATPOP), eigene Berechnungen 

 
Die Bevölkerungsentwicklung war in der Schweiz in den letzten drei Jahrzehnten stark von 
der Netto-Zuwanderung bestimmt. Weil letztere eng mit der Arbeitskräftenachfrage der Un-
ternehmen zusammenhing, variierte das Bevölkerungswachstum in der Schweiz auch mit 
der Konjunktur. Das stärkste Bevölkerungswachstum wurde jeweils am Ende von Hochkon-
junkturphasen wie bspw. Anfang der 1980er, zu Beginn der 1990er Jahre, in den Jahren 
2001/2002 oder in den Jahren 2007/2008 verzeichnet. In konjunkturellen Schwächephasen 
wie bspw. 1982 oder in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre verringerte sich die Nettozu-
wanderung und damit auch das Bevölkerungswachstum dagegen deutlich. Auf insgesamt 
höherem Niveau der Zuwanderung wurden konjunkturelle Abschwünge auch 2004 oder 2009 
in geringerer Netto-Zuwanderung spürbar. 
 
Der Zusammenhang zwischen der Wirtschaftsentwicklung und der Zuwanderung ist auch in 
längeren Zeiträumen erkennbar. In den relativ guten Konjunkturphasen 1982-1991 und 
2002-2012 verzeichnete der Wanderungssaldo höhere Zuwachsraten als in der Periode 
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1992-2001, welche von einem schwächeren Wirtschaftswachstum gekennzeichnet war. Es 
besteht somit ein klarer positiver Zusammenhang zwischen dem durchschnittlichen realen 
BIP-Wachstum und der Höhe des Wanderungssaldos. Allerdings bewegt sich der Wande-
rungssaldo seit Inkrafttreten des FZA (2002-2012) auf einem höheren Niveau als vor der 
Personenfreizügigkeit.     
 
Insgesamt kann man feststellen, dass die Netto-Zuwanderung in den ersten elf Jahren nach 
Inkrafttreten des FZA höher ausfiel, als in konjunkturell vergleichbaren Situationen in der 
Vergangenheit. Wie auch aus der Verschiebung der Herkunftsländer hin zu EU/EFTA-
Staatsangehörigen zu schliessen ist, steht diese Entwicklung auch in Zusammenhang mit 
dem FZA. Ob die Zuwanderung eine Folge der insgesamt guten Wirtschaftsentwicklung der 
letzten 11 Jahre war oder ob sie die positive Wirtschaftsentwicklung selber ermöglicht hatte, 
lässt sich nicht identifizieren. Wahrscheinlich waren beide Faktoren gleichzeitig wirksam. Die 
Abschwächung des natürlichen Bevölkerungswachstums in den letzten elf Jahren dürfte als 
dritter Erklärungsfaktor mit hinzu kommen, indem die Unternehmen versuchten, das verrin-
gerte Wachstum des inländischen Fachkräfteangebots durch Beizug ausländischer Arbeits-
kräfte zu kompensieren.   
 

2.4 Entwicklung des Ausländerbestandes nach Nationalitätengruppen 

Ende Dezember 2012 zählte die ständige und nicht-ständige ausländische Wohnbevölke-
rung 1'879'000 Personen. Davon stammten 1'169'000  Personen bzw. 62% aus dem 
EU17/EFTA-Raum,  70'000 Personen bzw. 4% aus den EU8+2-Staaten sowie 640'000 Per-
sonen bzw. 34% aus Drittstaaten. Die grösste Ausländergruppe stellen die italienischen und 
deutschen Staatsangehörigen mit einem Anteil von je 16%, gefolgt von den Portugiesen mit 
13%.  
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Tabelle 2.4: Bestand der ständigen und nicht ständigen ausländischen Wohnbevölkerung nach 
Staatsangehörigkeit, 1991-2012, jeweils Ende Dezember, in 1'000 

 
 
Quelle: BFM (ZEMIS) 

 
Verglichen mit den zehn Jahren vor Inkraftsetzung des FZA (1991-2001), erhöhte sich der 
jährliche, durchschnittliche Zuwachs der ständigen und nicht ständigen ausländischen 
Wohnbevölkerung der Schweiz von +26'000 auf +40'500 pro Jahr (2001-2012). Während der 
Zuwachs der ausländischen Bevölkerung vor Inkrafttreten des FZA fast ausschliesslich auf 
Ausländer ausserhalb des EU-Raums entfiel, machten EU27/EFTA-Staatsangehörige da-
nach 89% des Zuwachses aus. 40% entfiel dabei auf deutsche, 23% auf portugiesische, 
10% auf französische und 4% auf britische Staatsbürger/innen. 11% der Bestandeszunahme 
entfiel auf Staatsangehörige der zehn neuen, osteuropäischen EU-Staaten.12 Bei den EU8-
Staaten ist ein starker Zuwachs insbesondere seit dem 1. Mai 2011, d.h. seit Einführung der 
vollen Personenfreizügigkeit, zu beobachten. Es handelt sich dabei in erster Linie um eine 
deutliche Zunahme von erwerbstätigen Daueraufenthaltern  aus den ost- und mitteleuropäi-
schen EU-Mitgliedsstaaten.   
 
Ausländerbestände sind neben der Zuwanderung auch von Geburten und Todesfällen sowie 
durch Einbürgerungen beeinflusst. Vor allem das Bevölkerungswachstum von Staatsangehö-
rigen aus Nicht-EU27/EFTA Staaten wurde durch Einbürgerungen gebremst. 
 

  
                                                 
12 Die positiven Wachstumsbeiträge können sich zu mehr als 100% addieren, da gewisse Länder auch Bestan-
desabnahmen verzeichneten. Die positiven und negativen Wachstumsbeiträge addieren sich insgesamt zu 100%. 

vor FZA abs. p.a.

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 1991-2001

  EU17/EFTA 823 827 832 841 841 833 822 812 810 812 821 -0.2

  EU8 10 10 9 9 15 15 15 15 16 16 17 0.7

  EU2 3 3 3 3 3 3 3 4 4 4 5 0.2

  Nicht EU27/EFTA 338 386 433 466 487 500 512 526 549 564 591 25.3

Total 1'174 1'225 1'277 1'320 1'347 1'351 1'353 1'357 1'379 1'397 1'434 26.0

Deutschland 86 87 88 90 92 94 96 99 104 111 119 3.3

Portugal 105 117 127 136 141 143 142 140 139 140 142 3.7

Frankreich 51 52 53 54 55 55 56 57 59 61 63 1.1

Vereinigtes Königreich 17 18 18 18 19 18 18 19 20 21 22 0.5

Österreich 29 29 29 29 29 29 29 29 29 30 31 0.1

Spanien 116 110 107 105 102 98 95 91 87 84 82 -3.4

Italien 378 373 369 366 361 352 344 336 329 322 316 -6.2

FZA Übergangsphase FZA voll abs. p.a.

2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2001-2012

  EU17/EFTA 857 881 900 923 948 978 1'030 1'060 1'092 1'132 1'169 31.7

  EU8 19 20 20 21 25 29 33 36 40 47 55 3.5

  EU2 6 6 6 6 6 7 7 9 11 13 15 1.0

  Nicht EU27/EFTA 613 623 628 626 619 619 622 623 628 635 640 4.4

Total 1'495 1'529 1'554 1'577 1'598 1'632 1'692 1'728 1'771 1'827 1'879 40.5

Deutschland 138 150 163 180 200 223 250 265 277 291 297 16.2

Portugal 151 164 173 180 186 193 205 212 220 232 247 9.5

Frankreich 67 70 72 74 78 81 88 93 98 102 106 4.0

Vereinigtes Königreich 24 25 26 27 29 31 34 36 38 41 41 1.7

Österreich 34 34 35 35 35 36 37 38 39 40 40 0.9

Spanien 80 78 75 72 69 66 65 65 65 68 72 -0.9

Italien 314 310 306 302 297 294 293 292 293 294 298 -1.6
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2.5 Aktuellste Entwicklung Bewilligungen und Wanderungssaldo  

In den obigen Darstellungen sind die längerfristigen Entwicklungen der Zuwanderung vor 
und nach Inkrafttreten des FZA beschrieben. Es interessieren auch die aktuellsten Tenden-
zen in der Zuwanderung.  

Die aktuellste Entwicklung lässt sich einerseits anhand der Zahl ausgestellter Aufenthaltsbe-
willigungen und andererseits anhand der Zu- und Abwanderungsdaten der gesamten aus-
ländischen Wohnbevölkerung analysieren. Da ein Teil der Bewilligungen an Personen geht, 
welche sich bereits in der Schweiz aufhalten, wird separat die Zahl der effektiven Neuzugän-
ge in den Schweizer Arbeitsmarkt - als Teilmenge der insgesamt erteilten Bewilligungen - 
ermittelt.  

 
Ausgestellte Bewilligungen 

In Abbildung 2.5 ist wiedergegeben, wie sich die Zahl der neu ausgestellten Bewilligungen 
für Staatsangehörige der EU17/EFTA seit Anfang 2006 entwickelt hat.13 Bis Mitte 2007 war 
die Zahl von B-Aufenthaltsbewilligungen kontingentiert. Bis zur Aufhebung der Kontingentie-
rung wurden statt dessen mehr L-Bewilligungen erteilt. Die Summe der ausgestellten Auf-
enthaltsbewilligungen B und L erreichte in den Monaten nach Wegfall der Kontingentierung 
ihre höchsten Werte. Die Aufhebung der Kontingentierung dürfte nur ein Grund dafür gewe-
sen sein. Die Schweizer Wirtschaft durchlief seinerzeit eine ausgezeichnete Konjunktur, was 
die Nachfrage nach in- und ausländischen Arbeitskräften beflügelte. Diese hohe Nachfrage 
reduzierte sich in den Jahren 2008 und 2009 sukzessive, als die Schweizer Industrie in eine 
scharfe Rezession geriet. Ende 2009 erreichte die Zahl der neu ausgestellten Aufenthalts-
bewilligungen saisonbereinigt mit rund 8'000 pro Monat in etwa das Niveau von Anfang 
2006, bevor sie im Zuge der wirtschaftlichen Erholung bis im dritten Quartal 2012 wieder auf 
rund 9'500 anstieg. Seither hat sich die Anzahl der ausgestellten Bewilligungen an 
EU17/EFTA-Staatsangehörige in etwa auf diesem Niveau stabilisiert.  

 

  

                                                 
13 Bei der Interpretation dieser Zahlen ist zu beachten, dass ein Teil der erteilten B-Bewilligungen auf Personen 
mit L-Bewilligungen entfielen (sog. Umwandlungen). Die Zahl der effektiven Zugänge auf den Schweizer Arbeits-
markt wird daher durch die Zahl der Bewilligungen überschätzt. Weil Umwandlungen im Falle der EU17/EFTA 
Staaten eine relativ konstante Rolle spielen, ist das Total der ausgestellten Bewilligungen für die Beurteilung der 
aktuellen Tendenzen geeignet. 
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Abbildung 2.5: Ausgestellte Bewilligungen für Angehörige der EU17/EFTA (erwerbstätige Wohnbevöl-
kerung) 

 
Quellen: BFM, SECO (Saisonbereinigung) 

 
Abbildung 2.6 zeigt, wie viele Aufenthaltsbewilligungen seit der Ausdehnung des FZA auf die 
EU8 Staaten monatlich erteilt wurden. Parallel zur Ausweitung der Kontingente stieg die Zahl 
der ausgestellten B- und L-Bewilligungen an Erwerbstätige aus EU8 Staaten von Mitte 2006 
bis Mitte 2008 sukzessive an. Mit dem wirtschaftlichen Einbruch 2009 stabilisierte sich die 
Zahl der neu ausgestellten Bewilligungen trotz wachsender Kontingente. Der Ausschöp-
fungsgrad der Kontingente verringerte sich entsprechend (vgl. Tabelle 2.1b). Bei Aufhebung 
der Kontingentierung am 1. April 2011 stieg die Zahl der erteilten B-Bewilligungen sprunghaft 
an, was auf eine hohe Zahl von Umwandlungen deutet. Gegenläufig dazu verringerte sich 
die Zahl der neu ausgestellten L-Bewilligungen. In der Summe blieb die Zahl der neu ausge-
stellten B- und L-Bewilligungen im ersten Jahr nach Aufhebung der Kontingentierung in etwa 
konstant. Per 1. Mai 2011 wendete die Schweiz gegenüber EU8-Staatsangehörigen die Ven-
tilklausel an und beschränkte die Höchstzahl für B-Bewilligungen für ein Jahr lang auf 2'180 
pro Jahr. Die entsprechenden Kontingente wurden quartalsweise frei gegeben und zu 100% 
ausgeschöpft. Parallel dazu stieg die Nachfrage nach L-Bewilligungen deutlich an, womit die 
Gesamtzahl der ausgestellten B- und L-Bewilligungen im weiteren Verlauf gleichwohl stetig 
anstieg. Im ersten Quartal 2013 wurden an EU8-Staatsangehörige insgesamt 4'619 B- und 
L-Bewilligungen erteilt, rund 650 mehr als im ersten Quartal 2012.     
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Abbildung 2.6: Ausgestellte Bewilligungen für Angehörige der EU8 (erwerbstätige Wohnbevölkerung) 

 
Quellen: BFM, SECO (Saisonbereinigung) 

 
 
 

2.6 Entwicklung der Zuwanderung in den einzelnen Regionen der Schweiz 

Nachfolgend wird die Entwicklung des Wanderungssaldos vor und nach Inkrafttreten des 
FZA in den drei Sprachregionen und in den einzelnen Kantonen beschrieben. Um einen re-
gionalen Quervergleich zu ermöglichen, wird der internationale Wanderungssaldo zur stän-
digen Wohnbevölkerung der entsprechenden Regionen ins Verhältnis gesetzt.  
 
Wie man in Abbildung 2.7 sieht, lag die Netto-Zuwanderung in der Westschweiz nach Inkraft-
treten des FZA meist über dem Niveau des Tessin und der Deutschschweiz. Im Durchschnitt 
der letzten elf Jahre wuchs die Bevölkerung der Westschweizer Kantone allein wegen der 
Zuwanderung um 1.0% pro Jahr. Im Tessin waren es 0.9% und in der Deutschschweiz 0.7%. 
Gegenüber den zehn Jahren vor Inkrafttreten des FZA war in der Westschweiz auch mit Ab-
stand die grösste Steigerung der Zuwanderungsrate zu verzeichnen. Im Vergleich zu den 
Jahren 1982-1991, als die Zuwanderung in der Westschweiz ebenfalls stark zum Bevölke-
rungswachstum beitrug, war der Anstieg in der Deutschschweiz und im Tessin grösser.  
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Abbildung 2.7: Internationaler Wanderungssaldo prozentual zur ständigen Wohnbevölkerung, nach 
Sprachregionen, 1981-2012 

  
Quellen: BFS (ESPOP, STATPOP), eigene Berechnungen 

 

Abbildung 2.8: Internationaler Wanderungssaldo prozentual zur ständigen Wohnbevölkerung, nach 
Sprachregionen, 10-Jahres Durchschnitte 1982-2001, 11-Jahres Durchschnitt 2002-2012 

 
Quellen: BFS (ESPOP, STATPOP), eigene Berechnungen 

 
Vor allem wirtschaftliche Zentren wie bspw. die Genferseeregion (Genf und Waadt), Basel, 
Zug und Zürich sowie drei touristisch ausgerichtete Kantone Wallis, Tessin und Graubünden 
verzeichneten relativ zur Bevölkerung überdurchschnittliche Zuwanderungsraten. Deutlich 
unterdurchschnittlich war die Zuwanderung dagegen im Jura, in den Mittellandkantonen der 
Deutschschweiz und in der Zentralschweiz. Relativ nahe am Schweizer Durchschnitt lag die 
Zuwanderung in der Ostschweiz sowie in den Kantonen Freiburg und Neuenburg.  
 
  

‐0.5%

0.0%

0.5%

1.0%

1.5%

2.0%
1
9
8
1

1
9
8
2

1
9
8
3

1
9
8
4

1
9
8
5

1
9
8
6

1
9
8
7

1
9
8
8

1
9
8
9

1
9
9
0

1
9
9
1

1
9
9
2

1
9
9
3

1
9
9
4

1
9
9
5

1
9
9
6

1
9
9
7

1
9
9
8

1
9
9
9

2
0
0
0

2
0
0
1

2
0
0
2

2
0
0
3

2
0
0
4

2
0
0
5

2
0
0
6

2
0
0
7

2
0
0
8

2
0
0
9

2
0
1
0

2
0
1
1

2
0
1
2

Westschweiz

Tessin

Deutschschweiz

0.3%

0.7%

0.5%

0.3% 0.2%

0.4%

0.7%

1.0%

0.9%

0.0%

0.2%

0.4%

0.6%

0.8%

1.0%

1.2%

Deutschschweiz Westschweiz Tessin

1982‐1991

1992‐2001

2002‐2012



 26

Abbildung 2.9: Internationaler Wanderungssaldo prozentual zur ständigen Wohnbevölkerung, nach 
Kantonen, vor und nach Inkrafttreten des FZA 

 
Quellen: BFS (ESPOP, STATPOP), eigene Berechnungen 

 
In allen Kantonen lag die Netto-Zuwanderung in den letzten elf Jahren gegenüber den zehn 
Jahren vor Inkrafttreten des FZA deutlich höher. Am stärksten fiel der Zuwachs in den Kan-
tonen Waadt, Basel-Stadt, Zürich, Wallis, Zug, Genf und Neuenburg aus. 
 
Die höhere Netto-Zuwanderung resultierte in allen drei Sprachregionen der Schweiz in einem 
erhöhten Bevölkerungswachstum. Weil sich das natürliche Bevölkerungswachstum verlang-
samte, beschleunigte sich das Bevölkerungswachstum nicht so stark wie der Wanderungs-
saldo. Das Tessin verzeichnete in den letzten elf Jahren gegenüber den zehn Jahren davor 
ein relativ stabiles Bevölkerungswachstum in der Höhe von jährlich durchschnittlich 0.8%, in 
der Deutschschweiz hingegen stieg das Bevölkerungswachstum von 0.5% auf 0.8% und in 
der Westschweiz von 0.7% auf 1.3%.   
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Abbildung 2.10: Jährliches durchschnittliches Wachstum der ständigen Wohnbevölkerung, nach 
Sprachregionen, 1982-2012 

 
Quellen: BFS (ESPOP, STATPOP), eigene Berechnungen 

 
Auf Grund der Migrationsentwicklung wäre zu erwarten, dass Auswirkungen des FZA auf 
den Arbeitsmarkt in der Westschweiz stärker zu spüren sein sollten als in der Deutsch-
schweiz und im Tessin. Nicht in Betracht gezogen sind dabei jedoch noch die Grenzgänger-
beschäftigung sowie die Aktivitäten der sog. meldepflichtigen Kurzaufenthalter. Auf die Be-
deutung dieser beiden Kategorien wird im folgenden Kapitel noch eingegangen. Sie spielten 
in der Westschweiz und ganz besonders im Kanton Tessin in den letzten Jahren eine aus-
serordentlich wichtige Rolle.  
 

2.7 Motive der Zuwanderung und der Rekrutierung von ausländischen Arbeits-
kräften 

 
Die Frage, welche Motive bei der Migration in die Schweiz eine Rolle spielen, wurde in einer 
Studie des Kantons Zürich untersucht. Eine nationale Studie zum Thema ist gegenwärtig 
noch in Ausarbeitung.   
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Befragungen von Immigranten und Unternehmen die wichtigsten Einflussfaktoren für die 
Immigration in den Kanton Zürich zu eruieren (vgl. BASS, 2012).  
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massgeblich beeinflusst. Die grosse Mehrheit der Zuwanderer (70%) kommt mit einem Ar-
beitsvertrag nach Zürich oder als Familiennachzug der Migranten. Die Unternehmen spielen 
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Unternehmen angefragt wurden. Die aktive Personalsuche der Zürcher Firmen im Ausland 
ist in erster Linie Folge des Fachkräftemangels. 
 
Bei den Zuwanderern spielen Aspekte im Zusammenhang mit der Arbeit eine tragende Rolle, 
um nach Zürich zu kommen: eine attraktive Stelle, der Wunsch nach einem Karriereschritt 
oder ein gutes Einkommen stehen bei der Einwanderungsmotivation ganz oben. Die soge-
nannten Push-Faktoren (bspw. schlechte Arbeitsmarktlage) spielen bei den Befragten nur 
eine untergeordnete Rolle.  
 
Das BFM wird voraussichtlich im Herbst 2013 eine Studie zur Motivation der Zuwanderer aus 
dem EU/EFTA-Raum in die Schweiz veröffentlichen. Diese wird einerseits die Motive der 
neuzuziehenden ausländischen Arbeitskräfte und andererseits die Rekrutierungsgründe der 
Schweizer Arbeitgeber/-innen gesamtschweizerisch untersuchen.  
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3 Auswirkungen des FZA auf den Schweizer Arbeitsmarkt 

3.1 Beschäftigungsentwicklung nach Inkrafttreten des FZA 

3.1.1 Wirtschaftswachstum und Beschäftigungsentwicklung 

Das Inkrafttreten des FZA mit der EU15 am 1. Juni 2002 erfolgte in einer Phase mit schwa-
cher und teilweise rückläufiger Entwicklung der Erwerbstätigkeit (vgl. Abbildung 3.1). 2004 
setzte in der Schweiz eine konjunkturelle Aufschwungphase ein, welche von 2005 bis 2008 
ein ausserordentlich kräftiges Beschäftigungswachstum zur Folge hatte. Ende 2008 wurde 
die Schweizer Wirtschaft von der weltweit negativen Wirtschaftsentwicklung abrupt erfasst 
und geriet in eine tiefe Rezession. Das Beschäftigungswachstum kam Mitte 2009 zum Erlie-
gen und bildete sich während zwei Quartalen leicht zurück. Gemessen am scharfen Einbruch 
der Wirtschaftsentwicklung fiel der Beschäftigungsabbau relativ verhalten aus. Wichtig war 
dafür einerseits der starke Einsatz von Kurzarbeit in der Industrie, welche von der Rezession 
am stärksten betroffen wurde. Zweitens stützten der private und öffentliche Konsum sowie 
das Baugewerbe die Binnenkonjunktur der Schweiz. Dabei spielte einerseits die Arbeitslo-
senversicherung eine bedeutende Stabilisierungsfunktion für die privaten Haushalte. Zum 
anderen wurde die Binnennachfrage im Konsum und in den Bauinvestitionen durch die an-
haltende Netto-Zuwanderung gestützt, was die negativen Folgen der Krise in der Schweiz 
abgemildert hat.  
 
In den Jahren 2010 und 2011 vermochte die Schweizer Wirtschaft von der internationalen 
Wirtschaftserholung gut zu profitieren und die Arbeitsmarktsituation entspannte sich deutlich. 
Die Kurzarbeit wurde praktisch vollständig abgebaut und die Arbeitslosenquote sank von 
3.5% im Jahr 2010 auf 2.8% im Jahr 2011. Im Verlauf 2012 schwächte sich die Wirtschafts-
entwicklung in Folge der schwächeren Auslandkonjunktur (Stichwort Euro-Krise) und der 
starken Aufwertung des Schweizer Frankens wieder ab, das Wachstum der Erwerbstätigkeit 
verlangsamte sich und die Arbeitslosigkeit stieg leicht auf 2.9% im Jahr 2012 an.  

Abbildung 3.1: Entwicklung von BIP und Erwerbstätigkeit, Veränderung gegenüber dem Vorjahres-
quartal in % 

Quellen: BFS, SECO 

 

‐5.0%

‐4.0%

‐3.0%

‐2.0%

‐1.0%

0.0%

1.0%

2.0%

3.0%

4.0%

5.0%

1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012

Erwerbstätige (ETS) BIP

vor FZA                                          Übergangsphase                        FZA voll



 30

In Abbildung 3.2 ist der Zusammenhang zwischen der Nettozuwanderung und der Entwick-
lung der Erwerbstätigkeit für die ansässige Bevölkerung (d.h. ohne Grenzgänger) illustriert. 
Die Abhängigkeit der Zuwanderung von der Nachfrage nach Arbeitskräften geht daraus deut-
lich hervor. Phasen mit steigender Erwerbstätigkeit waren stets mit positiven Wanderungs-
saldos verbunden. In Zeiten sich abschwächender Arbeitskräftenachfrage verringert sich 
auch der Wanderungssaldo. Anfangs der 90er Jahre war der Wanderungssaldo noch erhöht 
als die Erwerbstätigkeit bereits rückläufig war. Die Zuwanderung reagierte erst mit Verzöge-
rung auf die wirtschaftliche Abschwächung. In der zweiten Hälfte der 1990er Jahre rutschte 
der Wanderungssaldo nach einigen Jahren mit negativer oder schwacher Beschäftigungs-
entwicklung in den negativen Bereich, bevor die Nettozuwanderung 1999 im Aufschwung 
wieder positiv wurde. Auch im Abschwung von 2002/2003 verringerte sich der Wanderungs-
saldo, er blieb diesmal aber deutlich im positiven Bereich. Dies lag zum einen daran, dass 
2005 auf dem Schweizer Arbeitsmarkt wieder ein Aufschwung einsetzte und zweitens daran, 
dass die Rekrutierung von Arbeitskräften im EU-Raum ab Mitte 2002 mit Inkrafttreten des 
FZA erleichtert wurde. Die Zuwanderung schwächte sich auch danach in Phasen schwacher 
oder rückläufiger Beschäftigungsentwicklung ab, sie erhöhte sich aber sogleich wieder, wenn 
sich der Schweizer Arbeitsmarkt wieder erholte.  
 
Dieses Muster war auch in den letzten Jahren zu beobachten: in der Rezession 2009 verrin-
gerte sich der Wanderungssaldo deutlich, doch mit dem Aufschwung 2010 endete dieser 
Trend bereits wieder. 2011 stieg der Wanderungssaldo auf 78'000 Personen an. Etwas ge-
ringer war er mit 73'000 wiederum im Jahr 2012, als sich das Wachstum der Erwerbstätigkeit 
abschwächte. 
 

Abbildung 3.2: Veränderung der Erwerbstätigkeit und Wanderungsaldo (in 1'000) 

 
Quellen: BFS (ETS), BFM (ZEMIS) 
 

Im engen Zusammenhang zwischen Erwerbstätigkeit und Netto-Zuwanderung zeigt sich, 
dass die Zuwanderung in die Schweiz wesentlich durch die Nachfrage unserer Wirtschaft 
bestimmt ist. In der hohen Netto-Zuwanderung der letzten Jahre zeigt sich, dass der Zugang 
zu ausländischen Arbeitskräften für die Unternehmen mit dem FZA spürbar erleichtert wurde. 
Exportorientierte Unternehmen konnten vom Weltwirtschaftswachstum in den letzten Jahren 
stärker profitieren, weil weniger Engpässe bei der Rekrutierung von Fachkräften auftraten. 
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Die binnenwirtschaftlichen Sektoren wuchsen ihrerseits stärker, weil die Zuwanderer eine 
zusätzliche Konsum- und Investitionsnachfrage auslösten. 
 
Der Zusammenhang zwischen Wirtschafts-, Beschäftigungswachstum und dem FZA wurde 
bislang durch die KOF Konjunkturforschungsstelle der ETH Zürich (Aeppli et al. 2008) und 
Stalder (2010) empirisch untersucht. Die entsprechenden Befunde werden in Ziff. 3.3.2 dis-
kutiert. 
 

3.1.2 Erwerbstätigkeit nach Aufenthaltsstatus und Nationalitäten 

Erwerbstätigkeit nach Aufenthaltsstatus 
 
Die hohe Bedeutung der Zuwanderung für das Beschäftigungs- und Wirtschaftswachstum 
der letzten Jahre ist auch in der Zusammensetzung der Erwerbsbevölkerung nach Aufent-
haltsstatus und Nationalität zu erkennen. Wie in Abbildung 3.3 zu sehen ist, konnten die Jah-
res- und Kurzaufenthalter/-innen und die übrigen Ausländer/-innen  (+ 183'000; + 5.3% p.a.) 
sowie die Grenzgänger/-innen (+99'000; + 4.9% p.a.) ihr Beschäftigungsniveau seit Inkraft-
treten des FZA Mitte 2002 besonders deutlich steigern. Dies galt auch unmittelbar nach In-
krafttreten des FZA in den Jahren 2002-2004, als die Beschäftigungsentwicklung insgesamt 
schwach und insbesondere bei niedergelassenen Ausländern rückläufig war (vgl. Tabelle 
3.1).  Über den Zeitraum von 2002-2012 konnten Schweizer/-innen und niedergelassene 
Ausländer - sie stehen hier für die bereits länger ansässige Bevölkerung der Schweiz - ihre 
Erwerbstätigkeit allerdings ebenfalls deutlich ausdehnen (+283'000; + 0.7% p.a.).  
 

Abbildung 3.3: Erwerbstätige nach Aufenthaltsstatus (in 1'000)  

Quelle: BFS (ETS) 
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In Folge der Rezession 2009 schwächte sich das Wachstum der Erwerbstätigkeit bei allen 
drei Aufenthaltskategorien vorübergehend ab, um sich in den Jahren 2011 und 2012 wieder 
fortzusetzen.  
 
Sehr ähnlich entwickelte sich auch das Arbeitsvolumen von meldepflichtigen Kurzaufenthal-
tern aus der EU/EFTA, welche sich pro Kalenderjahr nicht länger als 90 Tage in der Schweiz 
aufhalten.14 Die Gruppe umfasst einerseits Personen, welche für Schweizer Arbeitgeber nur 
vorübergehend in der Schweiz tätig sind. Diese sind in der Erwerbstätigenstatistik in der Ka-
tegorie der übrigen Ausländer oben mit erfasst. Andererseits gehören selbständig Erwerbstä-
tige und entsandte Arbeitnehmende aus den Vertragsstaaten, welche in der Schweiz eine 
Dienstleistung erbringen, zu den meldepflichtigen Kurzaufenthaltern.  
 
Im Jahr 2012 meldeten sich rund 200'000 Personen für einen Kurzaufenthalt unter 90 Tagen. 
Sie verrichteten ein Arbeitsvolumen im Äquivalent von rund 25'400 ganzjährig anwesenden 
Arbeitskräften. 51% davon waren Arbeitnehmende bei Schweizer Arbeitgebern, 37% ent-
sandte Arbeitnehmende und 12% selbständige Dienstleistungserbringer. In Abbildung 3.4 
sieht man, wie sich das Arbeitsvolumen der meldepflichtigen Kurzaufenthalter, ausgedrückt 
in Jahres-Arbeitskräften, seit 2005 entwickelt hat. 

 

Abbildung 3.4: Anzahl meldepflichtiger Kurzaufenthalter bis 90 Tage in Jahresarbeitskräften nach 
Kategorie, 2005-2012 (in 1'000) 

 
Quelle: BFM, eigene Berechnungen 

 
Erwerbstätigkeit der ständigen Wohnbevölkerung nach Nationalitätengruppen 
 
Mit der Schweizerischen Arbeitskräfteerhebung (SAKE), welche seit 2003 um eine sog. Aus-
länderstichprobe ergänzt wird, lassen sich Aussagen zur Entwicklung der Erwerbstätigkeit 
nach verschiedenen Nationalitätengruppen machen. Eingeschlossen ist dabei die ständige 

                                                 
14 vgl. SECO (2013), FLAM Bericht. 
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Wohnbevölkerung der Schweiz, nicht enthalten sind Kurzaufenthalter/-innen welche sich seit 
weniger als einem Jahr in der Schweiz aufhalten15 und Grenzgänger/-innen. 
 
Wie in Tabelle 3.1 zu sehen ist, stieg die Erwerbstätigkeit der ständigen Wohnbevölkerung 
im Alter von 15-64 Jahren in der Schweiz zwischen 2003 und 2012 um durchschnittlich 1.1% 
pro Jahr an. Der Zuwachs der Erwerbstätigkeit fiel bei Ausländer/-innen und dabei insbeson-
dere bei den Bürger/-innen aus dem EU27/EFTA Raum (+3.7% p.a.) wegen der starken Zu-
wanderung deutlich überdurchschnittlich aus. Drittstaatsangehörige verzeichneten dagegen 
mit +0.9% p.a. einen unterdurchschnittlichen Erwerbstätigenzuwachs, und sie trugen mit 
+0.6% nur geringfügig zur Erhöhung der Erwerbstätigkeit seit 2003 bei (+24’000). Diese 
Entwicklung passt gut ins Bild einer sich in der Tendenz verringernden Nettozuwanderung 
aus Drittstaaten und einer veränderten Rekrutierungspraxis der Schweizer Unternehmen. In 
allen drei Nationalitätengruppen übertraf das Wachstum der Erwerbstätigkeit das Bevölke-
rungswachstum. Dies bedeutet, dass alle drei ihre Erwerbstätigenquote 2012 gegenüber 
2003 erhöhen konnten. Besonders deutlich war dies bei der Bevölkerung aus den 
EU27/EFTA Staaten, weil die Zuwanderung im Rahmen des FZA stark auf den Arbeitsmarkt 
ausgerichtet war. Die Bevölkerungszunahme konzentrierte sich auch auf Altersgruppen mit 
hoher Erwerbsbeteiligung. 
 

Tabelle 3.1: Erwerbstätigkeit nach Nationalitätengruppen, ständige Wohnbevölkerung 15-64 Jahre, 
2003-2012 (absolute Werte in 1’000, jeweils im 2. Quartal) 

  Schweizer EU27/EFTA
andere  

Ausländer Total

Erwerbstätige 2012 (in 1‘000) 3'221 707 324 4'251

Absolute Veränderung 2003-2012 (in 1‘000) 171 199 24 395

Beitrag zum Wachstum der Erwerbstätigkeit 4.4% 5.2% 0.6% 10.2%

rel. Veränderung Erwerbstätigkeit in % p.a. 0.6% 3.7% 0.9% 1.1%

Bevölkerungswachstum in % p.a. 0.5% 3.3% 0.8% 0.9%

Quelle : BFS (SAKE 2003, 2012) 

 
1991 und 2012 war bei der ständigen Wohnbevölkerung in der Schweiz ein trendmässiger 
Anstieg der Arbeitsmarktbeteiligung zu verzeichnen. Die Erwerbsquote16 der 15-64 jährigen 
Bevölkerung stieg von durchschnittlich 80.3% in den Jahren 1991-2001 auf 81.8% im Mittel 
der Jahre 2002-2012. Nicht ganz im gleichen Ausmass stieg auch die Erwerbstätigenquote17. 

In den elf Jahren von 1991-2001 lag die Erwerbstätigenquote der 15-64 jährigen Bevölke-
rung bei durchschnittlich 77.6%, und in den elf Jahren von 2002-2012 - also nach Inkrafttre-
ten des FZA - bei 78.6%.  
 
Ab 2003 können Erwerbstätigen- und Erwerbsquoten aufgrund der SAKE auch für verschie-
dene Ausländergruppen ermittelt werden, weil die Erhebung um eine Ausländerstichprobe 
ergänzt wurde.  
 

                                                 
15 Ausländische Erwerbstätige mit Kurzaufenthaltsbewilligungen, welche sich bereits länger als ein Jahr (soge-
nannte Verlängerung) in der Schweiz aufhalten, sind in der Analyse enthalten. 
16 Die Erwerbsquote bezeichnet den Anteil von Erwerbstätigen und Erwerbslosen gemäss ILOan der Bevölke-
rung. Sie ist ein Mass für die Arbeitsmarktbeteiligung (=Arbeitsangebot). 
17 Die Erwerbstätigenquote bezeichnet den Anteil von Erwerbstätigen an der Bevölkerung. 
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Im Zeitraum 2003-2012 konnten sowohl EU27/EFTA-Staatsangehörige wie auch Schweize-
rinnen und Schweizer im Alter von 25-64 Jahren18  ihre Erwerbstätigenquote erhöhen, wobei  
Staatsangehörige der EU27/EFTA-Staaten bzgl. Erwerbstätigenquote zur Schweizer Bevöl-
kerung aufschliessen konnten. Über die Zeit relativ konstant und deutlich tiefer lag demge-
genüber die Erwerbstätigenquote von ausländischen Personen aus Drittstaaten.  
 
Die Steigerung der Erwerbstätigenquote bei EU-Ausländern ist in erster Linie eine Folge der 
Arbeitskräftezuwanderung der letzten Jahre. Die starke Zuwanderung von jüngeren, gut qua-
lifizierten Personen aus dem EU-/EFTA-Raum, welche insgesamt eine sehr ähnliche Er-
werbstätigenquote wie Schweizerinnen und Schweizer aufweisen, hat zu einer Angleichung 
der Erwerbstätigenquoten insgesamt geführt. Ältere Erwerbstätige aus EU27/EFTA-Staaten, 
welche oft früher in die Schweiz eingewandert sind, weisen typischerweise geringere Er-
werbstätigenquoten auf als Schweizerinnen und Schweizer.  

 

Abbildung 3.5: Erwerbstätigenquoten der 25-64 Jährigen nach Nationalitätengruppen, ständige 
Wohnbevölkerung 2003-2012 (jeweils im 2. Quartal) 

 
Quelle: BFS (SAKE 2003-2012), eigene Auswertungen 

 
Dass Drittstaatenangehörige ihre Erwerbstätigenquote insgesamt über die letzten Jahre nicht 
zu steigern vermochten zeigt, dass ein erheblicher Teil von ihnen vom Strukturwandel, wel-
cher eine grosse Nachfrage nach qualifizierten Arbeitskräften entfaltet, weniger stark profitie-
ren konnten als Personen aus der EU und aus der Schweiz. 61% der erwerbstätigen Aus-
länder aus Drittstaaten stammten im 2. Quartal 2012 aus den Staaten des Westbalkans oder 
aus der Türkei. Mehrheitlich waren diese als Saisonniers, über das Asylwesen oder später 
im Rahmen des Familiennachzugs in die Schweiz gekommen. 
 

  

                                                 
18Die Erwerbsbeteiligung von 15-24-jährigen Personen ist neben der Arbeitsmarktsituation stark vom Ausbil-
dungsverhalten geprägt, weshalb diese Alterskategorie hier ausgeschlossen bleibt.  
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3.1.3 Zugewanderte Arbeitskräfte nach Ausbildungsniveau, Berufsgruppe und 
Branche 

Qualifikationsniveau der zugewanderten Erwerbstätigen  
 
Von den Ausländerinnen und Ausländern, welche zwischen Juni 2002 und Mai 2011 in die 
Schweiz eingewandert waren und im zweiten Quartal 2012 hierzulande erwerbstätig waren, 
verfügten durchschnittlich 83% mindestens über einen Abschluss auf der Sekundarstufe II 
(Matura oder berufliche Grundbildung) und 51% sogar über einen tertiären Bildungsab-
schluss (höhere Berufsbildung, Fachhochschule oder Universität) (vgl. Tabelle 3.3). Betrach-
tet man zwei vorangegangene Einwanderungsperioden von je acht Jahren zwischen Juni 
1986 und Mai 1994 sowie zwischen Juni 1994 und Mai 2002, so erkennt man, dass das 
Ausbildungsniveau der erwerbstätigen Ausländerinnen und Ausländer bereits vor Inkrafttre-
ten des FZA kontinuierlich zugenommen hat: der Anteil der erwerbstätigen Ausländerinnen 
und Ausländer mit mindestens einem Sekundarstufe II-Abschluss ist von 48% auf 70% und 
jener mit einem Abschluss auf Tertiärstufe von 15% auf 38% angestiegen. 
  
Bei Zuwanderern aus der EU27/EFTA, welche nach Inkrafttreten des FZA in die Schweiz 
kamen, lag sowohl der Anteil der Erwerbstätigen mit mindestens einer Ausbildung auf Se-
kundarstufe II (86%) als auch jener mit tertiärem Bildungsabschluss (53%) höher als bei den 
übrigen Ausländern. Von letzteren verfügten lediglich 73% mindestens über einen Abschluss 
auf Sekundarstufe II und 40% über einen tertiären Bildungsabschluss. Dass der Anteil  von 
Drittstaatenangehörigen mit höherer Ausbildung ebenfalls relativ hoch ist erklärt sich damit, 
dass gemäss Ausländergesetz grundsätzlich nur hoch qualifizierte und spezialisierte Arbeits-
kräfte aus Drittstaaten rekrutiert werden können. Daneben gibt es eine Zuwanderung aus 
Drittstaaten bspw. über den Familiennachzug oder über den Asylweg, und auch diese Per-
sonen können unter gewissen Voraussetzungen eine Erwerbstätigkeit aufnehmen. 
 

Tabelle 3.2: Bildungsstand der erwerbstätigen, ständigen ausländischen Bevölkerung im 2. Quartal 
2012, nach Herkunftsregion und Einwanderungszeitpunkt, relative Anteile19  

 Total Ausländer EU27/EFTA übrige Ausländer 

 vor FZA FZA vor FZA vor FZA  

Höchste abgeschlossene 
Ausbildung 

Jun. 86 - 
Mai 94 

Jun. 94 - 
Mai 02

Jun. 02 - 
Mai 11

Jun. 86 - 
Mai 94

Jun. 94 - 
Mai 02

Jun. 02 - 
Mai 11

Jun. 86 - 
Mai 94 

Jun. 94 - 
Mai 02 

Jun. 02 - 
Mai 11

Sekundarstufe II  
und höher 

48% 70% 83% 47% 74% 86% 48% 63% 73%

Tertiärstufe 15% 38% 50% 20% 48% 53% 8% 22% 40%

 
Quelle: BFS/SAKE (2012) 

 
Bezogen auf die Zuwanderung aus dem EU27/EFTA Raum kann man festhalten, dass die 
Qualifikationsstruktur der Zuwanderer günstig ist und dass sie sich mit Inkrafttreten des FZA 
tendenziell sogar verbessert hat. Dies ist insofern bemerkenswert, als mit dem FZA keine 
formelle Voraussetzungen an eine hohe Qualifikation zur Arbeitsmarktzulassung mehr gel-
ten. Damit bestätigt sich auch die Vorhersage, wonach sich die Zuwanderung unter der Per-

                                                 
19 Berücksichtigt wurden nur Ausländerinnen und Ausländer, welche als Erwachsene (18+ Jahre) in die Schweiz 
immigrierten und im 2. Quartal 2012 erwerbstätig waren (d.h. ohne in der Schweiz geborene Ausländer bzw. als 
Kind eingewanderte sowie Eingebürgerte). 
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sonenfreizügigkeit nach den Bedürfnissen der Wirtschaft richten würde, welche in den letzten 
Jahren einen wachsenden Bedarf an gut bis sehr gut qualifizierten Arbeitskräften hatte.  
 
Der Anteil an Erwerbstätigen mit tertiärer Ausbildung lag in der Schweiz insgesamt bei 34%, 
bei den Zuwanderern aus der EU27/EFTA dagegen bei 53%. Selbst bei den jüngeren Er-
werbstätigen im Alter von 25-39 Jahren insgesamt lag der Anteil tertiär ausgebildeter Perso-
nen mit 42% um rund zehn Prozentpunkte tiefer als bei den Zuwanderern aus der EU/EFTA.  
 
Auch in absoluter Hinsicht war die Zuwanderung von hochqualifizierten Arbeitskräften aus 
dem EU27/EFTA Raum von erheblicher Bedeutung (vgl. Abbildung 3.6). Rund 168'000 Er-
werbstätige mit tertiärer Ausbildung, welche im zweiten Quartal 2012 in der Schweiz er-
werbstätig waren, waren nach Inkrafttreten des FZA aus der EU27/EFTA in die Schweiz ein-
gewandert. Damit machten sie 11% aller Erwerbstätigen mit tertiärer Ausbildung in der 
Schweiz aus. 

Abbildung 3.6: Bildungsstand der erwerbstätigen, ständigen ausländischen Bevölkerung aus 
EU27/EFTA-Staaten im 2. Quartal 2012, nach Einwanderungszeitpunkt, absolute Zahlen 20 

 
Quelle: BFS/SAKE (2012) 

 
Rund 46'000 Erwerbstätige (14%), die nach Inkrafttreten des FZA aus EU27/EFTA-Staaten 
in die Schweiz kamen, verfügten über keinen Abschluss der Sekundarstufe II. In der Schweiz 
insgesamt lag der Anteil von Erwerbstätigen ohne nach-obligatorischen Schulabschluss mit 
16% leicht darüber, bei den 25-39jährigen mit 10% jedoch darunter. Der EU/EFTA Raum 
spielte nach Inkrafttreten des FZA auch als Rekrutierungsgebiet für weniger gut qualifizierte 
Arbeitskräfte eine Rolle. Dies erklärt sich auch damit, dass ausländische Saisonarbeitskräfte 
seit Abschaffung des Saisonnierstatus und Inkrafttreten des FZA ausschliesslich im 
EU/EFTA-Raum rekrutiert werden dürfen. 6% der im zweiten Quartal 2012 Erwerbstätigen 

                                                 
20 Die hier präsentierten Ergebnisse stellen Schätzungen dar. Bei der Gewichtung der SAKE Daten werden bezo-
gen auf die zugewanderte Bevölkerung lediglich drei Kategorien unterschieden, nämlich Ausländer/innen, welche 
weniger als zwei Jahre, zwei bis fünf Jahre bzw. fünf Jahre und länger in der Schweiz sind. Unterschiede in den 
Antwortquoten innerhalb dieser Gruppen können daher nicht korrigiert werden, was zu leichten Verzerrungen in 
den dargestellten Jahreswerten führen kann.  
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ohne Ausbildung auf Sekundarstufe II waren nach Inkrafttreten des FZA aus EU27/EFTA-
Staaten in die Schweiz zugewandert.      
 
Erwerbstätigkeit nach Nationalität und Berufsgruppe 
 
Die Daten der SAKE erlauben neben einer Differenzierung nach Nationalität auch eine Ana-
lyse der Entwicklung nach Berufsgruppen. Wie aus Tabelle 3.3 hervorgeht, hatten 
EU27/EFTA Staatsangehörige in den letzten neun Jahren vor allem in Berufsgruppen einen 
Beschäftigungszuwachs zu verzeichnen, bei denen auch Schweizerinnen und Schweizer 
und andere Ausländer die Erwerbstätigkeit deutlich ausbauten. Einerseits trifft dies auf Füh-
rungskräfte, akademische Berufe sowie Techniker/innen und gleichrangige Berufe zu, wel-
che sich durchwegs positiv und stark überdurchschnittlich entwickelten. 60% des Zuwachses 
in der Erwerbstätigkeit von EU27/EFTA-Staatsangehörigen und Grenzgängerbeschäftigten 
entfiel auf diese drei Berufsgruppen. Auch bei Dienstleistungs- und Verkaufsberufen sowie 
bei Hilfsarbeitskräften war in den letzten neun Jahren ein überdurchschnittliches Beschäfti-
gungswachstum zu verzeichnen. 28% des Zuwachses in der Erwerbstätigkeit von 
EU27/EFTA-Staatsangehörigen und Grenzgängerbeschäftigten enfiel auf diese beiden Be-
rufshauptgruppen. Besonders bei Hilfsarbeitskräften fielen die zusätzlichen Arbeitskräfte aus 
den EU27/EFTA Staaten relativ zum Bestand der bereits ansässigen Arbeitskräfte stark in 
Gewicht. 

Tabelle 3.3: Erwerbstätigkeit nach Berufshauptgruppen (ISCO) und Nationalitätengruppen, ständige 
Wohnbevölkerung und Grenzgänger, absolute Veränderung 2003-2012 (jeweils im 2. Quartal), in 
1’000  

  
Schwei-

zer
EU27/
EFTA

Grenz-
gänger

übrige  
Ausländer 

Total 
abs. 

Total
% p.a.

Führungskräfte 60 33 9 4 111 3.9%

Akademische Berufe 121 75 12 9 216 2.6%

Techniker und gleichrangige Berufe 84 33 17 -2 132 1.9%

Bürokräfte, kaufmännisch Angestellte -91 1 12 -5 -84 -2.0%

Dienstleistungs- und Verkaufsberufe 74 28 11 9 122 2.0%

Fachkräfte in der Landwirtschaft -18 (4) 0 0 -13 -1.0%

Handwerks- und verwandte Berufe -14 (3) 4 -2 -9 -0.2%

Anlagen- und Maschinenbediener -12 9 3 -7 -6 -0.4%

Hilfsarbeitskräfte 8 18 25 18 69 3.7%

Keine Angaben -7 (-1) 1 (1) -11 -4.9%

Total 205 203 95 24 527 1.3%
 
Werte in Klammern auf Grund zu geringer Fallzahlen statistisch nur bedingt zuverlässig. 
Quellen : BFS (SAKE und GGS 2003/2012) 

 
Ein gewisser Zuwachs von Erwerbstätigen aus der EU27/EFTA war in Berufsgruppen zu 
erkennen, die sich unterdurchschnittlich oder gar rückläufig entwickelten, wie  bei  Bürokräf-
ten und kaufmännisch Angestellten, bei Handwerks- und verwandten Berufen, bei Fachkräf-
ten in der Landwirtschaft sowie bei Anlagen- und Maschinenbedienern . Verglichen mit den 
vorher genannten Berufsgruppen und gemessen an den Beschäftigtenzahlen fiel der Zu-
wachs jedoch moderat aus.   
  
Insgesamt zeigen diese Daten, dass der überwiegende Teil der zusätzlichen Erwerbstätigen 
aus EU27/EFTA Staaten in Berufsfeldern beschäftigt wurde, welche auch Schweizerinnen 
und Schweizern sowie in der Schweiz ansässigen Ausländern von ausserhalb der 
EU27/EFTA gute Beschäftigungsmöglichkeiten boten. In Berufsfeldern welche sich insge-
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samt schwach entwickelten oder stagnierten, konnten in aller Regel auch Staatsangehörige 
aus der EU27/EFTA lediglich geringfügige Beschäftigungszuwächse realisieren. Dies weist 
darauf hin, dass zugewanderten Arbeitskräfte aus der EU in der Mehrzahl eine gute Ergän-
zung des ansässigen Arbeitskräftepotentials in stark wachsenden Arbeitsmarktsegmenten 
darstellen.  
 
Wie in Kapitel 2 gezeigt wurde, verstärkte sich in den letzten Jahren die Zuwanderung aus 
Osteuropa (EU8+2) sowie aus südlichen Ländern, welche stark von der Euro-Krise betroffen 
waren, während sich die Zuwanderung aus Deutschland und nördlichen EU/EFTA-Staaten 
abschwächte. 2008 machten Personen aus den EU-Krisenländern Portugal, Spanien, Italien, 
Griechenland sowie aus der EU8+2 noch 32% der zugewanderten Erwerbstätigen aus, 2012 
waren es dagegen 48%.  Mit der Verschiebung bei den Herkunftsregionen stellt sich die Fra-
ge, inwieweit diese auch die Zusammensetzung der Zuwanderung nach Berufsgruppen be-
einflusst hat. Traditionell arbeiten Zuwanderer aus Portugal, Italien oder Spanien deutlich 
häufiger als die übrigen EU/EFTA-Staatsangehörige im Baugewerbe, im Gastgewerbe oder 
in der Landwirtschaft. Staatsangehörige der EU8 sind demgegenüber vor allem in der Land-
wirtschaft und bei künstlerischen Berufen übervertreten. 
 
In Abbildung 3.7 ist die Zusammensetzung der gesamten Zuwanderung von Erwerbstätigen 
im Jahr 2008 nach Berufsgruppen der entsprechenden Zusammensetzung von 2012 gegen-
übergestellt. Die Auswertung basiert auf Auswertungen des zentralen Ausländerregisters 
(ZEMIS), wobei alle Aufenthaltskategorien berücksichtigt wurden.21  

 

Abbildung 3.7: Einwanderung von Erwerbstätigen nach Berufsgruppen Anteile und absolut, 2008 und 
2012 (alle Aufenthaltskategorien, Balken=Anteile, Zahlen = Einwanderung in 1'000)  

   
Quelle: BFM (ZEMIS) 

 
Deutlich geht daraus hervor, dass im Jahr 2012 vor allem mehr Erwerbstätige ins Baugewer-
be zugewandert sind. Zugenommen hat auch die Zuwanderung bei Berufen der Organisation 
und Verwaltung, wobei es sich oft um hoch qualifizierte Erwerbstätige handelt. Ebenfalls 

                                                 
21 Die vorliegende Auswertung des ZEMIS umfasst Personen, welche in die Schweiz einwandern, um eine Er-
werbstätigkeit aufzunehmen (ohne Familiennachzug und andere Zuwanderungsgründe). Anhand der SAKE las-
sen sich die Entwicklungen der Zuwanderung nach einzelnen Jahren nicht differenziert für 9 Berufshauptgruppen 
auswerten, weil die Stichprobe hierzu zu klein ist. 
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leicht an Bedeutung gewann die Landwirtschaft, wobei die EU8+2 Staaten als neues Rekru-
tierungsgebiet besonders ins Gewicht fielen. Im Gastgewerbe, in welchem Zuwanderer aus 
EU-Krisenländern übervertreten sind, fiel die Zuwanderung 2012 dagegen geringer aus als 
2008. 
 
Die stärkere Zuwanderung aus Süd- und Osteuropa spiegelt sich nur zum Teil in einer ver-
änderten Zusammensetzung der Zuwanderung nach Berufsgruppen. Wichtiger erscheint als 
Erklärungsfaktor die Struktur der Arbeitskräftenachfrage in der Schweiz. So ist der wachsen-
de Anteil an Zuwanderern im Baugewerbe mit der seit vielen Jahren anhaltend guten Bau-
konjunktur gut zu erklären. Gegenüber 2008 wurden 2012 allerdings weniger Bauarbeiter 
aus Deutschland, dafür mehr aus Süd- und Osteuropa neu rekrutiert. Entsprechend der 
schwachen Arbeitskräftenachfrage war die Zuwanderung im Gastgewerbe dagegen rückläu-
fig, obwohl Personen aus EU-Krisenländern traditionell häufig im Gastgewerbe tätig sind. Auf 
der anderen Seite nahmen Berufe der Organisation und Verwaltung bei den Zuwanderern 
sowohl absolut als auch anteilsmässig zu, obwohl diese Berufsgruppen bei Personen aus 
Südeuropa sowie den EU8+2 Staaten in der Vergangenheit stets unterrepräsentiert waren. 
Dies verdeutlicht, dass sich die Zusammensetzung der Zuwanderung aus EU-Krisenländern 
in die Schweiz in den letzten Jahren signifikant verändert und der Nachfrage der Unterneh-
men in der Schweiz tendenziell angepasst hat.  
 
Erwerbstätigkeit von EU/EFTA-Staatsangehörigen nach Branchen 
 
Anhand der Schweizerischen Arbeitskräfteerhebung (SAKE), der Grenzgängerstatistik 
(GGS) sowie der Statistik zu den erwerbstätigen Kurzaufenthaltern lässt sich näherungswei-
se ermitteln, wie hoch der Beschäftigungsanteil von Staatsangehörigen aus dem 
EU27/EFTA-Raum in verschiedenen Branchen ist und wie sich dieser zwischen 2002/2003 
und 2012 entwickelt hat.22 Die Ergebnisse sind in Abbildung 3.8 zusammengefasst. 
 
Der Erwerbstätigenanteil von Ausländern aus dem EU27/EFTA Raum lag 2012 im Gastge-
werbe (34%) am höchsten, gefolgt vom Baugewerbe (29%), dem verarbeitenden Gewerbe 
(29%) sowie dem Bereich Immobilien und sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen (25%). 
Leicht überdurchschnittliche Anteile an EU/EFTA-Staatsangehörigen von 23% bis 24% ver-
zeichneten ferner die Branchen der Information und Kommunikation, der freiberuflichen, 
technischen und wissenschaftlichen Dienstleistungen sowie des Handels. Leicht unter dem 
Durchschnitt von 22% lag der Beschäftigungsanteil von EU27/EFTA-Staatsangehörigen in 
den Bereichen Kunst, Unterhaltung und private Haushalte (21%), im Kredit- und Versiche-
rungsgewerbe (19%), im Bereich Verkehr und Lagerei (19%), sowie im Gesundheits- und 
Sozialwesen (18%). Deutlich unterdurchschnittlich war der Anteil in den Bereichen Erziehung 
und Unterricht (15%), in der Land- und Forstwirtschaft (9%) und in der öffentlichen Verwal-
tung (7%).  
  

                                                 
22 Für die ständige Wohnbevölkerung ist eine Auswertung nach Nationalitätengruppen erst ab 2003 möglich. Aus 
diesem Grund wurde das 2. Quartal 2003 als Ausgangspunkt gewählt. Für Kurzaufenthalter und Grenzgänger 
wurden die Zahlen von 2002 verwendet, damit der deutliche Anstieg bei Einführung des FZA eingefangen wird. 
Vereinfachend wurde unterstellt, dass alle Kurzaufenthalter aus EU/EFTA-Staaten stammen. Ihr Beschäftigungs-
anteil wird damit leicht überschätzt.  
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Abbildung 3.8: Erwerbstätigenanteil von Ausländern aus dem EU27/EFTA-Raum nach Branchen, 
2002/2003 und 2012, jeweils 2. Quartal 

  

Quellen: BFS / SAKE, GGS, ETS, eigene Auswertungen 

 
Insgesamt nahm der Anteil an Erwerbstätigen aus dem EU/EFTA Raum im betrachteten 
Zeitraum um 5 Prozentpunkte auf 22% zu. Überdurchschnittliche Zunahmen verzeichneten 
die Bereiche Information und Kommunikation (+8%), freiberufliche, technische und wissen-
schaftliche Dienstleistungen (+6%), das Baugewerbe (+6%), sowie die Industrie und das 
verarbeitende Gewerbe (+6%). Der starke Anstieg im Bereich Immobilien und sonstige wirt-
schaftliche Dienstleistungen geht vermutlich auf Arbeitskräfte zurück, die für Personalverleih-
firmen mehrheitlich in Bau- und Industriebetrieben tätig waren.  
 
Eher überraschend ist, dass der Anteil an EU/EFTA-Staatsangehörigen im Gesundheits- und 
Sozialwesen mit einem Plus von 3 Prozentpunkten eher unterdurchschnittlich zugenommen 
hat. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass dieser Bereich in den letzten Jahren ein mehr 
als doppelt so starkes Wachstum der gesamten Erwerbstätigkeit verzeichnete als das Total 
der Branchen. Die relativ kleine Anteilsverschiebung zeigt demnach, dass die Schweizer 
Bevölkerung im Gesundheits- und Sozialwesen noch stärker an Beschäftigung zulegte als 
die Zuwanderer aus dem EU/EFTA-Raum. Gleichwohl spielt die Zuwanderung in diesem 
Bereich also eine sehr grosse Rolle. 
 
In den obigen Daten nicht enthalten sind die sog. meldepflichtigen Kurzaufenthalter unter 90 
Tagen (entsandte Arbeitnehmende, selbständige Dienstleistungserbringer und Arbeitneh-
mende bei Schweizer Arbeitgebern). Vor allem im Bau(neben)gewerbe sind relativ viele Ar-
beitskräfte aus EU27/EFTA-Staaten als Meldepflichtige tätig und die Zunahme von Arbeits-
kräften aus den EU27/EFTA-Staaten wird durch die obige Darstellung unterzeichnet. In ge-
ringerem Ausmass gilt dies auch für gewisse persönliche Dienstleistungen wie das Überwa-
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chungs- oder das Reinigungsgewerbe, die Landwirtschaft und den Gartenbau, das Gastge-
werbe und die Industrie.23  
 
Insgesamt kann man festhalten, dass sich die Zuwanderung aus dem EU-Raum zwar auf 
relativ spezifische Berufs- und Qualifikationsgruppen konzentrierte, sich aber relativ breit auf 
die Branchen verteilte. Mit Ausnahme der öffentlichen Verwaltung verzeichneten alle Bran-
chen eine erhebliche Zunahme des Anteils an Arbeitskräften aus EU27/EFTA-Staaten. Be-
sonders hervorzuheben ist allenfalls das Baugewerbe, in welchem der Anteil von Arbeitskräf-
ten aus EU27/EFTA-Staaten neben der Zuwanderung auch über Meldepflichtige entsandte 
Arbeitskräfte und selbständige Dienstleistungserbringer deutlich zunahm. 
 

3.1.4 Erwerbstätigkeit in zentralen und grenznahen Regionen 

Die Zuwanderung der letzten Jahre von Personen aus EU/EFTA-Staaten fiel regional unter-
schiedlich stark aus. Städtische Zentren, touristische Regionen in den Alpen sowie einige 
grenznahe Regionen verzeichneten eine besonders starke Zuwanderung. In einigen grenz-
nahen Gebieten - vor allem in der lateinischen Schweiz - wuchs zudem der Anteil der Grenz-
gängerbeschäftigung stark an. Vor diesem Hintergrund interessiert, wie sich die Erwerbstä-
tigkeit in den verschiedenen Regionen der Schweiz über die letzten Jahre entwickelt hat.  

Abbildung 3.9: Erwerbstätigenquote der 25-64jährigen Bevölkerung in ausgewählten grenznahen und 
zentralen Regionen, 1996-2012, jeweils 2. Quartal  

a) Deutschschweiz 

 
  

                                                 
23 Im Baugewerbe erreichte das Beschäftigungsvolumen von meldepflichtigen Kurzaufenthaltern 2012 rund 2.5%. 
In den übrigen genannten Branchen lag der Anteil zwischen 0.8% und 1.3%. 
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b) Lateinische Schweiz 

  
Quelle: BFS (SAKE), eigene Berechnungen 

 
In Abbildung 3.9 sind die Erwerbstätigenquoten der 25-64jährigen Bevölkerung für ausge-
wählte zentrale und grenznahe Regionen einander gegenübergestellt.24 Gegenüber den sie-
ben Jahren vor Inkrafttreten des FZA (1996-2002) lag die Erwerbstätigenquote in den Jahren 
2008-2012 in allen betrachteten Regionen höher. Am schwächsten fiel die Zunahme im Kan-
ton Genf mit + 0.7 Prozentpunkten aus, am stärksten im Kanton Tessin mit + 3.5 Prozent-
punkten. Im Vergleich zu zentraler gelegenen Kantonen fiel die Entwicklung der Erwerbstä-
tigkeit in Kantonen mit hohen Grenzgängeranteilen nicht systematisch unterschiedlich aus. In 
der Deutschschweiz war in den ersten fünf Jahren nach Inkrafttreten des FZA praktisch eine 
Stagnation und in den folgenden fünf Jahren ein deutlicher Anstieg der Erwerbstätigenquote 
zu verzeichnen. In der lateinischen Schweiz verzeichneten das Tessin sowie die Kantone 
Neuenburg und Jura sowohl in den ersten fünf Jahren nach Inkrafttreten des FZA als auch in 
den fünf Jahren danach eine Zunahme der Erwerbstätigenquote, während im Kanton Genf 
sowie in den übrigen Westschweizer Kantonen (FR, VD, VS), ähnlich wie in der Deutsch-
schweiz, vor allem in den letzten fünf Jahren ein Anstieg der Erwerbstätigkeit verzeichnet 
werden konnte. 

 
  

                                                 
24 Bei der Erwerbstätigenquote wird die Zahl der Erwerbstätigen der Bevölkerungszahl gegenübergestellt. Die hier 
ausgewiesene Quote bezieht sich auf die 25-64jährige Bevölkerung.  
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3.2 Entwicklung der Arbeitslosigkeit seit Inkrafttreten des FZA 

3.2.1 Allgemeine Entwicklung der Arbeitslosigkeit  

Die Einführung des FZA kann das langfristige Niveau der Arbeitslosigkeit in unterschiedlicher 
Weise beeinflussen. Geht man davon aus, dass die Zuwanderung das einheimische Arbeits-
angebot perfekt ergänzt und dieses nicht konkurrenziert, wären von der Zuwanderung positi-
ve Beschäftigungseffekte und dank eines besseren Job-Matchs (=qualitative Übereinstim-
mung zwischen Arbeitsangebot und Nachfrage) auch eine Senkung der konjunkturneutralen 
Arbeitslosenquote zu erwarten. Positiv würde sich die Zuwanderung auch auswirken, wenn 
sie die Entwicklung der Wirtschaft in Richtung von Branchen mit geringem Arbeitslosenrisiko 
begünstigen würde.  
 
Ein Anstieg wäre umgekehrt zu erwarten, wenn die Zuwanderung dazu beitragen würde, 
strukturschwache Branchen mit erhöhtem Arbeitslosenrisiko zu erhalten und den Struktur-
wandel hinauszuzögern. Ferner wäre ein Anstieg der konjunkturneutralen Arbeitslosenquote 
dann zu erwarten, wenn die Zuwanderer die ansässige Bevölkerung konkurrenziert und letz-
tere (auf Grund imperfekter Lohnanpassungen) in die Arbeitslosigkeit abgedrängt würde.  
 
Welche Effekte wirken und wie stark sie sind, ist eine empirische Frage, die sich nicht ein-
fach beantworten lässt. In den folgenden Abbildungen ist die langfristige Entwicklung der 
Arbeitslosigkeit anhand verschiedener Indikatoren dargestellt. 
 
Abbildung 3.10 zeigt die Entwicklung der registrierten Stellensuchenden und Arbeitslosen 
gemäss SECO im Verhältnis zur Erwerbsbevölkerung nach Schweizerischer Arbeitskräfteer-
hebung des BFS.25 Im Durchschnitt der 11 Jahre seit Inkrafttreten des FZA lag die Stellensu-
chendenquote mit 4.4% leicht über den 10 Jahren zuvor mit 4.3%. Die durchschnittliche Ar-
beitslosenquote dagegen lag mit 3.0% im Durchschnitt der letzten 11 Jahre tiefer als in den 
10 Jahren vorher mit 3.4%. Welche Wirkungen vom FZA auf die Arbeitslosigkeit ausgingen, 
ist aus dieser Entwicklung nicht direkt abzulesen. Das vergleichsweise stabile Niveau von 
Arbeitslosen- und Stellensuchendenquote spricht zumindest gegen starke Effekte des FZA 
auf das Niveau der konjunkturneutralen Arbeitslosigkeit.   
 
  

                                                 
25 Im Unterschied zur offiziellen Arbeitslosenquote, welche in der Basis die Erwerbsbevölkerung gemäss Volks-
zählungen 1990, 2000 und 2010 heranzieht, wird hier die Erwerbsbevölkerung gemäss SAKE verwendet. Damit 
kann dem Anstieg der Erwerbsbevölkerung über den gesamten Zeitraum und bis und mit 2012 Rechnung getra-
gen werden. 
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Abbildung 3.10: Arbeitslosen- und Stellensuchendenquote, 1991-2012 

 
Quellen: SECO, BFS (SAKE) 

 
Eine gewisse Tendenz nach oben weist im Vergleich dazu die Erwerbslosenquote nach in-
ternationaler Definition der ILO auf. In den zehn Jahren vor Inkrafttreten des FZA lag sie im 
Durchschnitt bei 3.4%, in den zehn Jahren danach bei 4.0%.26 Im Unterschied zu den Zahlen 
des SECO erfasst die Erwerbslosenstatistik auch Personen, die sich nicht bei einem regiona-
len Arbeitsvermittlungszentrum melden und zur Stellensuche zur Verfügung halten. Die Sta-
tistik umfasst damit auch häufiger Personen, die keinen Anspruch auf Arbeitslosenentschä-
digung haben oder welche die Dienstleistungen der RAV aus anderen Gründen nicht bean-
spruchen.    
 

Abbildung 3.11: Erwerbslosenquote gemäss ILO, 1991-2012 

 
Quelle: BFS (Erwerbslosenstatistik) 

 

                                                 
26 Die Durchschnitte basieren jeweils auf den Werten des 2. Quartals. Vor 2010 wurden sie nur dann erhoben.   
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3.2.2 Arbeitslosigkeit nach Nationalitätengruppen 

Wie hat sich die Arbeitslosigkeit seit Inkrafttreten des FZA nach verschiedenen Nationalitä-
tengruppen entwickelt? In Abbildung 3.12 sind die Arbeitslosenquoten gemäss SECO von 
Bürger-/innen von EU27/EFTA-Staaten, Drittstaaten und der Schweiz von 2003 bis 2012 
dargestellt. Um der relativ starken Veränderung der Erwerbsbevölkerung in den letzten Jah-
ren Rechnung zu tragen, wurden im Nenner der Arbeitslosenquoten die Erwerbspersonen-
zahlen gemäss SAKE beigezogen.27  
 
Die Arbeitslosigkeit reagierte bei Schweizern und EU27/EFTA-Ausländern sehr ähnlich auf 
die Rezession von 2009. 2010 lag die Arbeitslosenquote um je knapp 50% über dem Vorkri-
senniveau von 2008. Etwas weniger steil fiel der Anstieg bei Nicht-EU27/EFTA Ausländern 
mit 40% aus. Die wirtschaftliche Erholung wirkte sich dann - mit einem Rückgang der Ar-
beitslosigkeit um je rund 20% zwischen 2010 und 2011 - auf alle drei Gruppen ähnlich aus. 
Mit der erneuten Verlangsamung der Wirtschaftsentwicklung im Jahr 2012 kam der Rück-
gang der Arbeitslosigkeit bei Einheimischen und Nicht-EU Staatsangehörigen zu einem En-
de, während sie für EU27/EFTA-Staatsangehörige bereits wieder leicht anstieg.  
 
Im Durchschnitt der Jahre 2003-2012 lag die Arbeitslosenquote von Schweizerinnen und 
Schweizern bei tiefen 2.3% und damit um rund einen Viertel unterhalb des Durchschnitts-
werts von 3.1%. Staatsangehörige der EU27/EFTA wiesen mit 4.2% eine gegenüber dem 
Durchschnitt um rund einen Drittel erhöhte Arbeitslosenquote auf. Die Arbeitslosenquote von 
Drittstaatsangehörigen lag mit durchschnittlich 8.7% um den Faktor 2.8 über dem Durch-
schnitt.  
 
Aus diesen Relationen wird deutlich, dass vor allem Ausländerinnen und Ausländer aus 
Nicht-EU27/EFTA-Staaten erhebliche Schwierigkeiten bei der Arbeitsmarktintegration haben. 
Hinweise, wonach sich die Situation nach Inkrafttreten des FZA für sie verschlechtert hätte, 
lassen sich jedoch aus der Entwicklung der Arbeitslosigkeit nicht ableiten.  
 
Auch Staatsangehörige von EU27/EFTA-Staaten weisen ein überdurchschnittliches Arbeits-
losenrisiko auf. Dies ist in erster Linie damit zu erklären, dass sie in Branchen und Berufs-
gruppen mit erhöhten Arbeitslosenrisiken wie bspw. dem Bau- oder dem Gastgewerbe über-
vertreten sind. Obwohl sich die Qualifikationsstruktur der Zuwanderung innerhalb der letzten 
zwanzig Jahre deutlich in Richtung höherer Qualifikationen verschoben hat, blieben 
EU/EFTA-Staatsangehörige in den genannten Branchen deutlich übervertreten. Weil die 
Rekrutierung von Saisonarbeitskräften ausserhalb der EU27/EFTA nicht mehr möglich ist, 
stieg der Anteil an Beschäftigten aus EU27/EFTA-Staaten auch in diesen Branchen an. 
 
 

                                                 
27 Bei den offiziellen Arbeitslosenquoten wird für die Erwerbsbevölkerung auf die Strukturerhebung 2010 des BFS 
abgestellt. Die hier ausgewiesenen Werte weichen daher leicht von der offiziellen Arbeitsmarktstatistik ab. 
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Abbildung 3.12: Arbeitslosenquoten28 nach Nationalitätengruppen, 2003-2012 

 
Quellen: SECO, BFS / SAKE 2003-2012 

 
Im Zeitraum 2003-2012 haben sich die Arbeitslosenquoten der drei Ausländergruppen relativ 
zueinander nicht wesentlich verändert. Am ehesten hat sich in den letzten Jahren allenfalls 
die Situation von EU27/EFTA-Staatsangehörigen relativ zu den beiden anderen Gruppen 
marginal verschlechtert.   
 
Abbildung 3.13: Arbeitslosenquoten29 nach ausgewählten Nationalitäten, 2003-2012 

Quellen: SECO, BFS (SAKE), eigene Berechnungen 

 
Innerhalb der EU27/EFTA weisen Staatsangehörige aus Portugal die höchste Arbeitslosen-
quote auf, gefolgt von Personen aus Frankreich und aus den Ländern Osteuropas (EU8 und 

                                                 
28 Die Basis der Arbeitslosenquoten bezieht sich bis 2002 auf die Volkszählung 2000. Ab 2003 werden die Er-
werbspersonenzahlen aus der SAKE verwendet. Dieses Vorgehen ist notwendig, da sich die Zahl der Erwerbs-
personen insbesondere bei EU-Ausländern in den letzten Jahren stark verändert hat.   
29 Als Basis der Arbeitslosenquoten werden die Erwerbspersonenzahlen aus der SAKE verwendet. Dieses Vor-
gehen ist notwendig, da sich die Zahl der Erwerbspersonen insbes. bei EU-Ausländern in den letzten Jahren 
stark verändert hat.   
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EU2). Im Fall von Portugal und den osteuropäischen Ländern dürfte der vergleichsweise 
hohe Anteil an unqualifizierten Zuwanderern Hauptursache der erhöhten Arbeitslosigkeit 
sein. Diese Personen sind häufiger in Branchen tätig, welche ein erhöhtes Arbeitslosenrisiko 
aufweisen wie bspw. im Gastgewerbe oder im Bereich persönlicher Dienstleistungen. Im Fall 
von Franzosen und Portugiesen spielt auch die regionale Verteilung eine Rolle, da sie häufi-
ger in der Westschweiz tätig sind, wo die Arbeitslosenquote strukturell erhöht ist.  
 
Von besonderem Interesse ist - angesichts der starken Zuwanderung - die Entwicklung der 
Arbeitslosenquote deutscher Staatsangehöriger. Ihre Arbeitslosenquote lag stets nahe an 
der Gesamtarbeitslosenquote. Im letzten Jahr lag sie mit 3.0% ganz leicht darüber.    
 
In Abbildung 3.14 sind die Erwerbslosenquoten nach internationalen Normen gemäss SAKE 
für ausgewählte Nationalitäten dargestellt. Typischerweise liegen diese deutlich über den 
offiziellen Arbeitslosenquoten, da sie neben den registrierten Arbeitslosen auch Personen 
umfassen, welche nach internationaler Definition erwerbslos sind, aber nicht bei einem RAV 
gemeldet sind. Die wesentlichen Erkenntnisse aus den Arbeitslosenzahlen des SECO nach 
Nationalitätengruppen bestätigen sich. Bezogen auf deutsche Staatsangehörige ist bemer-
kenswert, dass deren Erwerbslosenquote (im Unterschied zur Arbeitslosenquote gemäss 
SECO) relativ deutlich unter der durchschnittlichen Erwerbslosigkeit und in der Nähe der 
Quote von Schweizerinnen und Schweizern liegt. Die Erwerbslosenquote portugiesischer 
Staatsangehöriger liegt wie bei der registrierten Arbeitslosigkeit stark über dem Durchschnitt 
jedoch gleichzeitig nur rund halb so hoch wie jene von Drittstaatsangehörigen.  
 

Abbildung 3.14: Erwerbslosenquoten (SAKE) nach ausgewählten Nationalitätengruppen (in Prozent) 

 
Quellen: BFS (SAKE: 2003-2009, jeweils 2. Quartal, 2010-2012 Jahresdurchschnitte) 

 

  

0.0

2.0

4.0

6.0

8.0

10.0

12.0

14.0

16.0

2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012

Nicht‐EU27/EFTA

Portugal

Total

Deutschland

Schweiz



 48

3.2.3 Arbeitslosigkeit nach Berufsgruppen und Branchen 

Erwerbslosigkeit nach Ausbildungsniveau 
 
Hoch qualifizierte Arbeitskräfte mit tertiärer Ausbildung waren unter den Zuwanderern in den 
letzten Jahren übervertreten. Mehr als die Hälfte der Erwerbstätigen aus den EU/EFTA-
Staaten, welche nach Inkrafttreten des FZA in die Schweiz zugewandert waren verfügten 
über eine tertiäre Ausbildung. Die EU/EFTA-Staaten dienten allerdings gleichzeitig als Rek-
rutierungsländer mittel und tief qualifizierte Arbeitskräfte, weil die Rekrutierung von Hilfsar-
beitskräften in Drittstaaten nach Abschaffung des Saisonnierstatuts nicht mehr möglich war. 
 
Die Erwerbslosenquote stieg in den Jahren nach Inkrafttreten des FZA gegenüber den sie-
ben Jahren zuvor (1996-2002) insgesamt etwas an. Wie in Tabelle 3.4 zu erkennen ist, war 
der Anstieg auf Personen ohne nachobligatorische Ausbildung (Sekundarstufe I) sowie sol-
che mit Berufsausbildung oder Matura (Sekundarstufe II) beschränkt. Die Erwerbslosenquote 
von Personen mit tertiärem Bildungsabschluss blieb dagegen auf unverändert tiefem Niveau. 
Diese Zahlen verdeutlichen, wie stark die Nachfrage der Wirtschaft nach höher qualifizierten 
Fachkräften in den letzten zehn Jahren war. Etwas anders präsentierte sich die Situation bei 
mittleren und tieferen Qualifikationen, wo die Nachfrage nach ausländischen Arbeitskräften 
entsprechend auch tiefer ausfiel. 
 

Tabelle 3.4: Erwerbslosenquoten nach Ausbildungsniveau, ständ. Wohnbevölkerung, 1996-2012 

1996-2002 2003-2007 2008-2012
Sekundarstufe I 5.3% 7.2% 6.6%
Sekundarstufe II 2.8% 3.8% 3.8%
Tertiärstufe 2.5% 2.6% 2.4%
Total 3.2% 4.1% 3.8%

Quelle: BFS/SAKE 

 
Erwerbslosenquoten nach Berufsgruppen 
 
Tabelle 3.5 zeigt eine Auswertung der Erwerbslosenquoten nach Berufshauptgruppen seit 
1996. Die drei ersten Berufshauptgruppen der Führungskräfte, der akademischen Berufe 
sowie der Techniker/innen und gleichrangigen Berufe wiesen im betrachteten Zeitraum 
durchwegs unterdurchschnittliche und nur leicht steigende Erwerbslosenquoten auf.30 Auch 
dies ist ein deutlicher Hinweis dafür, dass die Zuwanderung aus der EU27/EFTA in diesen 
Bereichen durch einen Mangel an geeigneten Arbeitskräften in der Schweiz hervorgerufen 
wurde.  
 
Bei Berufsgruppen mit mittleren Qualifikationserfordernissen wie Bürokräften oder Hand-
werksberufen lag die Erwerbslosenquote relativ nahe am Durchschnitt, und sie stieg mit dem 
Durchschnitt in der Tendenz leicht an.  
 
Am höchsten lag die Erwerbslosenquote für einfachere Tätigkeiten wie bspw. Dienstleis-
tungs- und Verkaufsberufe, Anlagen- und Maschinenbediener oder Hilfsarbeitskräfte. Auch 
hier war in der Tendenz ein leichter Anstieg der Erwerbslosenquote zu verzeichnen.  
 
                                                 
30 Auf Grund der relativ kleinen Fallzahlen sind Veränderungen in den Erwerbslosenquoten vorsichtig zu interpre-
tieren. 
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Tabelle 3.5: Erwerbslosenquoten nach Berufshauptgruppen, ständ. Wohnbevölkerung, 1996-2012 

 1996-2002 2003-2007 2008-2012
Führungskräfte 2.4% 3.0% 3.0%
Akademische Berufe 1.8% 2.1% 2.1%
Techniker und gleichrangige Berufe 2.2% 2.8% 2.5%
Bürokräfte, kaufmännische Angestellte 2.9% 4.4% 4.4%
Dienstleistungs- und Verkaufsberufe 4.1% 5.1% 4.6%
Fachkräfte in der Landwirtschaft (0.5%) 1.1% 1.5%
Handwerks- und verwandte Berufe 3.4% 3.9% 4.0%
Anlagen- und Maschinenbediener 4.1% 5.0% 4.8%
Hilfsarbeitskräfte 4.4% 5.1% 5.1%

Total 3.2% 4.1% 3.8%
 
Werte in Klammern: Extrapolation aufgrund von weniger als 50 Beobachtungen. Die Resultate sind mit grosser 
Vorsicht zu interpretieren. 
Quelle: BFS/SAKE 1996-2012 (jeweils 2. Quartal).  

 
Die hier vorgelegten beschreibenden Statistiken bestätigen insgesamt den Befund, wonach 
eine Personalrekrutierung im Ausland durch Unternehmen in der Schweiz häufig durch einen 
Fachkräftemangel motiviert ist. Sie sprechen auch eher dafür, dass die zugewanderten Ar-
beitskräfte einheimische Arbeitskräfte nicht verdrängen sondern eher gut ergänzen, wie dies 
die Mehrzahl der empirischen Untersuchungen für die Schweiz bislang festgestellt haben.31 
In Abschnitt 3.3 wird näher auf die Ergebnisse dieser Studien eingegangen 
 
Arbeitslosigkeit nach Branchen 
 
In diesem Abschnitt wird die Arbeitslosigkeit in jenen drei Branchen untersucht, welche die 
höchsten Anteile an Arbeitnehmenden aus dem EU/EFTA-Raum beschäftigen, nämlich das 
Gastgewerbe, das Baugewerbe sowie die Industrie. Wie ein Blick auf die Entwicklung der 
Arbeitslosenquoten in diesen drei Branchen zeigt, erreichten die Arbeitslosenquoten in der 
Krise der 90er Jahre ihre bisherigen Höchststände. In der Industrie war dies in der ersten 
Hälfte und im Bau- und im Gastgewerbe vor allem in der zweiten Hälfte der 90er Jahre der 
Fall.  
 
Bezüglich der relativen Abweichung der Arbeitslosenquoten in den drei Bereichen von der 
Gesamtarbeitslosenquote stellt man gewisse zyklische Schwankungen fest. Hinweise auf 
eine relative Erhöhung der mittleren langfristigen Arbeitslosenquoten nach Inkrafttreten des 
FZA finden sich hingegen keine. Vor allem im Baugewerbe und in der Industrie war die Pha-
se nach Inkrafttreten des FZA mit relativ tiefen Arbeitslosenquoten verbunden und auch im 
Gastgewerbe lag die Arbeitslosenquote relativ zur Gesamtarbeitslosigkeit eher tiefer als in 
den Jahren zuvor.  
 
In der Rezession 2009 stieg die Arbeitslosigkeit in der Industrie stark überproportional an. Da 
sich die Industrie 2010 und 2011 rasch erholte, ging die Arbeitslosigkeit auch wieder über-
proportional zurück, wenn auch das tiefe Vorkrisenniveau in der Arbeitslosigkeit noch nicht 
erreicht werden konnte.  
 
                                                 
31 Eine hohe Komplementarität der Zuwanderung zur einheimischen Bevölkerung finden u.a.  Flückiger  (2006), 
Aeppli (2010), Cueni und Sheldon (2011), Gerfin und Kaiser (2010), Favre (2011), Müller, et. al. (2013). Hinweise 
für Verdrängungs- bzw. Substitutionseffekte finden sich in Henneberger und Ziegler (2011), Stalder (2010) sowie 
in Losa et.al. (2012) für Grenzregionen. 
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Im Baugewerbe stieg die Arbeitslosigkeit 2009 ungefähr proportional zum Anstieg der Ge-
samtarbeitslosigkeit an und 2010 sowie 2011 bildete sie sich überproportional zurück. Bei 
diesem positiven Bild ist allerdings zu bedenken, dass relativ viele Personen im Baugewerbe 
und auch in der Industrie über Personalverleihfirmen beschäftigt werden und daher dem 
Dienstleistungssektor zugeordnet sind und ein überdurchschnittliches Arbeitslosenrisiko auf-
weisen. 
 
Sowohl im Baugewerbe als auch in der Industrie wird die tatsächliche Arbeitslosigkeit durch 
die Branchenzahlen tendenziell unterschätzt, weil Personen, welche über Personalverleih-
firmen arbeiten nicht der Einsatzbranche zugeordnet sind. Im Falle des Baugewerbes kann 
die Bedeutung dieser Verzerrung abgeschätzt werden, indem man die Zahl der Personen mit 
Bauberufen (d.h. inkl. Temporärarbeitskräfte) ins Verhältnis zu den Erwerbspersonen im 
Baugewerbe setzt. In Abbildung 3.16b sieht man, dass die so errechnete Quote über dem 
Durchschnitt liegt und dass sie in den letzten vier Jahren relativ zugenommen hat. Dies ist, 
angesichts der Tatsache, dass die Bauwirtschaft von der Krise 2009 relativ verschont blieb, 
eher überraschend. Allerdings stieg die Arbeitslosigkeit noch nicht so stark an, wie in den 
90er Jahren, als die Bauwirtschaft in der zweiten Hälfte des Jahrzehnts konjunkturell hart 
getroffen wurde. 
 
Die Arbeitslosenquote im Gastgewerbe bildete sich 2011 wie in den anderen Branchen auch 
zurück. Weil der Rückgang eher schwächer ausfiel als im Durchschnitt, erhöhte sich die Ar-
beitslosenquote relativ zum Total. Eine Rolle spielte dabei auch der starke Schweizer Fran-
ken, unter dem der Tourismus aktuell leidet. Über den Zeitraum 2002-2012 hinweg lag die 
Arbeitslosenquote im Gastgewerbe im Durchschnitt um 94% über der Gesamtarbeitslosigkeit 
und damit relativ gesehen leicht tiefer als in den elf Jahren vor Inkrafttreten des FZA (1991-
2001) mit 109%. 
 
Eine gewisse Erhöhung der Arbeitslosenzahlen dürfte in Saisonbranchen wie der Landwirt-
schaft, dem Bau- und dem Gastgewerbe in den letzten Jahren daraus resultiert sein, dass 
Arbeitskräfte mit saisonalen Arbeitsverträgen aus der EU Arbeitslosenentschädigung geltend 
machen können, wenn sie die entsprechenden Beitragsvoraussetzungen in der Schweiz 
erfüllen. Vor Inkraftsetzung des FZA und unter dem sog. Saisonnierstatut war dies noch nicht 
möglich (vgl. Abschnitt 4.6 zu den Auswirkungen des FZA auf die Arbeitslosenversicherung).   
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Abbildung 3.15: Arbeitslosenquoten ausgewählter Branchen 

a) Arbeitslosenquoten (in Prozent) 

 

Quelle: SECO, BFS/Erwerbstätigenstatistik 

 

b) Relative Abweichung von der Gesamtarbeitslosenquote 

Quelle: SECO, BFS/Erwerbstätigenstatistik 

 

3.2.4 Arbeitslosigkeit nach Regionen 

Arbeitslosenquoten nach Grossregionen 
 
Wie die Analyse in Kapitel 2 ergeben hat, ist in der Folge des FZA die Zuwanderung in der 
Westschweiz in der Région Lémanique, im Tessin sowie in der Deutschschweiz in den Kan-
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tonen Basel, Zug und Zürich am stärksten angestiegen. In Abbildung 3.16 sind die durch-
schnittlichen Arbeitslosenquoten für die Perioden 1991-2001 und 2002-2012 in den sieben 
statistischen Grossregionen der Schweiz einander gegenübergestellt. In der Schweiz sank 
die Arbeitslosenquote dabei leicht von 3.1% auf 3.0%. Gleiches galt für die Région Lémani-
que, den Espace Mittelland sowie das Tessin. Einen Anstieg der Arbeitslosenquote ver-
zeichneten demgegenüber die Regionen Nordwestschweiz, Zürich und Ostschweiz. In der 
Zentralschweiz blieb die Arbeitslosenquote auf tiefem Niveau. Ein Zusammenhang der Ent-
wicklung der Arbeitslosigkeit mit der Intensität der Zuwanderung ist auf Ebene der Grossre-
gionen nicht zu erkennen.  
 

Abbildung 3.16: Durchschnittliche Arbeitslosenquoten32 1991-2001 vs. 2002-2012, nach Grossregio-
nen (in Prozent)   

 
Quellen : SECO, BFS/SAKE 

 
Arbeitslosigkeit in Grenzregionen 
 
Wie eine Studie im Auftrag des SECO über die regionalen Unterschiede der Arbeitslosigkeit 
früher gezeigt hatte, erschwert ein hoher Anteil von Grenzgängerbeschäftigten für die Ein-
heimischen die Arbeitssuche.33 Diese Feststellung wird im Rahmen der Messung der Wir-
kung der regionalen Arbeitsvermittlungszentren RAV bestätigt: Seit 2006 kann statistisch 
nachgewiesen werden, dass ein höherer Anteil Grenzgänger an der erwerbstätigen Wohn-
bevölkerung der RAV-Region zu einer längeren Dauer der Stellensuche führt.34 Generell ist 
zu sagen, dass neben der Migration verschiedene weitere Faktoren die regionale Arbeits-
marktentwicklung beeinflussen, wobei sich ein Teil des Unterschieds zwischen den Sprach-

                                                 
32 Die Basis der Arbeitslosenquoten bezieht sich über den gesamten Zeitraum auf die Erwerbspersonenzahlen 
aus der SAKE und trägt damit der regional unterschiedlichen Entwicklung der Erwerbsbevölkerung Rechnung.  
33 Flückiger et al. (2007), Analyse der regionalen Unterschiede in der Arbeitslosigkeit, SECO Publikation: Ar-
beitsmarktpolitik No 22 (6. 2007).  
34 Die Grenzgängervariable ist eine von fünf Variablen, die im Rahmen der jährlichen Messung der Wirkung der 
RAV durch das SECO als nicht beeinflussbar gelten (exogene Faktoren). Diese fünf Variablen erklären rund drei 
Viertel der Unterschiede in der Dauer der Stellensuche zwischen den RAV. 
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regionen nicht durch beobachtbare Faktoren erklären lässt und auf „kulturelle" Unterschiede 
zurückzuführen sein könnte.35     
 
Im Folgenden wird die Entwicklung der Arbeitslosigkeit in Bezirken mit überdurchschnittlich 
hohen Grenzgängeranteilen genauer betrachtet. Auf Grund der Unterschiede in der Höhe 
der strukturellen Arbeitslosigkeit zwischen den Sprachregionen ist es sinnvoll, die Entwick-
lung der Arbeitslosigkeit in den Grenzregionen getrennt für die Deutschschweiz und die la-
teinische Schweiz zu untersuchen. Zu den Grenzregionen werden im folgenden Bezirke ge-
zählt, welche 2008 gemäss Betriebszählung einen überdurchschnittlichen Grenzgängeranteil 
(>5.5%) aufwiesen.  
 
Abbildung 3.17: Arbeitslosenquoten Grenzgängerregionen der Deutschschweiz 1995-2012 (in Pro-
zent) 

 
Quelle: SECO  
 
Abbildung 3.17  vergleicht die Entwicklung der regionalen Arbeitslosenquoten der Deutsch-
schweiz seit 1995. In der Grenzregion Ostschweiz lag die Arbeitslosenquote 1995-2001 im 
Durchschnitt um 0.18 Prozentpunkte höher als in den Nicht-Grenzregionen der Deutsch-
schweiz. Nach Inkrafttreten des FZA (2002-2012) verbesserte sich die Situation relativ gese-
hen leicht, und die Arbeitslosenquote lag noch um 0.11 Prozentpunkte über den Nicht-
Grenzregionen der Deutschschweiz.  
 
In der Nordwestschweiz verlief die Entwicklung in entgegengesetzter Richtung. Während die 
Arbeitslosigkeit 1995-2001 (vor FZA) im Durchschnitt um 0.23 Prozentpunkte über den Nicht-
Grenzgängerregionen lag, wuchs diese Differenz in der Periode 2002-2012 auf durchschnitt-
lich 0.46 Prozentpunkte an.  
  

                                                 
35 vgl. auch Brügger, Lalive, Zweimüller (2007), Regionale Disparitäten in der Arbeitslosigkeit: Kulturelle Grenzen 
und Landesgrenzen, SECO Publikation: Arbeitsmarktpolitik No 23 (6. 2007). 

0.0

1.0

2.0

3.0

4.0

5.0

6.0

7.0

8.0

1
9
9
5

1
9
9
6

1
9
9
7

1
9
9
8

1
9
9
9

2
0
0
0

2
0
0
1

2
0
0
2

2
0
0
3

2
0
0
4

2
0
0
5

2
0
0
6

2
0
0
7

2
0
0
8

2
0
0
9

2
0
1
0

2
0
1
1

2
0
1
2

Nord‐Westschweiz

Ostschweiz

Nicht GG ‐ D



 54

Abbildung 3.18: Arbeitslosenquoten Grenzgängerregionen Lateinische Schweiz 1995-2012 (in Pro-
zent) 

 
Quelle: SECO  
 

In Abbildung 3.18 ist der entsprechende Vergleich für die Lateinische Schweiz aufgezeigt. In 
der Südschweiz lag die Arbeitslosenquote 1995-2001 um 0.14 Prozentpunkte unter jener von 
Nichtgrenzregionen der Lateinischen Schweiz. In den Jahren 2002-2012 verringerte sich 
dieser Vorteil auf 0.05 Prozentpunkte. In den Bezirken des Jurabogens lag die Arbeitslosen-
quote 1995-2001 um 0.92 Prozentpunkte unterhalb jener von Nicht-Grenzregionen der La-
teinischen Schweiz. In den Jahren 2002-2012 verkehrte sich diese Differenz in einen leichten 
Nachteil von 0.07 Prozentpunkten. In der Genferseeregion lag die Arbeitslosenquote in den 
Jahren 1995-2001 um 0.37 Prozentpunkte über jener von Nicht-Grenzregionen der Lateini-
schen Schweiz. Diese Differenz vergrösserte sich 2002-2012 auf 1.47 Prozentpunkte.  

Insgesamt hat sich die Arbeitslosigkeit in Bezirken mit hohen Grenzgängeranteilen über die 
Zeit relativ zu den zentralen Landesteilen mit weniger Grenzgängerbeschäftigung vor allem 
in der Westschweiz merklich erhöht. Die Genferseeregion und der Jurabogen hatten mit ei-
nem jährlichen Wachstum der Grenzgängerbeschäftigung von rund 7% in den letzten zehn 
Jahren auch das stärkste Grenzgängerwachstum zu verzeichnen.  

Auch im Kanton Tessin wuchs die Grenzgängerbeschäftigung in der Periode 2002-2012 mit 
5.5% pro Jahr sehr stark an. Hier fiel der relative Anstieg der Arbeitslosenquote jedoch ver-
gleichsweise moderat aus. Stärker stieg die Arbeitslosigkeit relativ zu Nicht Grenzregionen in 
der Nordwestschweiz aus, welche mit einem Wachstum von jährlich 2.0% allerdings den 
geringsten Zuwachs an Grenzgängern verzeichnete. In der Ostschweiz, wo die Grenzgän-
gerbeschäftigung in den letzten zehn Jahren um knapp 4% jährlich zulegte, verbesserte sich 
die Arbeitsmarktsituation relativ zu nicht Grenzgängerregionen der Deutschschweiz sogar 
leicht. 
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3.3 Auswirkungen des FZA auf Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 

3.3.1 Fragestellungen und Hypothesen 

Wie vorgängig dargelegt wurde, hatte die Einführung der Personenfreizügigkeit einen bedeu-
tenden Einfluss auf das Ausmass und die Zusammensetzung der Zuwanderung von Arbeits-
kräften in die Schweiz. Eine zentrale Frage ist daher, welche Auswirkungen diese Entwick-
lungen auf das Niveau der Beschäftigung und der Arbeitslosigkeit insgesamt hatte. Zum 
zweiten - und damit eng verbunden - stellt sich die Frage, inwieweit die Arbeitsmarktchancen 
der bereits ansässigen Bevölkerung oder spezifischer Subgruppen  als Folge der verstärkten 
Präsenz zugewanderter Arbeitskräfte beeinflusst wurden.  
 
Die Zuwanderung von Arbeitskräften kann die Arbeitsmarktergebnisse insgesamt, aber auch 
die relativen Arbeitsmarktchancen der ansässigen Bevölkerung in unterschiedliche Richtun-
gen beeinflussen. Positive Wirkungen gehen von der Zuwanderung dann aus, wenn diese 
zur ansässigen Erwerbsbevölkerung eine gute Ergänzung darstellt und Unternehmen, dank 
Zugang zu einem grösseren Fachkräftepool zusätzliche Arbeitsplätze schaffen, von denen 
sowohl in- wie auch ausländische Arbeitskräfte profitieren. In diesem Fall besteht zwischen 
der ansässigen und der zugewanderten Erwerbsbevölkerung eine "komplementäre" Bezie-
hung.  
 
Die Zuwanderung kann sich umgekehrt dann negativ auf die Arbeitsmarktchancen der An-
sässigen auswirken, wenn die zugewanderten Arbeitskräfte in direkte Konkurrenz mit diesen 
treten und gegenüber der ansässigen Bevölkerung relative Vorteile ausspielen können. Die 
Ausweitung des Arbeitsangebots kann in diesem Fall zu Verdrängungseffekten führen. Zwi-
schen der ansässigen und der zugewanderten Bevölkerung besteht dann eine "substitutive" 
Beziehung.  
 
Eine weitere wichtige Unterscheidung ist bei der Untersuchung von Arbeitsmarkteffekten des 
FZA bezogen auf die Fristigkeit zu machen. Eine Regimeänderung wie es der Übergang von 
einem System mit kontingentierter Zuwanderung zur Personenfreizügigkeit darstellt, kann 
auf der einen Seite gewisse kurzfristige Auswirkungen haben, welche sich nach Ablauf ge-
wisser Anpassungsprozesse wieder einpendeln. Auf der anderen Seite kann es sein, dass 
sich gewisse Effekte erst kumulativ über die Jahre identifizieren lassen.  
 
Der nachfolgende Abschnitt gibt einen Überblick über bislang verfassten empirischen Stu-
dien zu den Auswirkungen des FZA auf den Arbeitsmarkt. Die Studien basieren auf unter-
schiedlichen methodischen Ansätzen und beziehen sich auf unterschiedliche Zeiträume.  
   

3.3.2 Auswirkungen des FZA auf Wirtschaftswachstum, Beschäftigung und Ar-
beitslosigkeit 

Eine erste Gruppe von Studien hat sich mit der Frage befasst, wie die Zuwanderung nach 
Inkrafttreten des FZA die Wirtschafts- und Arbeitsmarktentwicklung in der Schweiz insge-
samt beeinflusst hat. Studien dazu wurden bislang durch KOF Konjunkturforschungsstelle 
der ETH Zürich (Aeppli et al. 2008) und Stalder (2010) erstellt. Beide greifen zur Analyse 
dieser Fragestellung auf makroökonomische Modelle zurück, welche u.a. auch zur Erstellung 
von Konjunkturprognosen geeignet sind. Mit diesen Modellen lassen sich aber auch Simula-
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tionen erstellen, wie die Wirtschaftsentwicklung mutmasslich verlaufen wäre, wenn die Zu-
wanderung geringer ausgefallen wäre. 
 
Beide Studien gehen davon aus, dass in den letzten Jahren auch ohne FZA eine bedeuten-
de Zuwanderung in die Schweiz stattgefunden hätte, dass die Zuwanderung aber durch das 
FZA verstärkt wurde. Stalder ermittelt dabei einen deutlich stärkeren Effekt des FZA auf die 
Zuwanderung als die KOF. Für die Periode 2002-2008 kommt er auf ein zusätzliches BIP-
Wachstum von 0.53 Prozentpunkten und ein zusätzliches Beschäftigungswachstum von 0.46 
Prozentpunkten pro Jahr. Die KOF führt einen geringeren Anteil der Zuwanderung auf das 
FZA zurück. Entsprechend tiefer schätzt sie die Wirkungen mit jährlich 0.16 Prozentpunkten 
auf das BIP und 0.09 Prozentpunkten auf die Beschäftigung ein. Im Lichte der jüngsten Ent-
wicklungen und der anhaltend hohen Netto-Zuwanderung in den letzten Jahren erscheinen 
die Schätzungen von Stalder von der Grössenordnung her eher etwas plausibler. 
 
Gemäss Stalder (2008, 2010) führte die Personenfreizügigkeit zu einer generellen Auswei-
tung des Arbeitsangebots (Wachstum in die Breite), welche einerseits die Arbeitsknappheit 
verringert und die Beschäftigungsentwicklung begünstigt, gleichzeitig jedoch auch die Kon-
kurrenz auf dem Arbeitsmarkt für die ansässige Bevölkerung verschärft hat. Die Simulations-
berechnungen von Stalder deuten darauf hin, dass der Anstieg der Arbeitslosigkeit durch die 
vermehrte Zuwanderung verstärkt und der Rückgang im Aufschwung 2005-2008 gehemmt 
wurde. Während die Arbeitslosenquote zwischen dem dritten Quartal 2004 und dem vierten 
Quartal 2007 effektiv von 3.8% auf 2.6% zurückbildete, wäre sie gemäss Modellsimulation 
ohne Einführung der Personenfreizügigkeit sogar auf 1.7% gesunken.  
 
In einer aktuellen Studie untersuchten Schmidt und Stalder (2013) auf der Grundlage des 
gleichen Makromodells die Auswirkungen der Euro-Krise auf die Schweizer Wirtschaft. In 
diesem Zusammenhang untersuchten sie erneut, welche Rolle die Zuwanderung spielte. Sie 
kommen dabei zum Schluss, dass die Zuwanderung das Bevölkerungs- und Wirtschafts-
wachstum im Zeitraum 2010-2013 stützt. Da die Zuwanderung allerdings weniger stark auf 
die Verlangsamung der Wirtschaftsentwicklung reagiert als dies vor Inkrafttreten des FZA 
noch der Fall war, kommen sie zum Ergebnis, dass die Arbeitslosenquote bedingt durch die 
Immigration um rund 0.2 Prozentpunkte stärker ansteigt.  
 
Die Untersuchung der KOF-ETH, welche durch Aeppli (2010) aufdatiert wurde, identifizierte 
demgegenüber keine negativen Auswirkungen der Personenfreizügigkeit auf die Arbeitslo-
sigkeit. Dieses positivere Ergebnis ist möglicherweise, aber nicht zwingend, auch eine Folge 
der "konservativeren" Hypothesen über die kausale Bedeutung des FZA für die stärkere Zu-
wanderung. Allerdings kommt die KOF-ETH in ihrer Untersuchung, welche unterschiedliche 
methodische Ansätze zur Anwendung bringt, zur Einschätzung, dass zwischen der aus dem 
EU/EFTA-Raum zugewanderten und der ansässigen Erwerbsbevölkerung ein hohes Mass 
an Komplementarität besteht.   
 

3.3.3 Auswirkungen des FZA auf Beschäftigung und Arbeitslosigkeit verschie-
dener Bevölkerungsgruppen 

Eine zweite Gruppe von empirischen Untersuchungen setzte sich mit der Frage auseinander, 
inwieweit die Beschäftigung verschiedener Bevölkerungsgruppen im Inland durch die Zu-
wanderung beeinflusst wurde. Von besonderem Interesse ist dabei die Frage, inwieweit die 
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bereits ansässige Bevölkerung durch Zuwanderer konkurrenziert und dabei entweder in die 
Nicht-Erwerbstätigkeit oder die Arbeitslosigkeit verdrängt wurde.  
 
Empirische Studien zu diesem Thema kamen international und auch für die Schweiz bislang 
mehrheitlich zum Schluss, dass zwischen den zugewanderten und den ansässigen Arbeits-
kräften eine komplementäre Beziehung besteht. Dies implizierte, dass die zusätzliche Be-
schäftigung von Zuwanderern bislang nicht auf Kosten der ansässigen Bevölkerung ging. Für 
die Schweiz kamen unter anderem Flückiger et. al. (2006) in einer Studie über mögliche 
Auswirkungen der EU-Osterweiterung, Aeppli et. al. (2008 und 2010) in einer Arbeit zu den 
Auswirkungen der Personenfreizügigkeit auf den Schweizer Arbeitsmarkt, Cueni & Sheldon 
(2011) in einer Studie zur Arbeitsmarktintegration von EU/EFTA-Staatsangehörigen sowie 
Kempeneers & Flückiger (2012) in einer Studie über die Beschäftigung, Zuwanderung und 
Grenzgänger im Kanton Genf.  
 
Einzelne Studien kamen dagegen zum Schluss, dass die stärkere Konkurrenz durch Zuwan-
derer die Beschäftigungslage der ansässigen Bevölkerung beeinträchtigt haben könnte. Da-
zu gehört einerseits die Studie von Stalder, welcher eine Erhöhung der Arbeitslosigkeit als 
Folge der Zuwanderung nach 2002 identifiziert, was mit einem Verdrängungseffekt einher 
gehen könnte. Anzeichen für eine Verdrängung ansässiger Beschäftigter identifiziert auch 
Losa et. al. (2011), welche die Beschäftigungsentwicklung zwischen 2001 und 2005 in Regi-
onen in Grenznähe genauer untersuchen. Sie kommen für die erste Phase des FZA bzw. für 
die Aufhebung des Inländervorrangs im Juni 2004 zum Schluss, dass der bedeutende Zu-
wachs der Grenzgängerbeschäftigung in dieser Phase zu einem Rückgang der Beschäfti-
gung bei der ansässigen Bevölkerung geführt hat.   
 
Aktuelle Untersuchung zu Verdrängungseffekten 
 
Um die Relevanz möglicher Verdrängungseffekte des FZA auf dem Schweizer Arbeitsmarkt 
mit aktuellsten Daten vertieft zu untersuchen, hat das SECO 2012 eine Studie öffentlich aus-
geschrieben. Ein besonderes Augenmerk sollte in der Studie auch auf die unterschiedlichen 
Auswirkungen der Zuwanderung auf die Beschäftigungschancen der einheimischen und aus-
ländischen Bevölkerung in der Schweiz gelegt werden.  
 
Drei Forscher der Universitäten Lausanne und Zürich haben dazu mittlerweile eine Studie 
verfasst. Favre, Lalive und Zweimüller (2013) haben darin untersucht, ob und in welchem 
Umfang der seit Inkrafttreten des FZA verstärkte Migrationsdruck zu Verdrängungsprozes-
sen auf dem Schweizer Arbeitsmarkt geführt hat. Insbesondere beantwortet die Studie die 
Frage, inwiefern sich die Immigration und die Grenzgängerbeschäftigung auf die in der 
Schweiz geborenen und auf früher zugewanderte Personen36 differenziert nach Qualifikati-
onsniveau auswirken. Von Verdrängungseffekten wird gesprochen, wenn die Nettozuwande-
rung und die Zunahme der Grenzgängerbeschäftigung zu einer Erhöhung der Arbeitslosig-
keit und/oder einer Reduktion der Beschäftigung bei der aktiven Wohnbevölkerung führt. Der 
geschätzte Einfluss der durch das FZA ausgelösten Zuwanderung auf die Arbeitslosen- und 
Beschäftigungsquoten verschiedener Bevölkerungsgruppen ist in Tabelle 3.6 wiedergege-
ben.   
 

                                                 
36 Migranten, die sich schon länger als 5 Jahre in der Schweiz aufhalten. 
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Bezogen auf die Beschäftigungsquote als Ganzes findet sich weder für in der Schweiz ge-
borene Personen noch für bereits länger in der Schweiz lebende Ausländerinnen und Aus-
länder ein signifikanter negativer Einfluss des Migrationsdruckes. Ein differenzierteres Bild 
erhält man hingegen bei Betrachtung der verschiedenen Qualifikationsgruppen. Ein negati-
ver, statistisch jedoch nur marginal signifikanter Effekt auf die Beschäftigungsquote (Rück-
gang) findet sich lediglich für hoch qualifizierte Arbeitskräfte. Die Autoren schätzen, dass die 
Nettozuwanderung und die Zunahme der Grenzgängerbeschäftigung seit 2002 bis 2010 die 
Beschäftigungsquote der in der Schweiz geborenen hochqualifizierten Personen um 0.87 
Prozentpunkte vermindert hat (vgl. Tabelle 3.6). Die Beschäftigungsquote dieser Gruppe lag 
über den Zeitraum 2002–2010 bei 92.3% und damit deutlich über dem Wert aller in der 
Schweiz geborenen Personen mit 82.6%. Die Arbeitsmarktintegration der hoch qualifizierten 
in der Schweiz geborenen Personen blieb damit trotz erhöhter Konkurrenz durch Zuwande-
rer über den ganzen Zeitraum deutlich überdurchschnittlich.  
 

Tabelle 3.6: Überblick über die Effekte des FZA auf die Arbeitslosenquote und die Beschäftigungsquo-
te der in der Schweiz geborenen und früher zugewanderten Personen: Evidenz für Verdrängungsef-
fekte, 2002-2010 

 In der Schweiz Geborene  Früher Zugewanderte 
 ALQ BQ  ALQ BQ 
A. Immigration      
Aggregat 0.20 0  0 0 
 [-0.09, 1.20]     
Gering Qualifizierte 0 0  0 0 
Mittel Qualifizierte 0 0  0 0 
Hoch Qualifizierte 0.36 -0.87  0 0 
 [0.09, 0.64] [-1.86, 0.12]    
B. Grenzgänger      
Aggregat 0 0  0 0 
Gering Qualifizierte 0 0  0 0 
Mittel Qualifizierte 0 0  0 0 
Hoch Qualifizierte 0 0  0 -0.39 
     [-0.60, -0.17] 
Anmerkungen: Auf dem 10%-Niveau signifikante IV-Schätzer für Nettoimmigration und Zunahme der Grenzgänger. BQ = Be-
schäftigtenquote; ALQ = Arbeitslosenquote.  
In eckigen Klammern:  95%-Konfidenzintervall 

 
Quelle: Favre, Lalive und Zweimüller (2013) / Die Volkswirtschaft 

 
In Bezug auf die Arbeitslosigkeit zeigt sich für die in der Schweiz geborene Bevölkerung 
ebenfalls ein negativer Einfluss der Nettoimmigration, der allerdings statistisch nur marginal 
signifikant ist. Gemäss Schätzungen der Autoren dürfte die Zuwanderung, welche durch das 
FZA zusätzlich ausgelöst wurde, die Arbeitslosenquote aller in der Schweiz Geborenen ins-
gesamt um 0.2 Prozentpunkte erhöht haben. Im Durchschnitt der Periode 2002–2010 lag 
diese Quote bei 2.6%. Der negative Effekt konzentrierte sich dabei auf hoch qualifizierte 
Personen. Deren Arbeitslosenquote lag in der Periode 2002-2010 bei insgesamt 1.6%. Die 
durch das FZA ausgelöste Zuwanderung könnte diese Quote gemäss Schätzungen der Au-
toren seit 2001 um 0.36 Prozentpunkte erhöht haben (d.h. etwa von 1.4% auf rund 1.8%).     
 
Ein Fokus der Studie lag auch auf der Frage, inwieweit die früher zugewanderte Bevölkerung 
relativ zur in der Schweiz geborenen Bevölkerung allenfalls stärker unter der neueren Zu-
wanderung gelitten haben könnte. Ausgangspunkt dieser Fragestellung bildete die Beobach-
tung, dass früher zugewanderten Generationen auf dem Schweizer Arbeitsmarkt relativ 
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grössere Integrationsschwierigkeiten haben und dass sich die Erwerbstätigenquote von 
Drittstaatsangehörigen in den letzten Jahren - im Gegensatz zu jener von Schweizer- und 
EU/EFTA-Staatsangehörigen auch kaum verbessert hat.  
 
Um mögliche Auswirkungen einer erhöhten Zuwanderung auf früher zugewanderte Personen 
abzuschätzen, wurde die Arbeitsmarktsituation von Personen, welche nicht in der Schweiz 
geboren wurden, die sich aber bereits 5 Jahre oder länger in der Schweiz aufhielten unter-
sucht. Auf der aggregierten Ebene lässt sich zwischen der Zuwanderung bzw. dem Zuwachs 
der Grenzgängerbeschäftigung und der Beschäftigungssituation von früher zugewanderten 
Personen keine kausale Beziehung feststellen. Kausal interpretierbare, negative Beschäfti-
gungseffekte finden sich einzig zwischen einer erhöhten Grenzgängerbeschäftigung und der 
Beschäftigungsquote von hoch qualifizierten, früher zugewanderten Arbeitskräften. 
 
Bemerkenswert und eher im Widerspruch zu den bisherigen Beobachtungen ist der Befund, 
wonach eine Zunahme der Grenzgängerbeschäftigung keine kausal interpretierbare Erhö-
hung der Arbeitslosigkeit und auch nur für hoch qualifizierte Arbeitskräfte ein negativer Effekt 
auf die Beschäftigungsquote ausging. Wie ist dieser Widerspruch zu erklären?  
 
Tatsächlich bestätigt sich in einer einfachen (OLS) Regression dass in Regionen mit stärke-
rer Erhöhung der Grenzgängerbeschäftigung die Arbeitslosenquote stärker anstieg (aller-
dings statistisch insignifikant), bzw. dass sich die Beschäftigungsquote verringerte (statis-
tisch signifikant). Beide Koeffizienten sind jedoch statistisch nicht mehr von Null zu unter-
scheiden, wenn nur der Einfluss jenes Zuwachses der Grenzgängerbeschäftigung berück-
sichtigt wird, welcher anhand eines statistischen Verfahrens kausal der Einführung der Per-
sonenfreizügigkeit zugeordnet werden kann. 
 
Die vorliegende Studie zu möglichen Verdrängungseffekten ergänzt die bisherigen Erkennt-
nisse in einer wichtigen Dimension. Sie zeigt einerseits, dass sich der Schweizer Arbeits-
markt angesichts der starken Zuwanderung als bemerkenswert robust erwiesen hat und 
dass Verdrängungseffekte nur in geringem Ausmass auftraten. Messbare und auf die Perso-
nenfreizügigkeit rückführbare Effekte waren nur bei hoch qualifizierten Arbeitskräften zu ver-
zeichnen. Gleichzeitig verzeichnete diese Gruppe über die ganze Beobachtungsperiode eine 
ausgesprochen tiefe Arbeitslosenquote und auch eine hohe Beschäftigungsquote. Beide 
Arbeitsmarktindikatoren lassen auf eine starke Arbeitskräftenachfrage und auch auf eine 
gewisse Fachkräfteknappheit im Segment der hoch qualifizierten Arbeitskräften in der 
Schweiz schliessen. Die Ergebnisse decken sich damit auch gut mit Erkenntnisse aus frühe-
ren Untersuchungen, wonach die Personenfreizügigkeit Engpässe bei der Rekrutierung von 
Fachkräften gemindert hat.  
 
Keine klaren Aussagen lassen sich aus der Studie darüber ableiten, wie die Arbeitslosigkeit 
in der Schweiz insgesamt durch die Personenfreizügigkeit beeinflusst wurde, da mögliche 
Einflüsse der Personenfreizügigkeit auf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung nicht Gegen-
stand der Untersuchung waren.   
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3.4 Lohnentwicklung in der Schweiz seit Inkrafttreten des FZA  

Dieser Abschnitt befasst sich mit der Frage, inwieweit die Lohnentwicklung in der Schweiz 
durch das FZA beeinflusst wurde. Neben der allgemeinen Lohnentwicklung interessieren vor 
allem auch spezielle Entwicklungen nach Branchen und Regionen, Lohneffekte für spezifi-
sche Qualifikationsgruppen oder Aufenthaltskategorien sowie Lohnveränderungen am unte-
ren Ende der Lohnverteilung, wo die flankierenden Massnahmen seit Mitte 2004 eine Erosi-
on der Löhne verhindern sollen.  

3.4.1 Allgemeine Lohnentwicklung 

Gemäss Lohnindex des BFS stiegen die Nominallöhne zwischen 2002 und 2012 um durch-
schnittlich 1.5% pro Jahr. Wie die Gegenüberstellung des Lohnindex mit der Entwicklung der 
Erwerbstätigkeit und der Arbeitslosigkeit in Abbildung 3.19 zeigt, folgte die Nominallohnent-
wicklung einem typischen konjunkturellen Muster. In Phasen tiefer Arbeitslosigkeit und 
wachsender Erwerbstätigkeit waren stärkere Wachstumsraten bei den Nominallöhnen zu 
verzeichnen. Weil Lohnanpassungen in der Regel mit leichter Verzögerung erfolgten und die 
Konsumteuerung - vor allem auf Grund der Rohstoffpreise -  teilweise stark schwankte, war 
die Beziehung zwischen der Reallohnentwicklung und der Konjunktur weniger eng.37     
 

Abbildung 3.19: Entwicklung von Nominal- / Reallöhnen und Arbeitslosenquote 

 
Quelle: BFS, SECO 

 
Gemessen am Lohnindex des BFS, fiel das Reallohnwachstum in den Jahren 1982-1991 mit 
durchschnittlich 1.0% höher aus, als in den zwei Jahrzehnten danach. Ausgesprochen 
schwach entwickelten sich die Reallöhne zwischen 1992 und 2001, mit 0.2% pro Jahr. Die 
1990er Jahre waren in der Schweiz durch eine lange Stagnationsphase mit hoher Arbeitslo-
sigkeit gekennzeichnet. In den elf Jahren nach Inkrafttreten des FZA fiel das Reallohnwachs-
tum mit durchschnittlich 0.6% pro Jahr wieder etwas höher aus. Auch in dieser Phase waren 
zwei Konjunktureinbrüche zu verzeichnen, welche sich auf die (registrierte) Arbeitslosigkeit 
allerdings etwas weniger stark auswirkten als in den 90er Jahren.  
 

                                                 
37 Im Jahr 2008 betrug die Jahresteuerung 2.4%, im Jahr 2009 dagegen -0.5%. 
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Bei der Interpretation der langfristigen Entwicklung ist zu beachten, dass der Lohnindex - im 
Unterschied etwa zur Lohnstrukturerhebung - von Veränderungen in der Qualifikationsstruk-
tur der Bevölkerung abstrahiert.  
 

Tabelle 3.7: Langfristige Lohnentwicklung, nominal und real 

  1982-1991 1992-2001 2002-2012

Nominallohn 4.3% 1.7% 1.3%
Konsumentenpreise 3.3% 1.4% 0.8%

Reallohn 1.0% 0.2% 0.6%
 
Quelle: BFS  
 

3.4.2 Entwicklung der Lohnverteilung 

Die wichtigste Quelle zur Untersuchung der Lohnverteilung in der Schweiz ist die Lohnstruk-
turerhebung (LSE). Seit Veröffentlichung des letzten Berichts des Observatoriums sind keine 
neuen Daten verfügbar. In Tabelle 3.8 ist daher analog zum letztjährigen Bericht die Entwick-
lung des Medianlohnes38 für Tätigkeitsfelder mit unterschiedlichen Anforderungsniveaus 
wiedergegeben.  
 

Tabelle 3.8: Durchschnittliches jährliches Wachstum des Medianlohnes39 und der vollzeitäquivalenten 
Beschäftigung nach Anforderungsniveau der Stelle, 2002 - 2010, (privater Sektor, Bund und Kantone).  

  2002- 2004- 2006- 2008- 2002-2010 

 2004 2006 2008 2010 Lohn Beschäftigung

Höchst anspruchsvolle Arbeiten 0.8% 1.3% 2.2% 1.6% 1.5% 3.6%

Sehr selbständige Arbeiten 1.5% -0.2% 1.4% 1.1% 0.9% 3.0%

Berufsfertigkeiten erforderlich 0.9% 0.8% 1.4% 1.0% 1.0% 1.0%

Einfache und repetitive Tätigkeiten 0.8% 1.2% 0.8% 0.9% 0.9% -0.9%

Total 1.3% 1.2% 1.5% 1.3% 1.3% 1.2%
 
Quellen: BFS (LSE), eigene Auswertungen 

 

Gemäss LSE ist der Medianlohn in der Periode 2002-2010 um insgesamt 1.3% jährlich an-
gestiegen. Bei einer durchschnittlichen Teuerung von jährlich 0.8% resultierte ein Reallohn-
wachstum von 0.5% pro Jahr.40 
 
Am stärksten fiel das Wachstum des Medianlohnes in der Kategorie der höchst anspruchs-
vollen Tätigkeiten mit 1.5% aus. In dieser Kategorie war auch das Wachstum der vollzeit-
äquivalenten Beschäftigung mit +3.6% pro Jahr ausgesprochen stark. Der Anteil von Kurz- 
und Daueraufenthaltern sowie Grenzgängern stieg von 10% im Jahr 2002 auf 14% im Jahr 
2010, was die Bedeutung der jüngeren Zuwanderung für das starke Beschäftigungswachs-
tum verdeutlicht.   
 

                                                 
38 Der Median oder Zentralwert bezeichnet den Wert in einer Lohnverteilung, welchen je die Hälfte der betrachte-
ten Gruppe unter- respektive überschreiten. Im Unterschied zum Mittelwert gibt der Medianwert keine Auskunft 
über Lohnentwicklungen am oberen oder unteren Rand der Lohnverteilung.  
39 Das Lohnwachstum über zwei Jahre wurde unter Annahme konstanter Wachstumsraten auf ein Jahr umge-
rechnet. 
40 Deflationiert entsprechend dem Landesindex für Konsumentenpreise jeweils im Monat Oktober.  



 62

Sehr gleichmässig entwickelten sich die Löhne der übrigen Anforderungsniveaus. Sowohl 
einfache und repetitive Tätigkeiten, als auch sehr selbständige Tätigkeiten, welche typi-
scherweise von Personen mit tertiärer Ausbildung oder längerer Berufserfahrung verrichtet 
werden, verzeichneten 2002-2010 ein durchschnittliches Lohnwachstum von 0.9%. Für Tä-
tigkeiten, welche berufliche Fachkenntnisse voraussetzen, lag das Lohnwachstum mit 1.0% 
pro Jahr nur geringfügig höher.  
 
Bemerkenswert ist einerseits die Tatsache, dass Stellen welche sehr selbständiges Arbeiten 
voraussetzen mit 0.9% pro Jahr eine moderate  Lohnsteigerungen verzeichneten, obwohl die 
Unternehmen hier eine stark wachsende Nachfrage nach Arbeitskräften von + 3.0% pro Jahr 
verzeichneten. Die Zuwanderung spielte hier, wie schon bei dem höchsten Anforderungsni-
veau eine ausgesprochen grosse Rolle, denn neben dem starken allgemeinen Wachstum 
stieg auch der relative Anteil von Kurz- und Daueraufenthaltern sowie Grenzgängern von 
10% im Jahr 2002 auf 14% im Jahr 2010. 
 
Die genannten Entwicklungen deuten darauf hin, dass die Personenfreizügigkeit vor allem 
bei Stellen mit hohem bis sehr hohem Anforderungsniveau ein ausgesprochen starkes Be-
schäftigungswachstum ermöglicht hat. Die starke Zuwanderung hat der Entstehung von 
Knappheitssituationen und damit einer stärkeren Lohnsteigerung  entgegengewirkt. Selbst im 
Bereich der höchst anspruchsvollen Arbeiten erscheint eine Lohnentwicklung von durch-
schnittlich 1.5% - gegeben die auch international stark wachsende Nachfrage - moderat. Die 
Ergebnisse von Gerfin und Kaiser (2010) liefern mit einer anderen Datenquelle eine Bestäti-
gung für diese Interpretation.41 
 
Bei Stellen, welche berufliche Kenntnisse voraussetzten stieg der Beschäftigungsanteil von 
Grenzgängern, Kurz- und Daueraufenthaltern zwischen 2002 und 2010 von 11% auf 15% 
und bei einfachen und repetitiven Tätigkeiten von 20% auf 22%. Die Bedeutung der Zuwan-
derung war hier jedoch insofern geringer, als bei einfachen und repetitiven Tätigkeiten ein 
Beschäftigungsabnahme von jährlich -0.9% und bei Berufsleuten ein mittleres Wachstum 
von 1.0% pro Jahr verzeichnet wurde. Bemerkenswert ist hier, dass bei einfachen Tätigkei-
ten trotz schwindender Nachfrage der Unternehmen in den letzten Jahren keine Abkoppe-
lung der Lohnentwicklung von den nächst höheren Anforderungsniveaus zu beobachten war.  
 
Wie der letzte Observatoriumsbericht gezeigt hatte, stiegen die Löhne am oberen Ende der 
Lohnverteilung ausschliesslich in der Kategorie der höchst anspruchsvollen Arbeiten über-
proportional an. In den drei anderen Kategorien war die Lohnentwickung über die Lohnvertei-
lung hinweg sehr ausgeglichen. Insbesondere hat sich die Entwicklung der tiefsten Löhne 
nicht von der mittleren Lohnentwicklung abgekoppelt.     
 
 

  

                                                 
41 Die Entwicklungen am oberen Ende der Lohnskala (bspw. in den Finanzdienstleistungen) bleiben bei Betrach-
tung der Medianlöhne ausgeklammert.  
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3.4.3 Lohnentwicklung nach Branchen 

In Abbildung 3.20 ist das durchschnittliche, jährliche nominale Lohnwachstum der Jahre 
2002-2012 nach Branchen wiedergegeben.42 Unternehmensdienstleistungen und Finanz-
dienstleistungen43 verzeichneten mit je 1.5% Nominallohnwachstum den stärksten Zuwachs, 
gefolgt vom Gastgewerbe mit 1.4%. Im Handel, im Bereich der sonstigen öffentlichen und 
persönlichen Dienstleistungen, im Gesundheits- und Sozialwesen und in der öffentlichen 
Verwaltung wuchsen die Löhne um je 1.3% pro Jahr, gleich stark wie die Löhne im Durch-
schnitt insgesamt. Leicht unterdurchschnittlich entwickelten sich die Löhne im Unterrichtswe-
sen, im Bereich Verkehr und Nachrichtenübermittlung, im verarbeitenden Gewerbe und in 
der Industrie sowie im Baugewerbe mit 1.2% pro Jahr.  
 

Abbildung 3.20: Durchschnittliches, jährliches, nominales Lohnwachstum 2002-2012, nach Branchen 
(in Prozent) 

 
Quelle: BFS (Lohnindex) 

 
Wie in der Analyse der Zuwanderung vorgängig gezeigt wurde, verteilte sich die Zuwande-
rung aus dem EU-Raum in den letzten Jahren relativ breit auf die verschiedenen Branchen. 
Gleichzeitig sind die Unterschiede in der Lohnentwicklung zwischen den Branchen insge-
samt relativ gering. Entsprechend schwierig ist es, auf Grund von Branchenentwicklungen 
Rückschlüsse auf allfällige Effekte der Personenfreizügigkeit zu ziehen. Dass die Zuwande-
rung im Baugewerbe und in der verarbeitenden Industrie, welche das geringste Lohnwachs-
tum aufwiesen, zu einer gewissen Lohndämpfung geführt haben könnte, ist nicht ganz aus-
zuschliessen. In beiden Bereichen erhöhte sich die Konkurrenz durch Zuwanderer aus dem 
Ausland nicht nur über die Zuwanderung sondern auch durch eine - je nach Region durch-
aus bedeutende - Zunahme grenzüberschreitender Dienstleistungserbringer (Entsendungen) 
oder durch bedeutende Zunahmen der Grenzgängerbeschäftigung - teilweise auch im Be-
reich tieferer Qualifikationen. Andere Faktoren wie bspw. ein starker internationaler Wettbe-

                                                 
42 Die Entwicklung 2010-2012 gemäss NOGA 2008 wurde näherungsweise auf die NOGA 2002 umgeschlüsselt. 
Die Entwicklung in den Branchen 70-74 wurde dabei durch die Wirtschaftsabschnitte H, JA und JB und jene der 
Branchen 60-64 in den Wirtschaftsschnitten JC, M und N angenähert.  
43 Der Lohnindex beinhaltet keine Bonuszahlungen. Aus diesem Grund dürfte das effektive Lohnwachstum im 
Finanzdienstleistungsbereich unterschätzt sein. 
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werb auf den Absatzmärkten in der Industrie kommen als mögliche Ursache jedoch ebenfalls 
in Frage. 
 
Entwicklung der Einstiegslöhne nach Branchen 
 
Im Zusammenhang mit der Zuwanderung interessiert auch, wie sich die Löhne von neu ein-
gestellten Personen in den letzten Jahren relativ zur übrigen Belegschaft entwickelt haben. 
Zum einen gehören Zuwanderer selber zu den Einsteigern und zum anderen wäre denkbar, 
dass ein Lohndruck eher über Lohnanpassungen bei Neueinsteigern als bei etablierten Ar-
beitskräften spürbar wäre. Zur Analyse von Einstiegslöhnen ist die Lohnstrukturerhebung 
heranzuziehen. Seit Erscheinen des letzten Observatoriumsberichts sind keine neuen Daten 
verfügbar, weshalb hier nur kurz auf die Befunde des letzten Berichts eingegangen wird. 
 
Über alle Branchen und Aufenthaltskategorien hinweg stellt man zwischen der Gesamtlohn-
entwicklung und jener der Einstiegslöhne im Zeitraum 2002-2010 keine bedeutenden Abwei-
chungen fest (jeweils Medianlöhne). Der Medianlohn von neueingestellten und den übrigen 
Arbeitnehmenden wuchs je um 1.3%. Diese insgesamt ausgewogene Entwicklung war das 
Ergebnis zweier entgegengesetzter Tendenzen: Während der Median der Einstiegslöhne 
von Schweizern und niedergelassenen Ausländern mit 1.0% langsamer wuchsen als jene 
der etablierten Arbeitskräften, stieg der Median der Einstiegslöhne von Kurz-, Daueraufent-
haltern und Grenzgängern mit 2.4% rascher als jene bereits etablierter Arbeitskräfte dieser 
Aufenthaltskategorien mit 2.0%.    
 
Tabelle 3.9: Durchschnittliches, jährliches, nominales Wachstum des Medianlohnes, Neueinstellun-
gen und alle Arbeitnehmenden nach Branchen und Aufenthaltskategorien 2002-2010 (privater Sektor, 
Bund und Kantone) 
 

Alle Arbeit-
nehmenden 

Schweizer,  
Niedergelassene 

Kurz-, Daueraufent-
halter und Grenzgän-
ger 

Total Einstieg Total Einstieg Total Einstieg

Industrie, Wasser, Energie 1.2% 0.9% 1.2% 0.7% 1.8% 1.5%

Baugewerbe 1.1% 1.2% 1.1% 0.8% 1.6% 1.9%

Handel und Reparaturwesen 1.2% 1.2% 1.0% 1.1% 2.2% 2.0%

Gastgewerbe 1.4% 1.6% 1.0% 1.2% 1.6% 1.7%

Transport und Kommunikation 1.2% 0.6% 1.2% 0.6% 0.8% 0.7%

Finanzdienstleistungen 2.3% 2.3% 2.3% 2.2% 1.6% 0.9%

Immob., Informatik, F&E, Unternehmensdl. 0.8% 1.2% 0.9% 1.3% 0.1% 0.5%

Öffentliche Verwaltung 1.5% 0.8% 1.5% 0.7% 1.3% 1.0%

Bildungswesen 0.3% -0.7% 0.2% -0.4% 1.1% 0.0%

Gesundheits- und Sozialwesen 1.1% 1.2% 1.1% 1.2% 1.4% 1.3%

übrige DL 1.2% 1.4% 1.1% 1.4% 1.9% 1.2%

Total 1.3% 1.3% 1.3% 1.0% 2.0% 2.4%

 
Quelle: BFS (LSE), eigene Berechnungen 

 
Am deutlichsten zurück blieben die Einstiegslöhne im Bildungswesen. Hier sank der Lohn 
von neu Eingestellten pro Jahr um 0.7%, während die Löhne der übrigen Arbeitnehmenden 
um 0.3% pro Jahr nur schwach zulegten. In beiden Aufenthaltskategorien entwickelten sich 
die Einstiegslöhne relativ schwächer. Das gleiche Muster war in der öffentlichen Verwaltung, 
im Bereich Transport und Kommunikation sowie in der Industrie zu erkennen. Im Baugewer-
be war ein relativ schwächeres Wachstum des Einstiegslohns nur für Schweizer und Nieder-
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gelassene festzustellen. Bei Kurz-, Daueraufenthaltern und Grenzgängern entwickelten sich 
die Einstiegslöhne zusätzlich bei Finanzdienstleistungen, im Handel und Reparaturwesen 
sowie bei übrigen Dienstleistungen um mindestens zwei Zehntel Prozentpunkte schwächer. 
 
Insgesamt scheint es in gewissen Branchen einen gewissen Druck auf Einstiegslöhne gege-
ben zu haben. Am ehesten könnte diese Entwicklung in der Industrie und dem verarbeiten-
den Gewerbe sowie im Baugewerbe (bei Schweizern und Niedergelassenen Ausländern) mit 
dem FZA in Verbindung stehen, da hier die Zuwanderung relativ stark war.  
 

3.4.4 Lohnentwicklung in Grenzgängerregionen 

In Regionen mit zahlreichen Grenzgängerbeschäftigten sind die Befürchtungen, die Öffnung 
des Schweizer Arbeitsmarktes könnte die Lohnentwicklung der ansässigen Bevölkerung be-
einträchtigen besonders gross. Mit der starken Aufwertung des Schweizer Frankens gegen-
über dem Euro haben sich die Befürchtungen eher noch verstärkt, weil das Lohnniveau in 
der Schweiz für Grenzgängerbeschäftigte noch attraktiver wurde. Aus diesem Grund wird in 
diesem Abschnitt die Lohnentwicklung näher betrachtet.  
 
In Abbildung 3.21 ist das durchschnittliche Lohnwachstum in Kantonen mit erhöhtem Grenz-
gängeranteil demjenigen in den übrigen Kantonen gegenübergestellt. Die Abbildung zeigt 
einerseits die Entwicklung der Durchschnittslöhne insgesamt gemäss Lohnstrukturerhebung. 
Lohnzuwächse erklären sich dabei aus der Lohnentwicklung und aus Veränderungen in der 
Zusammensetzung der Arbeitnehmerschaft (bspw. steigende Anteile an qualifizierten Ar-
beitskräften). Bei der ausgewiesenen korrigierten Lohnentwicklung werden verschiedene 
lohnrelevante Faktoren wie das Alter, die Ausbildung, das Geschlecht, der Aufenthaltsstatus 
oder die Branche der Arbeitnehmenden kontrolliert, womit sich die reine Lohnentwicklung 
abschätzen lässt. 
 

Abbildung 3.21: Durchschnittliches, jährliches, nominales Lohnwachstum 2002-2012, nach Branchen 

 
Quellen: BFS (LSE), eigene Berechnungen 
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Von den Kantonen mit hohen Grenzgängeranteilen wiesen Genf, Neuenburg und Jura sowie 
Baselstadt und Baselland im Zeitraum 2002-2010 mit 1.7%-1.8%  das stärkste jährliche No-
minallohnwachstum auf.  In den grenznahen Ostschweizer Kantonen St. Gallen, Schaffhau-
sen und Thurgau sowie im Tessin war das Lohnwachstum mit 1.2% schwächer und auch in 
den übrigen Kantonen mit relativ geringen Grenzgängeranteilen fiel es mit 1.4% etwas 
schwächer aus.  
 
Kontrolliert man für Veränderungen in der Struktur der Erwerbsbevölkerung verringert sich 
das Nominallohnwachstum und auch die regionalen Differenzen werden etwas kleiner. Die 
Kantone Genf sowie Neuenburg und Jura weisen mit einem bereinigten Nominallohnwachs-
tum von 1.2%-1.3% jedoch weiterhin ein leicht dynamischeres Lohnwachstum auf als die 
Kantone mit geringen Grenzgängeranteilen. Etwas schwächer fiel das Lohnwachstum wei-
terhin in den drei Ostschweizer Kantonen (SH, SG, TG) aus, während die Lohnentwicklung 
im Tessin sowie in den Kantonen Baselstadt und Baselland sehr ähnlich wie in den Nicht-
Grenzgängerkantonen ausfiel. Insgesamt ist im Zeitraum 2002-2010 somit kein negativer 
Einfluss einer hohen Grenzgängerbeschäftigung auf die regionale Lohnentwicklung erkenn-
bar.44  
 

3.4.5 Erfahrungen der Tripartiten Kommissionen und Paritätischen Kommissi-
onen 

Mit der schrittweisen Einführung des freien Personenverkehrs zwischen der Schweiz und der 
Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten45 sind am 1. Juni 2002 flankierende Mass-
nahmen eingeführt worden, die verhindern sollen, dass Löhne und Arbeitsbedingungen in 
der Schweiz auf Grund der Öffnung des Schweizer Arbeitsmarktes unter Druck geraten. Ein 
wesentlicher Teil der flankierenden Massnahmen bildet das Entsendegesetz (EntsG)46, wel-
ches den im Rahmen einer Dienstleistungserbringung in die Schweiz entsandten Arbeitneh-
menden einen Anspruch auf die schweizerischen minimalen Lohn- und Arbeitsbedingungen 
einräumt, die in Bundesgesetzen, Verordnungen des Bundesrates, allgemeinverbindlich er-
klärten Gesamtarbeitsverträgen (ave GAV) und Normalarbeitsverträgen mit zwingenden 
Mindestlöhnen im Sinne von Artikel 360a OR47 festgelegt sind. Mit den flankierenden Mass-
nahmen wurden ausserdem Kontrollorgane eingesetzt, welche die Einhaltung der minimalen 
Lohn- und Arbeitsbedingungen kontrollieren und den Arbeitsmarkt überwachen.  
 
Die Kontrollorgane sind einerseits tripartite Kommissionen auf Bundesebene und in den Kan-
tonen, die sich aus Vertretern von Behörden sowie Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden 
zusammensetzen. Die tripartiten Kommissionen beobachten den Arbeitsmarkt und insbe-
sondere Branchen, in denen keine ave GAV existieren. Sie können bei wiederholten und 
missbräuchlichen Unterbietungen der üblichen Lohn- und Arbeitsbedingungen den zuständi-
gen Behörden Massnahmen wie die erleichterte Allgemeinverbindlicherklärung von GAV 
oder den Erlass von Mindestlöhnen in Normalarbeitsverträgen vorschlagen. Andererseits 

                                                 
44 Weitere Analysen zur Lohnentwicklung in Grenzregionen für die Periode 2002-2008 finden sich in Kapitel 5 des 
siebten Berichts des Observatoriums zum FZA aus dem Jahr 2011. 
45 Abkommen vom 21. Juni 1999 zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit; FZA; SR 0.142.112.681. 
46 Bundesgesetz vom 8. Oktober 1999 über die in die Schweiz entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
und flankierende Massnahmen; SR 823.20. 
47 Bundesgesetz vom 30. März 1911 betreffend die Ergänzung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Fünfter 
Teil: Obligationenrecht); SR 220. 
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kontrollieren in Branchen mit ave GAV paritätische Kommissionen die Einhaltung der in den 
ave GAV enthaltenen minimalen Lohn- und Arbeitsbedingungen. Die paritätischen Kommis-
sionen sind Organe der Sozialpartner und bestehen aus Vertretern der Arbeitgeber- und Ar-
beitnehmerverbände. Die Arbeitsmarktbeobachtung im Rahmen der flankierenden Mass-
nahmen umfasst somit Kontrollen von entsandten Arbeitnehmenden, Selbständigerwerbende 
sowie von Schweizer Arbeitgebenden in allen Branchen.  
 
Das Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) publiziert jährlich einen Bericht über die Umset-
zung der flankierenden Massnahmen48, der insbesondere Auskunft gibt über den Umfang 
der Kontrolltätigkeit der Vollzugsorgane, die aufgedeckten Verstösse und Unterbietungen der 
Lohn- und Arbeitsbedingungen sowie der daraus resultierenden Sanktionen. Der Jahresbe-
richt 2012 über den Vollzug der Flankierenden Massnahmen (FlaM) erschien am 26. April 
2013. Die Ergebnisse dieses Berichts lassen sich wie folgt zusammenfassen.49 
 
Die FlaM haben im Verlauf des Jahres 2012 einige Verbesserungen erfahren, mit denen di-
verse von den politischen Akteuren festgestellte Mängel behoben werden konnten. 
 
Die Anzahl meldepflichtiger Kurzaufenthalter ist 2012 erneut gestiegen (+13%), wobei der 
höchste Beschäftigungsanteil im Personalverleih und im Baunebengewerbe zu finden ist.  
 
Generell blieb die Anzahl der Betriebskontrollen stabil (+2%) und die Personenkontrollen 
haben zugenommen (+8%). Die Lohn- und Arbeitsbedingungen wurden bei rund 6% der 
Schweizer Arbeitgebenden, bei 42% der meldepflichtigen Entsandten kontrolliert. Die von 
der Entwicklung der Anzahl Meldepflichtiger abhängige Kontrolltätigkeit bei Dienstleistungs-
erbringern hat ebenfalls zugenommen (+5%). Die Betriebskontrollen bei Schweizer Arbeitge-
benden sind im Jahr 2012 im Vergleich zum Vorjahr zurückgegangen (-5%); hingegen wur-
den mehr Personenkontrollen bei Schweizer Arbeitgebenden durchgeführt (+8%). Ausser-
dem wurde bei 40% der meldepflichtigen Selbständigerwerbenden der Status der Selbstän-
digkeit überprüft. Die unter dem Blickwinkel der Arbeitsmarktaufsicht als sensibel geltenden 
Branchen des Baunebengewerbes, des Personalverleihs, des verarbeitenden Gewerbes und 
des Bauhauptgewerbes wurden intensiv kontrolliert, was dem relativ hohen Anteil von mel-
depflichtigen Personen in diesen Branchen entspricht. Zudem wurden bei vielen Schweizer 
Unternehmen im Bereich des Gastgewerbes, des Bauhauptgewerbes und des Bauneben-
gewerbes die Lohn- und Arbeitsbedingungen überprüft. 
 
Beim Vollzug der FlaM wird zwischen Unterbietungen von üblichen Löhnen (in Branchen oh-
ne ave GAV oder NAV mit zwingenden Mindestlöhnen) und den vermuteten Verstössen ge-
gen die Mindestlöhne unterschieden (in Branchen mit ave GAV).  
 
Die TPK haben bei ihrer Kontrolltätigkeit festgestellt, dass der Anteil der Unterbietungen von 
üblichen Löhnen bei rund 11% der Entsendebetriebe liegt. Sie melden ausserdem Unterbie-
tungen der üblichen Löhne bei 10% der kontrollierten Schweizer Arbeitgebenden.  
 
Die PK meldeten bei 42% ihrer Kontrollen bei Entsendebetrieben vermutete Verstösse ge-
gen Mindestlohnbestimmungen. Etwa ein Drittel dieser Verstösse wurden von den zuständi-

                                                 
48 Alle Berichte über die Umsetzung der flankierenden Massnahmen sind abrufbar unter www.seco.admin.ch, 
Rubrik "Dokumentation", "Publikationen und Formulare", "Studien und Berichte", "Arbeit".  
49 Der folgende Abschnitt entspricht dem Fazit des Jahresberichts 2012 über den Vollzug der Flankierenden Mas-
snahmen. 



 68

gen PK sanktioniert und an die kantonalen Behörden weitergeleitet. Die Kantone sanktionie-
ren rund die Hälfte der von den PK weitergeleiteten Fälle (bezüglich Entsendebetriebe). Über 
die letzten vier Jahre hinweg wurden somit rund 5% der von den PK kontrollierten Entsende-
betriebe durch die Kantone sanktioniert. Die PK meldeten bei 23% ihrer Kontrollen bei 
Schweizer Arbeitgebenden vermutete Verstösse gegen Mindestlohnbestimmungen. 
 
Es ist festzustellen, dass die (vermuteten) Lohnverstösse bei den Entsendebetrieben gegen-
über 2011 zugenommen (2012: 42% und 2011: 33%) und bei den Schweizer Arbeitgeben-
den abgenommen haben (24% bzw. 23%). 
 
Die aufgedeckten Verstösse gegen die Mindestlöhne aus ave GAV und die gemeldeten Loh-
nunterbietungen durch Entsendebetriebe und Schweizer Arbeitgebende zeigen, dass die 
Überprüfung der Lohn- und Arbeitsbedingungen weiterhin notwendig ist. 
 
Sanktionen werden in erster Linie mit dem Ziel erteilt, die Betriebe von künftigen Verstössen 
abzuhalten und ein korrektes Verhalten zu erwirken. Die Zahl der Rückfälle ist ein Indikator 
für den Nutzen der Sanktionen und für ihre Auswirkungen auf das Verhalten der Betriebe. 
Die Vollzugsorgane melden relativ wenige Rückfälle. Gemäss 17 der 23 Kontrollorgane wer-
den 80% oder mehr der verhängten Bussen auch tatsächlich bezahlt. Die PK melden, dass 
rund 59% der bei Entsendebetrieben auferlegten Konventionalstrafen oder Kontrollkosten 
bezahlt werden. Allerdings ist dieses Ergebnis zu nuancieren, da nur die Hälfte der PK An-
gaben dazu gemacht hat. Der Anteil der Konventionalstrafen in diesem Bereich ist gegen-
über 2011 gestiegen (+3%). Die weiterhin annehmbare Bereitschaft, auferlegte Bussen zu 
begleichen, die erfolgreichen Verständigungsverfahren50  und die recht tiefen Rückfallquoten 
zeigen, dass die Entsendebetriebe und die Schweizer Arbeitgebenden im Allgemeinen be-
müht sind, sich korrekt zu verhalten. Der Vollzug der FlaM erzielt somit die beabsichtigten 
Wirkungen. 
 

3.5 Empirische Studien zu den Auswirkungen der Zuwanderung auf die Löhne 
in der Schweiz 

3.5.1 Auswirkungen des FZA auf die allgemeine Lohnentwicklung 

Aus der allgemeinen Lohnentwicklung ist unmittelbar kein negativer Effekt der Personenfrei-
zügigkeit auf das Lohnwachstum zu erkennen. Gleichwohl ist denkbar, dass die Lohnent-
wicklung bei Inkrafttreten des FZA gedämpft wurde, indem die Erleichterungen bei der Rek-
rutierung von Arbeitskräften im EU-Raum einer Verknappung des Arbeitsangebots entge-
genwirkte.  
 
Zu diesem Schluss kommt u.a. Stalder (2008, 2010) in seinen Analysen der makroökonomi-
schen Auswirkungen der Personenfreizügigkeit. Für die Periode von 2002-2008 geht er da-
von aus, dass das Reallohnwachstum wegen des Freizügigkeitsabkommens und  der 
dadurch verstärkten Zuwanderung um 0.25% pro Jahr gedämpft wurde. Der leichtere Zu-
gang zu Arbeitskräften hat dazu geführt, dass weniger Engpässe bei der Rekrutierung von 
Arbeitskräften entstanden. Als Konsequenz daraus bildete sich die Arbeitslosigkeit in der 

                                                 
50 Die Kantone haben im Jahr 2012 mit 358 Entsendebetrieben und mit 319 Schweizer Arbeitgebenden Verstän-
digungsverfahren in den Branchen ohne ave GAV durchgeführt. 84% dieser Verständigungsverfahren bei Ent-
sendebetrieben und 68% bei Schweizer Arbeitgebenden konnten erfolgreich abgeschlossen werden. 
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Hochkonjunkturphase 2005-2008 weniger stark zurück und der Lohnanstieg wurde entspre-
chend gedämpft.    
  
Die KOF-ETH identifiziert ihrerseits sowohl lohndämpfende wie auch lohnsteigernde Effekte 
der Personenfreizügigkeit. Aeppli (2010) schliesst in einer aufdatierten Version der KOF-
Studie aufgrund verschiedener, uneinheitlicher empirischer Befunde nicht aus, dass einzelne 
Gruppen von Arbeitnehmenden einem Lohndruck ausgesetzt gewesen sein könnten. 
 

3.5.2 Auswirkungen des FZA auf die Löhne verschiedener Gruppen 

In den letzten Jahren wurden verschiedene wissenschaftliche Studien gemacht, welche den 
Zusammenhang zwischen der Zuwanderung und der Lohnentwicklung verschiedener Bevöl-
kerungsgruppen ökonometrisch untersuchten. 
 
Gerfin und Kaiser (2010) haben mit einem ökonomischen Modell empirisch getestet, wie sich 
die Zuwanderung in den Jahren 2002-2008 auf die Lohnentwicklung in verschiedenen, nach 
Nationalitätengruppen, Bildungsstufen und Berufserfahrung abgestuften Arbeitsmarktseg-
menten ausgewirkt hat. Sie kamen zum Ergebnis, dass die Zuwanderung die Reallohnent-
wicklung von Schweizerinnen und Schweizern um 0.5 Prozentpunkte, und jene von Auslän-
derinnen und Ausländern um 2.6 Prozentpunkte dämpfte. Die mehrheitlich hoch qualifizierte 
Zuwanderung hat sich dabei leicht positiv auf die Löhne der gering und mittel qualifizierten 
Arbeitskräfte und deutlich dämpfend auf die Lohnentwicklung der hoch qualifizierten Arbeits-
kräfte ausgewirkt. Die Zuwanderung nach der Einführung der Personenfreizügigkeit könnte 
deshalb dazu beigetragen haben, die Ungleichheit in der Verteilung der Löhne zu verringern 
- bzw. die Tendenz wachsender Ungleichheiten zwischen gering und hochqualifzierten Ar-
beitskräften zu bremsen.51 
 
Cueni und Sheldon (2011) schätzten die Auswirkungen der Zuwanderung mit einem direkte-
ren ökonometrischen Ansatz. Sie fanden heraus, dass EU17/EFTA Ausländer in den Jahren 
1991-2009 pro Jahr durchschnittlich 1'200 CHF mehr verdienten als Schweizer/-innen. 77% 
dieses Unterschieds war auf günstigere Merkmale (insbes. Qualifikation) zurückzuführen. 
Der Lohnunterschied blieb nach dem FZA insgesamt robust, wenn auch neu zugewanderte 
rund 2.1% weniger verdienten als merkmalsgleiche Ausländer, welche vor dem FZA einge-
reist waren.  
 
Zusätzlich wurde untersucht, wie sich die Löhne in verschiedenen Arbeitsmarktsegmenten 
(regional, nach Qualifikationsstufen und Branchen) in Abhängigkeit vom Ausmass der Zu-
wanderung entwickelten. Ein allgemeiner Lohndruck konnte dabei nicht identifiziert werden. 
Löhne von Schweizer/-innen kamen nicht unter Druck. Bei hochqualifizierten Schweizer/-
innen und EU17/EFTA-Ausländer/-innen nahmen die Löhne durch die Zuwanderung sogar 
um rund 1% jährlich zu. Eine Lohndämpfung von jährlich rund 1% war ausschliesslich bei 
niedriger qualifizierten Ausländern aus Nicht EU17/EFTA-Staaten festzustellen. Sie wurden 
möglicherweise durch besser qualifizierte Zuwanderer konkurrenziert.   
 

                                                 
51 Die Ergebnisse beziehen sich nur auf die isolierten Effekte der Zuwanderung und nicht auf die insgesamt resul-
tierende Lohnentwicklung. D.h. die Löhne von hoch qualifizierten Arbeitskräften wuchsen im Zeitraum 2002-2008 
trotz dämpfender Wirkung der Zuwanderung stärker als jene von tief und mittel qualifizierten Arbeitskräften, weil 
die Nachfrage nach höheren Qualifikationen stets stärker wuchs.   
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Für die Jahre 2002-2008 haben Henneberger und Ziegler (2011) untersucht, inwieweit sich 
Einstiegslöhne in verschiedenen Branchen bei Kontrolle solcher beobachtbarer Faktoren 
anders entwickelt haben als die Löhne der bestehenden Belegschaft. Die Autoren kommen 
zum Schluss, dass vor allem Einstiegslöhne ausländischer Angestellter in den Jahren 2004-
2008 in verschiedenen Branchen signifikant tiefer ausfielen als bei etablierten Arbeitskräften 
in Zentralregionen mit gleichen lohnrelevanten Merkmalen (wie z.B. Ausbildung, Alter, beruf-
liche Stellung, etc.). Sie interpretieren zumindest einen Teil der Lohndifferenzen als Effekt 
des FZA, obwohl die Differenz zumeist schon im Ausgangsjahr 2004 vorlagen. Ob sich die 
Differenz erst mit dem FZA geöffnet hatte, konnten sie auf der Grundlage der verwendeten 
Daten ab 2004 nicht überprüfen. 
 
Die Vermutung, wonach Einstiegslöhne in Grenzregionen stärker unter Druck kämen als in 
Zentralregionen konnte nicht bestätigt werden. Dass sich die Löhne der Referenzgruppe in 
der Mehrzahl der Branchen besser entwickelte als in den Vergleichsgruppen deuten die Au-
toren ebenfalls als Lohndruck des FZA. Nach Ausbildungen differenziert fanden die Autoren 
vermehrt Lohnabschläge bei weniger qualifizierten Arbeitskräften.   
 
Eine Studie von Favre (2011) untersuchte den Zusammenhang zwischen dem Ausmass der 
Zuwanderung in verschiedenen Berufsgruppen und der Lohnentwicklung sowie der Lohnver-
teilung von einheimischen und niedergelassenen ausländischen Arbeitnehmenden anhand 
der Lohnstrukturerhebungen 1994-2008. Ähnlich wie Gerfin und Kaiser (2010) findet er ge-
wisse lohndämpfende Effekte bei Berufsgruppen mit hohem Anforderungsniveau wohinge-
gen die Zuwanderung bei niedrigen Qualifikationsgruppen keinen messbaren Lohndruck 
erzeugte. Die Auswirkungen dieser Effekte auf die Lohnverteilung insgesamt werden als ver-
nachlässigbar klein bezeichnet.  
 
Die aktuellste Studie zu den Auswirkungen der Personenfreizügigkeit auf die Löhne in der 
Schweiz hat das Observatoire Universitaire de l’Emploi (OUA) der Universität Genf (Müller, 
Asensio, Graf, 2013) im Auftrag des SECO erstellt. Die Analyse basiert auf den Daten der 
Schweizerischen Lohnstrukturerhebung (LSE) und umfasst den Zeitraum 1996-2010. Sie 
untersucht, wie sich die Struktur der erwerbstätigen Bevölkerung durch die Zuwanderung mit 
Hinblick auf Qualifikationen und Berufserfahrungen beeinflusst hat und wie die Löhne von 
ansässigen und zugewanderten Arbeitskräften darauf reagiert haben. Die Studie kommt da-
bei zu folgenden Hauptergebnissen: 
 
Die Zuwanderung hat das Qualifikationsniveau der Erwerbstätigen in der Schweiz positiv 
beeinflusst. Die Zunahme des Qualifikationsniveaus durch den Eintritt von besser ausgebil-
deten Einheimischen und die Zuwanderung ausländischer Fachkräfte erklärt denn auch den 
grössten Teil des Medianlohnwachstums zwischen 2004 und 2010. Die Entlöhnung von Bil-
dung und Berufserfahrung hat zwischen 2004 und 2010 im Bereich mittlerer Löhne ebenfalls 
leicht zugenommen. Stärkere Zunahmen verzeichneten jedoch Lohnempfänger im unteren 
sowie im oberen Bereich der Lohnverteilung.  
 
Ökonometrische Schätzungen ergeben, dass Auswirkungen der Zuwanderung auf die Lohn-
entwicklung in der Schweiz insgesamt von geringem Ausmass sind, dass jedoch verschie-
dene Gruppen unterschiedlich davon betroffen sind. Den stärksten durch die Zuwanderung 
bedingten Lohndruck verzeichneten junge (einheimische oder ausländische) tertiär gebildete 
Arbeitskräfte, die bereits über eine gewisse Berufserfahrung (10 –15 Jahre) verfügen. Wäre 
der Ausländeranteil in der Periode 2004-2010 konstant geblieben, hätten ihre Reallöhne im 
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Jahr 2010 um ca. 1,6% höher gelegen (vgl. Tabelle 3.5). Eine vergleichbare Lohneinbusse (–
1,4%) ist bei älteren ausländischen Arbeitskräften ohne nach-obligatorische Schulbildung mit 
mehr als 35 Jahren Berufserfahrung zu finden. Moderatere, negative Lohneffekte bis zu -
0.6% finden sich bei ansässigen ausländischen Arbeitnehmenden mit 15 bis 35-jähriger Be-
rufserfahrung. 
 
Für niedrig qualifizierte einheimische Arbeitskräfte ist die Zuwanderung tendenziell von Vor-
teil. Gemäss Schätzungen der Autoren lagen deren Reallöhne 2010 um 1.1% über dem Ni-
veau, das sie bei konstantem Ausländeranteil erreicht hätten. Einerseits können sie aufgrund 
der Komplementarität zwischen ansässigen und neu zugewanderten höher qualifizierten 
Personen aus anderen europäischen Staaten profitieren, durch deren Ankunft die Nachfrage 
nach niedrig qualifizierten Arbeitskräften tendenziell gesteigert wird. Andererseits sind sie 
teilweise vor der direkten Konkurrenz zu den niedrig qualifizierten neu zugewanderten Ar-
beitskräften geschützt, da sie auf jene Tätigkeitsbereiche spezialisiert sind, in denen es we-
nig ausländische Konkurrenz gibt.  
 
Auf Erwerbstätige, die über eine Ausbildung der Sekundarstufe II  (Berufsbildung oder Matu-
rität) verfügen, hatte die Zuwanderung der letzten Jahre nur geringfügige Auswirkungen: 
Arbeitskräfte mit sehr langer und mit sehr kurzer Berufserfahrung profitierten von der Zu-
wanderung tendenziell in Form leicht erhöhter Löhne, während Personen mit mittellanger 
Berufserfahrung (11-20 Jahre) marginal negative oder neutrale Effekte der Zuwanderung 
verzeichneten. 
 

Tabelle 3.10: Auswirkung der Zuwanderung der letzten Jahre auf die Reallöhne im Jahr 2010 
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4 Auswirkungen des FZA auf die Sozialversicherungen 

4.1 Auswirkungen des FZA auf die 1. Säule 

Die 1. Säule profitiert vom grenzüberschreitenden Personenverkehr aus den EU/EFTA-
Mitgliedstaaten, denn das Verhältnis zwischen Aktiven und Rentnern wird durch die Zuwan-
derung von Erwerbstätigen verbessert, indem mehr Beiträge in die AHV/IV fliessen. Dieser 
Zufluss führt langfristig zu zukünftigen Rentenansprüchen der Zuwanderer, welche die AHV 
in 30 oder 40 Jahren belasten werden. Da sich keine signifikanten Unterschiede in Bezug auf 
die Auswirkungen des FZA auf die 1. Säule zwischen den EU 27 und EFTA Ländern gezeigt 
haben, werden diese zusammen abgebildet und mit Drittstaaten bzw. mit der Schweiz in 
Vergleich gesetzt. 
 

4.1.1 Entwicklung der beitragspflichtigen Lohnsummen in der 1. Säule im Ver-
gleich 

Die Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeiträge stellen die Hauptfinanzierungsquelle der ersten 
Säule (AHV/IV/EO/EL) dar. Im Jahre 201152 deckten diese 65% der Ausgaben dieses Sys-
tems. Die AHV-Einkommensstatistik erlaubt eine genaue Nachverfolgung der Entwicklung 
des beitragspflichtigen Wirtschaftssubstrats im entsprechenden Zeitraum. Die in der Abbil-
dung 4.1 dargestellte Entwicklung der beitragspflichtigen Lohnsummen von 2000 bis 2010 
weist folgende Merkmale auf: Das Wachstum der Lohnsumme hat sich in engem Zusam-
menhang mit dem Konjunkturzyklen der letzten 10 Jahre entwickelt. Während der positiven 
Phasen war das Wachstum der beitragspflichtigen Lohnsumme der ausländischen Versi-
cherten höher als dasjenige der Lohnsumme der schweizerischen Versicherten. Die Entwick-
lung der Lohnsumme der ausländischen Versicherten widerspiegelt ein Umlagerungsphä-
nomen, das im Einklang mit dem im Zuge der bilateralen Verträge eingeführten Zwei-Kreise-
Modell steht.  

                                                 
52 Schweizerische Sozialversicherungsstatistik 2012, Tabellen GRSV 10 und GRSV 14 
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Abbildung 4.1: Entwicklung der beitragspflichtigen Lohnsumme in der AHV nach Nationalität 
der Beitragszahlenden 

 
Quelle: BSV: 2009* Jahr der Registerharmonisierung. Auswirkungen: Umverteilung EU/EFTA und Drittland Bezü-
ger auf Schweizer(Doppelbürger) in den Jahren 2008/2009. Vergleiche Merkmal Nationalität nicht möglich mit 
dem Vorjahr. 
 
Während bis 2002 die stärkste Entwicklung bei den Staatsangehörigen von Drittstaaten zu 
verzeichnen war, erfolgte in den Jahren 2002 bis 2004 eine Abschwächung des Wachstums. 
In den Jahren 2005-2008 stieg das Wachstum jedoch wieder an. Die Entwicklung der bei-
tragspflichtigen Lohnsumme der EU/EFTA-Staatsangehörigen verlief parallel −  allerdings ab 
2005 auf einem markant höheren Niveau. Ab 2010 erfolgt wieder eine leichte Abschwächung 
des Gesamtwachstums. 
 

Eine ähnliche Entwicklung zeigt die Veränderungsrate der Anzahl Erwerbstätiger, welche 
AHV- Beiträge entrichtet haben (vgl. Abbildung 4.2). Während die Wachstumsrate der 
Schweizer Beitragspflichtigen in den 2000er Jahren eher moderat war, verlief im gleichen 
Zeitraum die Wachstumsentwicklung der ausländischen Beitragspflichtigen viel dynamischer 
− bis 2002-2003 verzeichneten die Drittstaatsangehörigen hohe Wachstumsraten und ab 
2004-2005 die EU/EFTA-Staatsangehörigen.   
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Abbildung 4.2: Veränderungsrate Anzahl Erwerbstätiger, die zwischen 2000 und 2010 Beiträge ent-
richtet haben 

 
Quelle : BSV, Erwerbstätige = Angestellte 
2009* Jahr der Registerharmonisierung. Auswirkungen: Umverteilung EU/EFTA und Drittland Bezüger auf 
Schweizer(Doppelbürger) in den Jahren 2008/2009. Vergleiche Merkmal Nationalität nicht möglich mit dem 
Vorjahr. 
 

Die AHV-Einkommensstatistik ist weder eine Migrations- noch eine Arbeitsmarktstatistik. Sie 
enthält deshalb keine Angaben zu den Gründen für die Zugänge und die Abgänge bei den 
Beitragspflichtigen. 
 

4.1.2 Anteil der Ausländerinnen und Ausländer an der Finanzierung der 1. Säu-
le 

Mit der dynamischeren Entwicklung der Lohnsumme der ausländischen Staatsangehörigen 
hat sich auch ihr Anteil an der Finanzierung der 1. Säule erhöht. Der Anteil der schweizeri-
schen Staatsangehörigen ist innert 9 Jahren von 75.2% auf 72.8 % gesunken. Demgegen-
über erhöhte sich der Anteil der EU/EFTA-Staatsangehörigen von 18.5 % auf 22.0 %.  Der-
jenige der übrigen ausländischen Staatsangehörigen sank ebenfalls um einen Prozentpunkt 
von 6.2 % auf 5.2 %. Das FZA hatte über die starke Zuwanderung qualifizierter Arbeitskräf-
ten positive Auswirkungen auf die Einnahmen der 1. Säule. 

Tabelle 4.1 : Verhältnis der beitragspflichtigen Einkommen* nach Nationalität der Beitragszahlenden  

  2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008** 2009** 2010

Schweiz 75.2% 75.2% 74.9% 74.8% 74.2% 73.4% 72.4% 73.7% 73.5% 72.8%

EU/EFTA 18.5% 18.5% 18.8% 18.9% 19.5% 20.2% 21.2% 20.9% 21.3% 22.0%

Drittstaaten 6.2% 6.3% 6.3% 6.3% 6.3% 6.3% 6.4% 5.4% 5.1% 5.2%

Total 100.0% 100.0% 100.0% 100.0% 100.0% 100.0% 100.0% 100.0% 100.0% 100.0%
*Alle beitragspflichtigen Einkommen berücksichtigt 
2009** Jahr der Registerharmonisierung. Auswirkungen: Umverteilung EU/EFTA und Drittland Bezüger auf 
Schweizer(Doppelbürger) in den Jahren 2008/2009. Vergleiche Merkmal Nationalität nicht möglich mit dem 
Vorjahr. Quelle : BSV.  
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4.1.3 Anteil der EU/EFTA-Staatsangehörigen an der Finanzierung und bei den 
Leistungen der 1. Säule 

Die Hauptfinanzierungsquelle der 1. Säule sind die Beiträge von Versicherten und Arbeitge-
bern. Im Jahre 201153 deckten sie 65 % der Ausgaben. Der Rest wird von der öffentlichen 
Hand, mittels zweckgebundener Steuern und durch "Schuldanerkennungen" (IV-Defizit ge-
genüber dem AHV-Fonds) finanziert. Die EU/EFTA-Staatsangehörigen trugen zu 22.0 % zur 
Finanzierung bei. Sie bezogen andererseits rund 15.7 % der Summe der ausgerichteten 
AHV-Renten, 15.9 % der Renten und Eingliederungsmassnahmen der IV sowie 9.4 % der 
Ergänzungsleistungen und 12.1  % der Entschädigungen für Erwerbsausfall54. Insgesamt 
bezogen sie 15 % der Gesamtsumme der individuellen Leistungen der 1. Säule. 
 

Abbildung 4.3: Anteil der Staatsangehörigen der EU und EFTA in Bezug auf die beitragspflichtigen 
Einkommen und die Hauptleistungen der 1. Säule55 

 
 Quelle : BSV, Alle beitragspflichtigen Einkommen berücksichtigt 

  

                                                 
53 53 Schweizerische Sozialversicherungsstatistik 2012, Tabellen GRSV 10 und GRSV 14 
 
54 Auswertung aufgrund der aktuellsten verfügbaren Daten (AHV-Einkommen 2010 (alle Beitragspflichtige Einkommen), EO 
2011, EL 2012, Eingliederungsmassnahmen IV 2012, AHV und IV Renten 2012) 
55 Verteilung gemäss der aktuellsten verfügbaren statistischen Grundlagen (AHV-Beiträge: 2010, Leistungen im Allgemeinen im 
Jahr 2011) 
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Abbildung 4.4: Verteilung der Beiträge* und der AHV/IV-Renten nach Nationalität 

 
 
Quelle : BSV, *Alle beitragspflichtigen Einkommen berücksichtigt: 2010, AHV/IV-Renten 2012 

 
Betrachten wir ausschliesslich die AHV- und IV-Renten – den bedeutendsten Leistungsbe-
reich der ersten Säule – so stellen wir fest, dass die ausländischen Staatsangehörigen mas-
sgeblich zur Finanzierung und Sicherung dieser Sozialwerke beitragen. Langfristig begrün-
den die Beitragszahlungen natürlich auch Rentenansprüche, welche die AHV in 30 bis 40 
Jahren belasten werden.  
 

4.2 Auswirkungen des FZA auf die Invalidenversicherung IV 

Im Jahre 2012 entsprachen die ordentlichen Renten 64 % des Ausgabenvolumens der IV56. 
Es wurden rund 271'000 Invalidenrenten ausgerichtet, davon 187'000 an schweizerische 
Staatsangehörige, 54'000 an EU/EFTA Staatsangehörige und 30'000 an Drittstaatsangehöri-
ge. Wie aus der Abbildung 4.5 ersichtlich ist, hat das FZA nicht zu einer Zunahme der Ren-
tenbezüger in der IV geführt. Nach einem Höchststand im Jahre 2002 (regelmässige Ver-
gleichsrechnung im Januar vorliegend, vor dem Inkrafttreten des FZA) war die Entwicklung 
der Rentnerzuwachsrate regelmässig rückläufig. Der rückläufige Trend ist bei den EU/EFTA-
Staatsangehörigen ausgeprägter als bei den Schweizern. Da jene mittels Beitragszahlungen 
in grösserem Ausmass zur Finanzierung der IV beitragen (22.0%) als sie Leistungen bezie-
hen (15.9% der IV-Renten und Eingliederungsmassnahmen), kann festgestellt werden, dass 
die Personenfreizügigkeit und damit der Zugang der EU-Staatsangehörigen zu den IV-
Leistungen keine bedeutende Mehrbelastung für die IV zur Folge hatte. Die Befürchtung, die 
Personenfreizügigkeit führe zu einer massiven Zunahme der Anzahl ausländischer IV-
Leistungsbezüger hat sich nicht bewahrheitet. Der allgemeine Rückgang bei den neuen Ren-

                                                 
56 Schweizerische Sozialversicherungsstatistik, SVS 2012, Tabelle IV 4 
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ten ist unter anderem auf die generell erhöhte Sensibilität aller Akteure im IV-Bereich sowie 
auf neue Prüfungsinstrumente, die durch die 4. bzw. 5. IV-Revision eingeführt wurden, zu-
rückzuführen. Die Probleme, mit der die IV heute zu kämpfen hat, sind folglich keine Folge 
der Personenfreizügigkeit. 
 

Abbildung 4.5: Jährliche Entwicklung der Anzahl IV-Renten nach Nationalität  

 
Quelle : BSV 
 

Die Gesamtzahl der IV-Rentner nimmt seit 2006 ab. Seit 2009 verzeichnen erstmals alle 
Nationalitätengruppen einen Rückgang.  
 

Tabelle 4.2: Anzahl der IV-Rentenbezüger nach Nationalität 2001-2012 

  2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009* 2010 2011 2012 

Schweizer 162'270 170'255 178'110 183’529 190'536 189'416 188'606 187'073 192'585 190'628 189’531 187‘310

EU27/EFTA 65'449 66'927 67'954 68’199 69'274 67'232 65'965 64'768 60'135 57'994 55’706 53‘738

Drittstaaten 21'796 25'192 28'574 31’473 33'441 34'241 34'992 35'912 31'261 30'905 30’528 29‘962

Total 249'515 262'374 274'638 283’201 293'251 290'889 289'563 287'753 283'981 279'527 275’765 271‘010

 

Tabelle 4.3: Jährliche Veränderungsrate der IV-Rentenbezüger nach Nationalität 2001-2012 

  2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009* 2010 2011 2012 

Schweizer 6.1% 4.9% 4.6% 3.0% 3.8% -0.6% -0.4% -0.8% 2.9% -1.0% -0.6% -1.2% 

EU27/EFTA 3.7% 2.3% 1.5% 0.4% 1.6% -2.9% -1.9% -1.8% -7.2% -3.6% -3.9% -3.5% 

Drittstaaten 15.3% 15.6% 13.4% 10.1% 6.3% 2.4% 2.2% 2.6% -13.0% -1.1% -1.2% -1.9% 

Total 6.2% 5.2% 4.7% 3.1% 3.5% -0.8% -0.5% -0.6% -1.3% -1.6% -1.3% -1.7% 

 
Quelle: BSV: 2009* Jahr der Registerharmonisierung. Auswirkungen: einmalige Umverteilung EU/EFTA und Dritt-
land Bezüger auf Schweizer(Doppelbürger). Vergleiche Merkmal Nationalität nicht möglich mit dem Vorjahr. 
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4.3 Auswirkungen des FZA auf die Ergänzungsleistungen EL 

Im Jahr 2012 richtete die 1. Säule Ergänzungsleistungen an rund 295'000 Personen aus. 
Einen entsprechenden Leistungsanspruch haben die rund 1.7 Mio. AHV- und IV-
Rentenbezüger, die in der Schweiz wohnen und in bescheidenen wirtschaftlichen Verhältnis-
sen leben. Die Ergänzungsleistungen garantieren ein Mindesteinkommen.  
 
Ende 2012 waren 77 % der EL-Bezüger schweizerische Staatsangehörige, 12 % EU/EFTA 
Staatsangehörige und 11 % Drittstaatsangehörige. Bei der Verteilung erhalten EL-Bezüger 
schweizerischer Staatsangehörigkeit 81%, EU/EFTA-Bürger und Staatsangehörige aus Dritt-
staaten jeweils 19% der ausbezahlten Leistungssumme. 
 

Abbildung 4.6: Jährliche Wachstumsrate der Bezüger von Ergänzungsleistungen der AHV/IV nach 
Nationalität zwischen 2001 und 2012 

 
Quelle: BSV 
 

Tabelle 4.4: Anzahl Bezüger von Ergänzungsleistungen der AHV/IV nach Nationalität 2001-2012 

  2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009* 2010 2011 2012 
Schweizer 168'190 173'458 177'919 183'407 188'849 193'532 195'525 199'649 209'566 213'611 221’455 227’072
EU27/EFTA 26'097 27'751 29'023 30'263 31'622 32'834 33'166 34'238 33'035 33'467 34’501 35’226
Drittstaaten 13'556 15'744 18'373 21'120 24'033 26'455 27'941 29'773 28'700 30'070 31’698 32’870
Total 207'843 216'953 225'315 234'790 244'504 252'821 256'632 263'660 271'301 277'148 287’654 295’168
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Tabelle 4.5: Jährliche Wachstumsrate der EL-BezügerInnen AHV/IV nach Nationalität 2001-2012 

  2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009* 2010 2011 2012
Schweizer 1.2% 3.1% 2.6% 3.1% 3.0% 2.5% 1.0% 2.1% 5.0% 1.9% 3.7% 2.5%
EU27/EFTA 5.2% 6.3% 4.6% 4.3% 4.5% 3.8% 1.0% 3.2% -3.5% 1.3% 3.1% 2.1%
Drittstaaten 16.4% 16.1% 16.7% 15.0% 13.8% 10.1% 5.6% 6.6% -3.6% 4.8% 5.4% 3.7%
Total 2.6% 4.4% 3.9% 4.2% 4.1% 3.4% 1.5% 2.7% 2.9% 2.2% 3.8% 2.6%

 
Quelle: BSV: 2009* Jahr der Registerharmonisierung. Auswirkungen: einmalige Umverteilung EU/EFTA und Dritt-
land Bezüger auf Schweizer (→Doppelbürger). Vergleiche Merkmal Nationalität nicht möglich mit dem vorigen 
Jahr. 
 
Die Zahl der EL-Bezüger verzeichnet seit mehreren Jahren eine deutliche Zunahme, wobei 
sich diese in den letzten Jahren von 2000 bis 2006 abgeschwächt hat. Seit 2007 sind die 
Zuwachsraten in Verhältnis mit den vorigen Jahren moderat. Bis 2008 war die Zuwachsrate 
bei den ausländischen immer höher als bei den schweizerischen Staatsangehörigen, dies 
hat sich nun in Bezug zu den EU/EFTA Staatsangehörigen geändert. 
Im Jahr nach Inkrafttreten des FZA war eine - im Verhältnis zur durchschnittlichen - leicht 
erhöhte Zunahme bei den EU-Staatsangehörigen festzustellen. Der Grund hierfür liegt in 
dem vom FZA erleichterten Zugang zu den Leistungen und der daraus resultierenden Auf-
hebung der Karenzfrist für die Eröffnung des Leistungsanspruchs. In den Folgejahren ent-
sprach die Wachstumsrate dem Durchschnitt der Jahre vor dem Inkrafttreten des FZA. Auf 
der anderen Seite konnte ein bedeutender Rückgang der Zunahme bei den anderen auslän-
dischen Staatsangehörigen festgestellt werden. Dies ist einerseits auf die restriktivere Migra-
tionspolitik und andererseits auf die im Bereich der Invalidenversicherung umgesetzten Än-
derungen zurückzuführen. 
 
Die Ergänzungsleistungen sind ausschliesslich für Personen mit Wohnsitz in der Schweiz 
bestimmt. Im Jahr 2012 hatten rund 80 % der AHV/IV-Rentenbezüger aus den EU-Staaten 
Wohnsitz im Ausland und somit keinen Anspruch auf Ergänzungsleistungen. Dieser Anteil 
der Rückkehrer zeigte in den letzten Jahren eine steigende Tendenz.  
 

4.4 Auswirkungen des FZA auf die Unfallversicherung UV 

Das FZA sieht für die Versicherung bei Berufs- und Nichtberufsunfall sowie bei Berufskrank-
heiten die zwischenstaatliche Sachleistungsaushilfe nach dem Muster derjenigen in der 
Krankenversicherung vor. Der Bund finanziert die Kosten der SUVA in ihrer Funktion als 
Verbindungsstelle und trägt die Verwaltungskosten der Leistungsaushilfe, welche sich im 
Jahre 2012 auf rund 331‘960 Franken beliefen.  
 

4.5 Auswirkungen des FZA auf die Krankenversicherung KV 

Die Durchführung der obligatorischen Versicherung für Versicherte im Ausland bietet grund-
sätzlich keine Probleme. Das Verfahren bei der Ausübung des Optionsrechts durch Versi-
cherte (gewisse Versicherte können sich von der Versicherungspflicht in der Schweiz befrei-
en lassen und sich im Wohnsitzstaat versichern) ist sowohl für die zuständigen kantonalen 
Behörden als auch für die Versicherer anspruchsvoll, hat aber bisher keine nennenswerten 
Schwierigkeiten geboten. 
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Was die finanziellen Auswirkungen anbelangt, so setzen sich die Kosten in der Krankenver-
sicherung aus den bei der Gemeinsamen Einrichtung KVG anfallenden Kosten für die Durch-
führung der internationalen Koordination (Leistungsaushilfe und Aufgaben gegenüber Rent-
nerinnen und Rentnern) und den Kosten für die Prämienverbilligung für die Versicherten im 
Ausland zusammen. 
 
Bei der Durchführung der zwischenstaatlichen Leistungsaushilfe ist die Gemeinsame Einrich-
tung Verbindungsstelle und aushelfender Träger, welcher die Leistungsgewährung zu Lasten 
der ausländischen Versicherung sicherstellt. Die entsprechenden Zinskosten aufgrund der 
Vorfinanzierung der Leistungsaushilfe und die Verwaltungskosten beliefen sich für das Jahr 
2011 auf insgesamt 12 Mio. Franken, wovon 6 Mio. Franken vom Bund und 6 Mio. Franken 
von den Krankenversicherern getragen werden.  
 
Aufgrund des FZA sind bestimmte Personen mit Wohnsitz in einem EU-Staat ebenfalls in der 
Schweiz krankenversicherungspflichtig. Diese Personen haben wie die übrigen Versicherten 
grundsätzlich Anspruch auf individuelle Prämienverbilligung, wenn sie in bescheidenen wirt-
schaftlichen Verhältnissen leben. Verglichen mit dem gesamten Versichertenbestand (7.8 
Mio.) ist gemäss den aktuellsten Zahlen von 2012 der Anteil von Versicherten mit Wohnsitz 
in den EU-Mitgliedstaaten vernachlässigbar (rund 32'000). Für das Jahr 2012 wurden in die 
EU-Staaten denn auch lediglich rund 1.5 Mio. Franken Prämienverbilligungen ausgerichtet, 
wovon 1.5 Mio. Franken vom Bund getragen werden. 
 

4.6 Auswirkungen des FZA auf die Arbeitslosenversicherung ALV 

Am 31. Mai 2009 endete die im Personenfreizügigkeitsabkommen vorgesehene Übergangs-
regelung der Arbeitslosenversicherung (ALV) für die EU15/EFTA Staaten. Seit dem 1. Juni 
2009 gilt der „Acquis communautaire“. Die Übergangsregelung umfasste folgende drei Punk-
te: 
- Kurzaufenthalter mit L-Bewilligung waren in der Schweiz nur dann berechtigt zum Bezug 

von ALV-Leistungen, wenn sie die erforderliche Beitragszeit (12 Monate innerhalb von 2 
Jahren) in der Schweiz erfüllt hatten; 

- Grenzgänger bezogen im Falle von Arbeitslosigkeit ALV-Leistungen im Land ihres Woh-
norts und nicht in der Schweiz; 

- Ein Teil der ALV-Beiträge der Grenzgänger sowie der Kurzaufenthalter, welche die Bei-
tragszeit nicht erfüllten, wurden dem Herkunftsland zurückerstattet (Retrozession). 
 

Die Unterschiede zwischen der Übergangsbestimmung und dem "acquis communautaire" 
sind seit dem 1.6.2009 folgende: 
 
- Die Beitragszeiten der Kurzaufenthalter mit L-Bewilligung, welche in der EU erworben 

wurden, werden für die in der Schweiz erforderliche Beitragszeit angerechnet (Totalisie-
rung); 

- Die ALV-Beiträge der Kurzaufenthalter, welche die Beitragszeit nicht erfüllen, werden 
dem Wohnsitzstaat nicht mehr zurückerstattet (Wegfall der Retrozessionen für die 
EU17-Staaten, diese Reglung galt für die EU8 erst ab 30.04.2011 und für die EU2 erst 
ab 31.05.2016).  

- Die ALV-Beiträge der Grenzgänger wurden dem Wohnsitzstaat zwischen Juni 2009 und 
März 2012 nicht mehr zurückerstattet. Seit April 2012 und Inkrafttreten der EU-
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Verordnung 883 wird dem Wohnsitzstaat die Arbeitslosenentschädigung arbeitsloser 
Grenzgänger während den ersten drei bis fünf Monaten (je nach Beitragszeit in der 
Schweiz) zurückerstattet. Der Wohnsitzstaat stellt dazu der Schweiz detailliert Rech-
nung. 

 
Der Wegfall der Retrozessionen für Grenzgänger zwischen Juni 2009 und März 2012 hatte 
sehr positive Auswirkungen auf die Ausgaben der Arbeitslosenversicherung. Auch die Ein-
führung der fallbezogenen Rückerstattung nach EU-Verordnung 883 ab April 2012 hat zu 
deutlich tieferen Ausgaben geführt als vor Juni 2009. Ebenfalls signifikant ist der Rückgang 
infolge des Wegfalls der Retrozessionen für Kurzaufenthalter, welche die Beitragszeit nicht 
erfüllen. 
 
In Zusammenhang mit den finanziellen Auswirkungen des FZA auf die ALV müssen folgende 
zwei Elemente berücksichtigt werden: Zum einen besteht das Prinzip der Anrechnung von 
Versicherungszeiten (Totalisierung) für die Inhaber einer Aufenthaltsbewilligung (B-
Bewilligung EG/EFTA); zum anderen existiert seit dem 1. Juni 2009 auch für die Kurzaufent-
halter (L-Bewilligung EG/EFTA) das Recht nach der Totalisierung der Beitragszeiten, die 
ihnen vom AVIG vollumfänglich gewährten Leistungen in der Schweiz zu beziehen. Das 
Prinzip der Totalisierung hat jedoch nur geringfügige Auswirkungen auf die Ausgaben der 
Arbeitslosenversicherung. 
 
Die übrigen Bestimmungen des Abkommens, insbesondere der Export von Arbeitslosenent-
schädigungen, haben ebenfalls nur kleine finanzielle Auswirkungen. Für Zahlungen an 
Schweizer, die in der EU Arbeit suchen und für Zahlungen an EU-Staatsangehörige, die in 
der Schweiz Arbeit suchen, erfolgt zwischen den betroffenen Ländern eine Erstattung der 
effektiv erbrachten Leistungen. Seit April 2012 wird die Arbeitslosenentschädigung direkt 
vom Wohnsitzstaat ausbezahlt. 
 
Ferner ist zu berücksichtigen, dass Personen, welche saisonale Beschäftigungsverhältnisse 
eingingen und vor Inkrafttreten des FZA typischerweise nur Kurzaufenthaltsbewilligungen L 
erhalten hätten, v.a. bei Wegfall der Kontingentierung neu B-Bewilligungen beantragen konn-
ten. Diese Personengruppe kann heute in der Schweiz leichter Anspruch auf Arbeitslo-
senentschädigung geltend machen. 
 

4.6.1 Einnahmen und Ausgaben der ALV nach Nationalitätengruppen 

Neben den direkten Auswirkungen des FZA interessiert auch die allgemeinere Frage, inwie-
weit es sich bei den Ausländergruppen, welche in den letzten Jahren vermehrt in die 
Schweiz zugewandert sind, eher um Netto-Zahler oder Netto-Bezüger von Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung handelt. Die aktuellste Abschätzung dazu ist für das Jahr 2010 
möglich. Es handelt sich dabei um das erste Jahr nach der Rezession 2009. Die Arbeitslo-
senquote lag bei relativ hohen 3.5%. Die Arbeitslosigkeit bildete sich im Jahresverlauf zu-
rück, sie lag im Jahresdurchschnitt aber noch immer über dem Wert von 2009. Das Jahr 
2010 ist auch insofern interessant, als der "acquis communautaire" grossmehrheitlich einge-
führt war, was im 2009 nur teilweise der Fall war.  
 
Die Einnahmen der ALV lassen sich anhand von AHV-Einkommensdaten differenziert nach 
Nationalitätengruppen abschätzen. Die aktuellsten Werte zu den Einnahmen in Form von 
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ALV-Lohnbeiträgen beziehen sich auf das Jahr 2010. Von diesen Einnahmen sind die Retro-
zessionszahlungen für ALV-Beiträge von Kurzaufenthaltern (<12 Monate) sowie von Grenz-
gängern aus EU8 und EU2-Staaten in Abzug zu bringen. Bis am 30. Mai  2009 wurden auch 
noch an EU17/EFTA-Staaten Retrozessionszahlungen geleistet, bevor die entsprechenden 
Übergangsbestimmungen sieben Jahre nach Inkrafttreten des FZA wegfielen. Am 1. April 
2011 endeten mittlerweile auch die Retrozessionszahlungen an EU8-Staaten.  
 
Auf der Ausgabenseite der ALV können Leistungen in Form von Arbeitslosenentschädigung 
personenbezogen und damit auch nach Nationalitätengruppen ausgewertet werden. Andere 
Leistungen der Arbeitslosenkassen bzw. der regionalen Arbeitsvermittlungszentren oder 
auch Arbeitsmarktliche Massnahmen oder Kurzarbeitsentschädigungen lassen sich hinge-
gen nicht nach Personen aufschlüsseln. Gleichwohl kann man sich anhand der Anteile, wel-
che verschiedene Ausländergruppen an die Einnahmen beisteuern, bzw. welche diese in 
Form von Arbeitslosenentschädigung beziehen, eine Vorstellung davon machen, welche 
Nationalitätengruppen zu den Netto-Bezügern und welche zu den Netto-Zahlern der ALV 
gehören und in welcher Grössenordnung die Umverteilung liegt.  
 
In Tabelle 4.6 sind entsprechende Anteile für 2010 differenziert für Schweizer/-innen und 
Ausländer/-innen aus ausgewählten EU27/EFTA-Staaten sowie aus  Drittstaaten aufge-
führt.57 Aus diesen Zahlen geht hervor, dass Schweizer/-innen 71.7% der ALV-Beiträge bei-
steuerten, jedoch nur 59.2% der Arbeitslosenentschädigung bezogen. Sie gehörten damit 
klar zu den Netto-Zahlern der ALV. Der Anteil an ALV-Beiträgen übertraf den Anteil an der 
bezogenen Arbeitslosenentschädigung um 21%. Natürlich spiegelt dies die Tatsache, dass 
Schweizer/-innen ein deutlich unterdurchschnittliches Arbeitslosenrisiko aufweisen.  
 
Ausländer/-innen aus dem EU27/EFTA-Raum leisteten demgegenüber 22.8% der ALV-
Beiträge und bezogen 23.2% der Arbeitslosenentschädigung. Der Einnahmenanteil lag damit 
um 2% unter demjenigen der Ausgaben für Arbeitslosenentschädigung. Die Bilanz war also 
2010 praktisch ausgeglichen. 
 
Deutliche Netto-Bezüger der ALV sind dagegen Drittstaatsangehörige. Der Anteil der Ein-
nahmen aus ALV-Beiträgen belief sich 2010 auf 5.6%, während die Ausgaben für Arbeitslo-
senentschädigung 17.6% ausmachten. Die Ausgaben lagen somit um mehr als den Faktor 3 
über den Einnahmen. Auch hier spiegelt sich deutlich das stark erhöhte Arbeitslosenrisiko 
dieser (allerdings sehr heterogenen) Nationalitätengruppe.  
 

Tabelle 4.6: Anteile an Einnahmen der ALV (abzüglich Retrozessionen) und Ausgaben für Arbeitslo-
senentschädigung nach Nationalitätengruppen, 2010 

CH 
EU27/
EFTA

Dritt-
staaten

D F I P EU8+2

ALV Beiträge 71.7% 22.8% 5.6% 6.4% 5.0% 4.6% 2.9% 0.6%

Arbeitslosenentschädigung 59.2% 23.2% 17.6% 5.0% 2.7% 5.6% 5.3% 0.9%

Verhältnis Beiträge/ALE 1.21 0.98 0.32 1.26 1.82 0.82 0.54 0.63

 
Quellen: BSV (Individuelle Konten der AHV), SECO 

 

                                                 
57 Insgesamt beliefen sich die Einnahmen der ALV aus Lohnbeiträgen gemäss AHV-Statistik auf CHF 5.2 Mia. 
Für Arbeitslosenentschädigung wurden CHF 5.0 Mia. ausgegeben.  
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Bei Betrachtung einzelner Nationalitäten aus dem EU/EFTA-Raum fällt zunächst die ausge-
sprochen positive Bilanz französischer Erwerbspersonen auf. Ihr Anteil an der Summe der 
ALV-Beiträge übertraf den Anteil an bezogener Arbeitslosenentschädigung um 82%. Diese 
für die ALV positive Bilanz erklärt sich mit den ALV-Beitragszahlungen französischer Grenz-
gängern und Kurzaufenthaltern, welche seit 2010 nicht mehr an Frankreich retrozediert wer-
den. Diesen Beiträgen standen 2010 auch keine Leistungsansprüche gegenüber. Wie in Ab-
schnitt 3.2.2 gezeigt wurde, weisen französische Erwerbspersonen in der Schweiz über-
durchschnittliche Arbeitslosenquoten auf, womit sie grundsätzlich eher zu den Netto-
Bezügern der ALV gehören würden.  
 
Mit dem Wegfall der Retrozessionen verbesserte sich auch die Bilanz von deutschen und 
italienischen Erwerbspersonen gegenüber der ALV, allerdings fallen dort Grenzgänger und 
Kurzaufenthalter relativ zu den übrigen Erwerbspersonen weniger ins Gewicht. Bei deut-
schen Staatsangehörigen kommt hinzu, dass sie eine relativ geringe Arbeitslosenquote auf-
weisen. Ihre Bilanz gegenüber der ALV fällt 2010 insgesamt positiv aus, wobei das Verhält-
nis von ALV-Beiträgen zu den bezogenen Arbeitslosenentschädigungen mit einem Faktor 
von 1.26 sogar leicht günstiger ausfällt als bei Schweizerinnen und Schweizern mit 1.21. Das 
Beitrags- / Entschädigungsverhältnis von Italienerinnen und Italienern fällt wegen des erhöh-
ten Arbeitslosenrisikos dieser Bevölkerungsgruppe dagegen negativ aus. Der Anteil an den 
ALV-Einnahmen lag 2010 um 18% unter dem Anteil an bezogener Arbeitslosenentschädi-
gung.  
 
Noch etwas ungünstiger fiel die Bilanz bei Staatsangehörigen der EU8 und EU2 (Rumänien 
und Bulgarien) aus. Der Anteil an den Einnahmen lag bei nicht ganz zwei Dritteln (63%) der 
Ausgaben. Das Verhältnis fiel im Quervergleich auch deshalb weniger gut aus, weil 2010 
noch Retrozessionszahlungen im Umfang von 4.5 Millionen Franken geleistet wurden. Diese 
Verpflichtung fiel erst im Verlauf 2011 weg.  
 
Das ungünstigste Beitrags-/Bezugsverhältnis von allen EU/EFTA-Staatsbürgern wiesen Por-
tugiesinnen und Portugiesen auf. Ihr Anteil an den ALV-Beiträgen entsprach 54% der bezo-
genen Arbeitslosenentschädigung. In diesem Verhältnis spiegelt sich die stark erhöhte Ar-
beitslosenquote von Portugiesinnen und Portugiesen (vgl. Abschnitt 3.2.2).   
 

4.6.2 Anrechnung von Versicherungszeiten 

Für Inhaber von Aufenthaltsbewilligungen (Ausweis B und L EG/EFTA) wurde das Recht 
eingeführt, im Ausland geleistete Versicherungszeiten für einen ALV-Leistungsbezug an-
rechnen zu lassen (sog. Totalisierung). Die Zahl der Leistungsbezüger, welche von diesem 
Recht Gebrauch machten, lag 2012 bei 1'767, wovon 1'149 über eine B- und 618 eine L-
Bewilligung verfügten. Der Umfang der ausgerichteten Arbeitslosenentschädigungen dieser 
Personen belief sich 2012 auf knapp 21 Millionen Franken, was 0.5% der insgesamt ausge-
richteten Arbeitslosenentschädigung entsprach.   
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Abbildung 4.7: Anrechnung von Versicherungszeiten (B und L) zwischen 2003 und 2012 

Quelle: SECO, Labour Market Data Analysis LAMDA, (eigene Berechnungen) 
 
 

4.6.3 Arbeitslosenentschädigung an Inhaber einer Kurzaufenthaltsbewilligung 

Aus der untenstehenden Abbildung ist ersichtlich, dass die Inhaber von Bewilligungen         
L-EG/EFTA dank dem Wechsel zu den Koordinationsregeln wie das FZA vorsieht, vermehrt 
Anspruch auf Arbeitslosenentschädigung geltend machen konnten. Im Jahr 2012 bezogen 
Personen mit EU-Kurzaufenthaltsbewilligungen Arbeitslosenentschädigung in der Höhe von 
63 Mio. Franken.   
 
Dieser Kreis von Bezügern von Arbeitslosenentschädigungen war vor dem Inkrafttreten des 
FZA unbedeutend (44 Personen, inkl. 21 Saisonarbeitnehmende mit einer A-Bewilligung im 
Jahre 2001). Ab 2002 verzeichnete er einen starken Zuwachs und bewegt sich seit 2006 auf 
einem Niveau zwischen 5'000 und knapp 6'700 im Jahr 2012. Die Zahl der Leistungsbezüger 
mit Kurzaufenthaltsbewilligungen wies in den letzten Jahren eher geringfügige konjunkturelle 
Schwankungen auf. Dies hat damit zu tun, dass es sich oft um Phasen der Arbeitslosigkeit 
vor- bzw. nach saisonalen Einsätzen handeln dürfte. Bei dieser Form der Arbeitslosigkeit ist 
die konjunkturelle Komponente relativ klein.  
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Abbildung 4.8: Entwicklung der Anzahl Leistungsbezüger und der Summe bezogener Arbeitslosent-
schädigungen von Personen mit Kurzaufenthaltsbewilligungen (L-EG/EFTA) 

Quelle: SECO, Labour Market Data Analysis LAMDA (eigene Berechnungen) 

 

4.6.4 Arbeitslosenentschädigung an Arbeitskräfte aus der EU17/EFTA mit B-
Bewilligungen in typischen Saisonberufen  

Die Erfahrungen mit dem FZA haben gezeigt, dass Personen in typischen Saisonberufen 
nicht ausschliesslich Kurzaufenthaltsbewilligungen erhielten. Mehrkosten aus saisonaler Be-
schäftigung könnten der ALV daher auch durch Personen mit Daueraufenthaltsbewilligungen 
(B-Bewilligungen) entstanden sein. Diese Mehrkosten lassen sich weniger gut direkt ermit-
teln, da nicht alle Personen in diesen Berufen saisonale Beschäftigungsverhältnisse haben. 
In Abbildung 4.9 ist die saisonale Entwicklung von Staatsangehörigen aus EU27/EFTA-
Staaten mit einer B-Aufenthaltsbewilligung in den Berufsgruppen der Landwirtschaft sowie 
des Bau- und Gastgewerbes dargestellt. Wie dabei zu erkennen ist, haben die saisonalen 
Schwankungen dieser Zahlen seit 2004 zugenommen, was u.a. eine Folge neu entstandener 
Ansprüche von Saisonarbeitskräften gegenüber der Schweizer ALV sein dürfte.  
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Abbildung 4.9: Arbeitslosigkeit von Staatsangehörigen der EU27/EFTA mit B-Bewilligungen in Berufen 
der Landwirtschaft sowie des Bau- und Gastgewerbes  

 

Quelle: SECO 

 

Zur Abschätzung der aus dieser Entwicklung entstandenen zusätzlichen Kosten wird das 
Ausmass der saisonalen Arbeitslosigkeit auf Jahresbasis umgerechnet. Als saisonale Ar-
beitslosigkeit wird hier in jedem Monat jene Arbeitslosigkeit betrachtet, welche den Wert des 
Monats Juli im entsprechenden Jahr übertrifft. Im Juli erreicht die Arbeitslosenzahl in den 
meisten Jahren den tiefsten Wert. In Tabelle 4.9 ist die so definierte saisonale Arbeitslosig-
keit in Jahreswerte umgerechnet. Der Anstieg zwischen 2004 und 2012 betrug dabei rund 
1'260 Personen. Unterstellt man  für die durchschnittlichen Kosten arbeitsloser Personen 
einen Wert von 50'000 CHF pro Jahr, lassen sich die zusätzlichen Kosten auf rund 63 Mio. 
Franken schätzen.  

Tabelle 4.7: Saisonale Arbeitslosigkeit von Staatsangehörigen der EU27/EFTA mit B-Bewilligungen in 
Berufen der Landwirtschaft sowie des Bau- und Gastgewerbes, Jahresdurchschnitt 

2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012
EU27/EFTA 375 511 644 683 876 1'124 1'376 1'422 1'638

Quellen: SECO, eigene Berechnungen 

 

4.6.5 Rückerstattung der Beiträge an die Arbeitslosenversicherung von Perso-
nen mit einem L-EU/EFTA Ausweis 

Während den ersten fünf Jahren nach Inkrafttreten des Freizügigkeitsabkommens wurden 
Arbeitslosenversicherungsbeiträge von Personen mit einer L EU/EFTA-Bewilligung, die auf-
grund zu kurzer Beitragszeiten in der Schweiz keinen Anspruch auf Arbeitslosenentschädi-
gung begründen konnten, vom Ausgleichsfonds der Arbeitslosenversicherung an den Hei-
matstaat von EU-Staatsangehörigen rückerstattet (Retrozession). Ab Juni 2002 galt diese 
Regelung für die EU17 Staaten. Ab Juni 2006 wurden Retrozessionen auch für Kurzaufent-
halter aus EU8 Staaten und ab dem 1. Mai 2011 an Kurzaufenthalter aus EU2 Staaten (Ru-
mänien und Bulgarien) ausgerichtet.  
  

0

1'000

2'000

3'000

4'000

5'000

6'000

7'000

8'000

9'000
Ja
n
 0
4

Ju
l 0
4

Ja
n
 0
5

Ju
l 0
5

Ja
n
 0
6

Ju
l 0
6

Ja
n
 0
7

Ju
l 0
7

Ja
n
 0
8

Ju
l 0
8

Ja
n
 0
9

Ju
l 0
9

Ja
n
 1
0

Ju
l 1
0

Ja
n
 1
1

Ju
l 1
1

Ja
n
 1
2

Ju
l 1
2

Ja
n
 1
3



 87

2006 und 2007 erreichten die Retrozessionszahlungen mit rund 30 Mio. Franken ein Maxi-
mum. Unter dem „Acquis communautaire“ werden ab dem 1. Juni 2009 die ALV-Beiträge der 
Kurzaufenthalter, welche die Beitragszeit nicht erfüllen, gegenüber Staaten der EU17 nicht 
mehr zurückerstattet und per 1. Mai 2011 fielen auch die Retrozessionen gegenüber EU8 
Staaten weg. Für das Jahr 2012 dürften noch rund 1 Mio. Franken an ALV-Beiträgen von 
Kurzaufenthaltern aus der EU2 an deren Herkunftsländer retrozediert werden.  
 
Der Wegfall der Retrozessionen für die Kurzaufenthalter ist betragsmässig weitaus bedeu-
tender, als die neu hinzugekommenen Kosten der Totalisierung für arbeitslose Kurzaufent-
halter, wie der untenstehenden Tabelle entnommen werden kann. An Kurzaufenthalter aus 
EU/EFTA-Staaten die sich im Ausland geleistete Beitragszeiten anrechnen liessen (sog. To-
talisierung) wurden 2012 rund 5.6 Mio. Franken an Arbeitslosenentschädigung ausgezahlt.   
 

Tabelle 4.8: Rückerstattung der Beiträge an die ALV von Arbeitnehmern, die sich weniger als 12 Mo-
nate in der Schweiz aufgehalten haben und Arbeitslosenentschädigung an Kurzaufenthalter, welche 
sich im Ausland geleistete Beitragszeiten haben anrechnen lassen 

 Retrozessionen            
(in Mio. CHF) 

Anrechnung von Versiche-
rungszeiten   

(L-EG/EFTA Bewiligung) 
(in Mio. CHF) 

2001 -  
2002 0.8  
2003 25.2  
2004 20.9  
2005 23.6  
2006 30.8  
2007 29.2  
2008 21.4  
2009 10.1 0.4 
2010 4.5 1.3 
2011 2.1 (prov.) 1.9 
2012 1.0 (prov.) 5.6 

 
Anmerkung:Inkrafttreten des FZA am 1.6.2002; ab 1.4.2006 mit EU10; ab 1.6.2009 nur noch EU8 und neu EU2; ab 1.5.2011 
nur noch EU2.   
Quelle: SECO (Rechnungsergebnis ALV) 
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4.7 Bezug von Sozialhilfeleistungen nach Nationalitätengruppen 

Haushalte, deren Einkommen zur Bestreitung des Lebensunterhaltes nicht ausreicht, können 
grundsätzlich Leistungen der Sozialhilfe beantragen. Im Zuge des FZA und der damit ver-
bundenen, vermehrten Zuwanderung aus EU/EFTA-Staaten, war mit einer gewissen Zu-
nahme von Sozialhilfefällen aus den neuen Herkunftsländern zu rechnen.  
 
In Abbildung 4.10 sind die Sozialhilfequoten für drei Nationalitätengruppen sowie für ausge-
wählte Nationen der EU für das Jahr 2011 wiedergegeben. Gemäss dieser Auswertung be-
zogen Staatsangehörige aus EU27/EFTA-Staaten mit einer Sozialhilfequote von 2.9% häufi-
ger Sozialhilfe als Schweizerinnen und Schweizer mit 2.1%. Gleichzeitig lag ihre Bezugsquo-
te leicht unter dem Durchschnittswert von 3.0%. Zwischen den Nationalitäten der EU gab es 
grosse Unterschiede: Während deutsche Staatsangehörige mit 1.7% eine tiefere Sozialhil-
fequote aufwiesen als Schweizer/innen, hatten portugiesische Staatsangehörige mit 4.7% 
eine deutlich erhöhte Quote. Noch etwas höher lag die Sozialhilfequote zumeist bei Staats-
angehörigen von EU8-Staaten und EU2-Staaten. In den vier wichtigsten Herkunftsländern 
reichte sie von 4.5% bei polnischen, über 5.5% bei ungarischen bis 6.0% bei rumänischen 
und bulgarischen Staatsangehörigen. Damit lagen die Sozialhilfequoten deutlich über dem 
Durchschnitt aber nicht über dem Durchschnitt aller Ausländer/innen (6.0%). Drittstaatenan-
gehörige wiesen mit gut 11% mit Abstand die höchste Sozialhilfequote auf. Dies hat auch 
damit zu tun, dass der Bezug von Sozialhilfe bei Ihnen häufig im Zusammenhang mit einer 
Einreise auf dem Asylweg steht.     

 
Abbildung 4.10: Sozialhilfequoten 2011, nach Nationalitätengruppen und ausgewählten Nationalitäten  

 
Quellen: BFS, Sozialhilfestatistik 

 
In der Struktur der Sozialhilfequoten nach Herkunftsländern spiegelt sich im Wesentlichen 
die unterschiedliche Arbeitsmarktsituation (vgl. Abschnitt 3.2.2). Die tiefere Sozialhilfequote 
von EU/EFTA-Staatsbürgern relativ zu den Drittstaaten-Ausländer/innen ist damit primär 
Ausdruck ihrer besseren Arbeitsmarktintegration. Erhöhte Sozialhilfequoten weisen zudem 
(auch innerhalb der EU/EFTA) jene Nationalitätengruppen auf, welche häufiger in Branchen 
mit erhöhtem Arbeitslosenrisiko und/oder tieferen Löhnen tätig sind. 
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Abbildung 4.11: Sozialhilfequoten 2005-2011, nach Nationalität 

  

Quelle: BFS, Sozialhilfestatistik 

 
Betrachtet man die Entwicklung der Sozialhilfequoten der letzten Jahre getrennt nach 
Schweizer/innen und Ausländer/innen so stellt man fest, dass das Verhältnis der beiden 
Quoten praktisch konstant geblieben ist.58  
   
Für die letzten Jahre gibt es insgesamt auch keine Hinweise darauf, dass sich die Situation 
ausländischer Staatsbürger relativ zu Schweizer/innen verschlechtert hätte, sei es bspw. 
durch eine Verdrängung von Drittstaatsangehörigen und/oder eine vermehrte Zuwanderung 
von Personen aus EU/EFTA-Staaten mit erhöhtem Risiko zum Sozialhilfebezug. 
 
Allerdings ist gleichzeitig zu sagen, dass sich aus Sozialhilfequoten nach Nationalitäten 
höchstens indirekt Aussagen zu den Auswirkungen des FZA auf die Höhe der Gesamtquote 
ableiten lassen. Zum einen könnten sich verschiedene Effekte gegenseitig kompensieren. 
Zum anderen ist der Beobachtungszeitraum zu kurz und es fehlen verlässliche Datenwerte 
für die Zeit vor Inkrafttreten des FZA. 
  

                                                 
58 Eine Analyse von Sozialhilfequoten nach einzelnen Nationalitäten ist für den gleichen Zeitraum nicht möglich. 
Daten ab 2009 wurden plausibilisiert und sind nicht hinreichend genau mit früheren Daten zu verbinden. 
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4.8 Fiskalbilanz der "Neuen Zuwanderung" in die Schweiz 

Fiskalbilanzen sind eine Methode, um die Umverteilungswirkungen des gesamten Fiskalsys-
tems auf verschiedene Bevölkerungsgruppen zu quantifizieren. Die Forschungsstelle für Ar-
beitsmarkt- und Industrieökonomik (FAI) der Universität Basel hat ein entsprechendes For-
schungsprojekt in Arbeit. Das BFM hat aus diesem Anlass beim FAI eine Expertise in Auftrag 
gegeben, welche sich auf die vorläufigen Ergebnisse aus dem Forschungsprojekt zur Fiskal-
bilanz der sog. "Neuen Zuwanderung" stützt.    
 
Gemäss Schätzungen von Ramel und Sheldon (2012)weisen  ausländische Haushalte aus 
dem nördlichen EU17/‐EFTA‐Raum und dem nichteuropäischen Ausland gegenwärtig eine 
positive Fiskalbilanz auf. D.h. diese Ausländergruppen zahlen im Durchschnitt mehr in den 
Staatshaushalt (inkl. Sozialwerke) ein als sie Leistungen daraus beziehen. Bei ausländi-
schen Haushalten aus europäischen Nicht‐EU17/EFTA‐Ländern (vornehmlich Ex‐
Jugoslawien) ist die Fiskalbilanz zurzeit hingegen negativ. Bei Haushalten aus dem südli-
chen EU17/EFTA‐Raum ist die Fiskalbilanz in etwa ausgeglichen. In etwa ausgelichen ist die 
Bilanz auch für die ausländischen Haushalte zusammengenommen. Das heisst, dass die 
negativen und positiven Salden der gruppenspezifischen Teilbilanzen sich laut Schätzungen 
im Aggregat gegenseitig aufheben. Die Fiskalbilanz der Zuwanderung aus dem EU17/EFTA-
Raum dürfte im Zeitraum 2003-2009 eher positiv ausgefallen sein, denn ein negativer Ein-
fluss ging in erster Linie von der Bevölkerung aus Nicht-EU17/EFTA-Staaten aus.  
 
Die Autoren gehen davon aus, dass die Fiskalbilanz für die in der Periode 2003-2009 zuge-
wanderte Bevölkerung für die ausländische Bevölkerung die längerfristig in der Schweiz 
bleibt ein zu günstiges Bild zeigt. Aus dem beobachteten Verbleibverhalten verschiedener 
Ausländergruppen folgern sie, dass gut qualifizierte Bevölkerungsgruppen mit einer positiven 
Fiskalbilanz im Durchschnitt eine kürzere Verweildauer in der Schweiz aufweisen als Aus-
ländergruppen mit einer ungünstigeren Fiskalbilanz.59 Für die ausländische Bevölkerung aus 
dem EU17/EFTA-Raum dürfte sich der aktuelle fiskalische Überschuss also über die Zeit 
verringern. Nicht berücksichtigt ist dabei auch noch die jüngste Verschiebung in den Her-
kunftsregionen und die Auswirkungen der Erweiterung der EU auf die Länder Osteuropas. 
Wie die Autoren in ihrer Expertise festhalten, sind bei der Interpretation von Fiskalbilanzen 
auch einige weitere Einschränkungen zu beachten. Insbesondere bei den Aussagen zur 
Entwicklung der Fiskalbilanzen über die Zeit sind verschiedene Annahmen zu treffen, die das 
Ergebnis massgeblich beeinflussen und die sich gegenwärtig nicht durch harte empirische 
Daten absichern lassen. Auch mögliche indirekte Effekte der Zuwanderung auf die wirt-
schaftliche Situation der verschiedenen Bevölkerungsgruppen - seien diese positiver oder 
negativer Art - müssen in der Analyse ausser Acht gelassen werden.    
 

  

                                                 
59 Gemäss Autoren resultiert für die ausländische Bevölkerung langfristig eine negative Fiskalbilanz. Diese resul-
tiert einerseits aus der ungünstigen Bilanz von europäischen Nicht EU17/EFTA-Staatsangehörigen für welche 
gleichzeitig eine hohe Verbleibdauer vorhergesagt wird. Andererseits dürfte die Alterung des Ausländerbestandes 
bei allen Ausländergruppen zu einer Verschlechterung der Fiskalbilanz führen, weil die Parameter zu den Ein-
nahmen und Ausgaben in der Altersvorsorge und den Gesundheitsausgaben über die Zeit pro Kopf konstant 
gehalten werden. Eine Verschlechterung der Fiskalbilanz wäre entsprechend auch für die einheimische Bevölke-
rung zu erwarten. Zur genaueren Beurteilung solcher Punkte ist die definitive Studie der FAI abzuwarten. 
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5 Anhang 

5.1 Mandat des Observatoriums zum FZA 

Das Observatorium hat den Auftrag, die demografischen und arbeitsmarktlichen Auswirkun-
gen der Personenfreizügigkeit auf nationaler Ebene und soweit möglich in den Grossregio-
nen unseres Landes zu beurteilen. Dazu soll das Observatorium:  
 als Plattform der Bundesverwaltung für den Austausch von Informationen dienen; 
 periodisch die wissenschaftlichen Arbeiten oder die von den verschiedenen betroffenen 

Ämtern durchgeführten Analysen zusammenfassen und auf dieser Grundlage die Prob-
leme identifizieren, welche durch den freien Personenverkehr entstehen könnten; 

 wo angezeigt mittel- oder langfristig wissenschaftliche Studien initiieren und begleiten;  
 gegebenenfalls die umfassenden politischen, wirtschaftlichen oder sozialen Konsequen-

zen aufzeigen und entsprechende Vorschläge machen; 
 einen periodischen Bericht über die wichtigsten Aspekte des freien Personenverkehrs 

verfassen. 
 
Ziel des Jahresberichts ist die Beschaffung von Informationen über die Auswirkungen des 
FZA auf die Wanderungsströme zwischen der Schweiz und dem Ausland sowie den Auswir-
kungen auf den schweizerischen Arbeitsmarkt. 
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